
ISSN 0005-7045  |  www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 24. Oktober 2024  |  75. Jahrgang  |  Nummer 20

Sie lesen in dieser Ausgabe
Forum.Heimatpflege.Kommunal – Förderpreise . . . . . . . . .2
Bayerischer Städtetag: Kommunalfinanzen in Schieflage . . . .2
25 Jahre ConSozial in Nürnberg.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .2

GZ-Kolumne Carmen Pepiuk:
Kirche als Ort der Begegnung .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .3

BdSt-Schwarzbuch: Eine Brücke für Fledermäuse  . . . . . . . .3
96 Jahre Klimawandel in Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . .3

Kommunale Finanzthemen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 - 8
Kommunale Energiethemen  . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 - 11
Kommunale Verkehrsthemen l ÖPNV . . . . . . . . . . . . . . 12
Wasser l Abwasser . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13
Aus den bayerischen Kommunen.  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  14 - 16

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik  
und mit  
Wirtschafts-  
und Umweltfragen
zu tun hat, 
braucht die

als umfassende
Informationsquelle  
für kommunale  
Entscheiderinnen  
und Entscheider.

Bayerische
GemeindeZeitung

Verlag Bayer. Kommunalpresse GmbH 
Postfach 825, 82533 Geretsried

Pino stellt fest, dass Litera-
tur nach wie vor konsumiert 
wird; nur eben anders. Sei-
ner Meinung nach wurde aus 
dem Abgesang auf das Buch-
lesen schon längst ein Ever-
green. „Das Buch“, so der Ka-
ter, „ist nicht tot.“  S. 15

Wegen Ausschluss aus der Klimaallianz:

Gemeindetag ist stocksauer
Brandl: „Sehr bedauerlich, dass der Gemeindetag  

aus der Klima-Allianz ausgeschlossen wurde“ 
„Ich kann nicht verstehen, warum Herr Glauber uns aus der Kli-
ma-Allianz ausgeschlossen hat“, so Gemeindetagspräsident Dr. 
Uwe Brandl. „Wir hatten lediglich darum gebeten, dass uns vor 
Unterzeichnung des bayerischen Klimaneutralitätsziels 2040 
ein konkreter Umsetzungspfad aufgezeigt wird“. Als Verant-
wortlicher für die Wärmeplanung, die nach dem Bundesgesetz 
auf das Jahr 2045 ausgerichtet ist, müsse man wissen, wie die 
vorgezogene Dekarbonisierung im Wärmesektor, gerade auch 
finanziell, in Bayern bewerkstelligt werden soll. 

Vor zwei Wochen (10. Oktober) fand die 20-Jahr-Feier der Kli-
ma-Allianz Bayern statt, in der der Bayerische Gemeindetag seit 
2008 Mitglied war. Anlässlich des Jubiläums wurde eine neue 
Charta von den Partnern bei dem Staatsempfang unterzeich-
net, in der sich diese verpflichten, Klimaneutralität in Bayern 
bis 2040 voranzutreiben. Die Wärmeplanung und das Gebäude-
energiegesetz sind jedoch auf das Jahr 2045 ausgerichtet, so-
dass auch nach 2040 neue Gas- und Ölbrenner unter bestimm-
ten Voraussetzungen zulässig sind. Auch in den Wärmenetzen 
bleiben dann noch fossile Anteile möglich. Alle 2.056 Städte und 
Gemeinden in Bayern sollen in Kürze für die Wärmeplanung ver-
antwortlich werden. Deshalb wollte der Gemeindetag vom Um-
weltministerium vor der Unterzeichnung wissen, wie dieses Ziel 
schon fünf Jahre vorher in Bayern erreicht werden kann. Brandl: 
„Wir müssen vor Unterzeichnung Klarheit haben, welche Umset-
zungsschritte damit für unsere Mitglieder verbunden sind.“ Dies 
wurde mit dem Hinweis, dass die Charta keine bindende Ver-
pflichtung sei, nicht aufgegriffen. 

Auch unser Vorschlag, dass der Gemeindetag mit der Unter-
zeichnung bis zu der vom Wirtschaftsministerium bereits an-
gekündigten Wärmestrategie warten wolle, konnte nicht ver-
hindern, dass der Gemeindetag aus der Allianz ausgeschlos-
sen wurde. „Der Bayerische Gemeindetag, der bei den für die 
Energiewende verantwortlichen Fachministerien als konstruk-
tiver Partner bei der Dekarbonisierung unserer Energieversor-
gung bekannt ist, findet sich bereits nicht mehr in der Liste der 
Partner der Klima-Allianz“, heißt es in einer Pressemitteilung des 
kommunalen Spitzenverbands. Vgl. Bericht auf Seite 3. r

CSU-Parteitag in Augsburg:

Für Politikwechsel 
und Neuanfang

Startschuss für den Bundestagswahlkampf: Als Standortbe-
stimmung und Wegweiser für das kommende Jahr diente 
der CSU-Parteitag in Augsburg, an dem Ministerpräsident 
und CSU-Vorsitzender Chef Dr. Markus Söder, Kanzlerkan-
didat und CDU-Chef Friedrich Merz sowie CSU-Generalse-
kretär Martin Huber deutlich machten: „Wir haben den 
Mut, die Kraft und die Entschlossenheit, unser Land wie-
der gemeinsam nach vorne zu bringen. Wir stehen für den 
Politikwechsel, den Deutschland dringend braucht.“

„Während Deutschland we-
gen der Ampel der Abstieg 
droht, ist Bayern das Kraftzent-
rum Deutschlands“, unterstrich 
Söder. Ob Wirtschaft, Sicherheit 
oder Klimaschutz - in allen Be-
reichen stehe der Freistaat her-
vorragend da. Auch in der Bil-
dungspolitik rangiere Bayern an 
der Spitze, denn: „In Bayern gilt 
Ja zu Leistung und Nein zu Gen-
dern und anderem Unsinn.“

Sofortige Neuwahlen

Angesichts der katastropha- 
len Ampel-Politik forderte 
der Parteivorsitzende sofor-
tige Neuwahlen. Bei einer Re-
gierungsübernahme werde die 
Union das Bürgergeld abschaf-
fen, die Cannabislegalisierung 
zurücknehmen, die Migration 
klar begrenzen und insgesamt 
mehr auf Freiheit und Vertrauen 
in die Fähigkeiten der Wirtschaft 
und der Menschen setzen.

Keine Denkverbote

Auf ihrem Parteitag stellte die 
CSU auch inhaltliche Leitplan-
ken für den Wahlkampf auf. Im 
Leitantrag „Irreguläre Migrati-
on beenden, innere Sicherheit 
stärken“ spricht sie sich für ei-
ne Obergrenze von weit unter 
100.000 Asylanträgen pro Jahr 
und eine grundlegende Reform 
des Asylrechts aus. Im vergan-
genen Jahr waren in Deutsch-
land mehr als 300.000 Asylan-
träge registriert worden.

In vielen deutschen Städten 
fühlten sich die Menschen teil-
weise nicht mehr zu Hause und 
sorgten sich um ihre Sicher-
heit, heißt es im Leitantrag. „Die 
Wahrheit ist: Es ist uns über den 

Kopf gewachsen, der Zuzug ist 
zu viel und nicht mehr stemm-
bar. Eine strikte Begrenzung der 
Migration ist dringend nötig.“ 
Zudem bedürfe es einer grund- 
legenden Reform des Asylrechts 
und einer Evaluation betreffen-
der Rechtsinstitute. Dabei dür- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Landrätetagung in Berlin:

Kommunale  
Spielräume  
erweitern

Die diesjährige Landrätetagung führte die bayerischen 
Landkreischefs nach Berlin. Dort führten sie zahlreiche Ge-
spräche, unter anderem mit einer Reihe von Bundesminis-
tern. Auf der Agenda standen die Themen Migrationspoli-
tik sowie mehr Geld und Unterstützung für die Kommunen, 
insbesondere auch zum Erhalt von Krankenhäusern.

Die drängenden Herausforde-
rungen in der kommunalen Zu-
sammenarbeit thematisierten 
die Landräte im Gespräch mit 
Vizekanzler und Bundeswirt-

kreise aus dem Bund“, so Kar-
masin.

„Die Mittel, die von oben 
kommen, sind trotz Erhöhun-
gen nicht ausreichend, um die 
enormen Herausforderungen zu 
meistern“, fuhr der Verbands- 
chef fort. Dies führe zu einer 
spürbaren Einschränkung der 
kommunalen Selbstverwaltung 
und Handlungsfähigkeit.

Schwer umsetzbare  
EU-Vorgaben

Auf dem Programm standen 
auch die Herausforderungen 
im Bereich der Energie- und Kli-
mapolitik. Die Landräte wiesen 
darauf hin, dass EU-Vorgaben 
oft schwer umsetzbar seien und 
die kommunale Handlungsfähig-
keit einschränkten. „Wir brau-
chen eine Ziel- statt Detailsteu-
erung. Die Regelungen müssen 
praxisnah sein und den Kommu- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

11. Bayerisches BreitbandForum in Gunzenhausen:

Schlüssel zur  
Wettbewerbsfähigkeit

Über 400 kommunale Entscheidungs- und Mandatsträger 
sowie leitende Mitarbeiter aus Kommunalverwaltungen, 
Ministerien, Wirtschaft und Verbänden nahmen am 11. 
Bayerischen BreitbandForum in Gunzenhausen teil. Zu-
dem folgten 63 Aussteller und Partner, auch aus dem eu-
ropäischen Ausland, der GZ-Einladung. 

Sie erwartete ein vielfältiges 
Angebot mit 25 Vorträgen sowie 
eine Podiumsdiskussion mit Klaus 
Spreng (StMFH), Bürgermeister 
Alfred Holzner (Rottenburg an 
der Laaber), Christoph Rathenow 

(Projektträger Breitbandförde-
rung) und Jürgen Schuster (Cor-
wese GmbH). Als Mitveranstalter 
fungierte erstmals der Bayerische 
Gemeindetag, Medienpartner 
war einmal mehr TV Bayern live.

Auf der Agenda standen The-
men wie die Reform der Bun-
desförderung sowie ein neuer 
Musterbescheid für die Glasfa-
sereinlegung in Straßen. Ergänzt 
wurde das Programm durch 
Vorträge zum Breitbandausbau 
im ländlichen Raum, zu techni-
schen Planungsfragen und zur 
nachhaltigen Gestaltung des 
Ausbaus.

„Das wird die KI schon für  
 (Fortsetzung auf Seite 4)

V.l.: Klaus Spreng, Referatsleiter Digitale Infrastruktur Bayerns, Bayerisches Staatsministerium der  
Finanzen und für Heimat, Constanze von Hassel, GZ-Chefredakteurin, Roman Skrodzki, Referent für 
Kommunalpolitik, BREKO Bundesverband Breitbandkommunikation e.V., Direktor Stefan Graf, Bayeri-
scher Gemeindetag und Erster Bürgermeister Karl-Heinz Fitz, Stadt Gunzenhausen. Bild: Jessica Maiwald-Kassner

Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder. Bild: CSU

Bayerischer Landrätepräsident 
Thomas Karmasin.
 Bild: Bayerischer Landkreistag

schaftsminister Dr. Robert Ha-
beck, MdB. Wie der Präsident 
des Bayerischen Landkreistags, 
Landrat Thomas Karmasin, Fürs-
tenfeldbruck, feststellte, habe 
sich die wirtschaftliche Lage in 
Deutschland deutlich verändert, 
was weitreichende Folgen für 
die Kommunen nach sich ziehe. 
Die Spielräume für Investitionen 
in Infrastruktur und soziale Pro-
jekte seien stark geschrumpft 
und die Haushaltsengpässe näh-
men zu. 

Ausgaben wachsen  
schneller als Einnahmen

„Die Ausgaben wachsen schnel- 
ler als unsere Einnahmen, was 
sich auf alle Bereiche auswirkt – 
von der Sozial- und Jugendhilfe 
bis hin zu den Herausforderun-
gen im öffentlichen Personen-
nahverkehr. Politisch kommen 
die meisten Probleme der Land-
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Landrat Martin Neumeyer  

Landkreis Kelheim  
am 4.11.

Bürgermeister  
Ludwig Waas  

Gemeinde Niederwinkling  
am 6.11.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Sebastian Linner  
Gemeinde Rechtmehring  

am 26.10.

Oberbürgermeister  
Frank Rebhan  

Stadt Neustadt bei Coburg  
am 26.10.

Bürgermeister  
Franz Gassner  

Markt Frontenhausen  
am 29.10.

Bürgermeister  
Reiner Gäbl  

Markt Eslarn  
am 6.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Simon 

Gemeinde Schneizlreuth  
am 5.11.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wilhelm Rehklau 

Gemeinde Deiningen  
am 4.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Tobias Windhorst 

Stadt Töging am Inn  
am 6.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Oliver Schulze  

Gemeinde Sennfeld  
am 6.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Reinthaler 

Gemeinde Eiselfing  
am 30.10.

Bürgermeister Josef Fuchs  
Gemeinde Waidhofen  

am 30.10.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

„Kommunal: Direkt von der Expo Real“ 
Podcast-Gastgeber Dr. Patrik Hof war für die Bayerische Gemeinde- 
Zeitung auf der Expo Real. In jeder GZ-Podcast-Folge nimmt er un-
ter dem Blickwinkel der Kommunen ein neues Thema vor. 

GZ GZ-PODCAST GZ

Folge 1: Top-Standortfaktoren für neue Gewerbeansiedlungen 
Gesprächspartner: Wolfgang Wittmann

Zu dieser GZ-Podcast-Folge hat sich der 
Moderator Dr. Patrik Hof den Geschäfts-
führer der Metropolregion München, 
Wolfgang Wittmann, zu einem Filterkaffee 
eingeladen. Unter dem Motto „Ein Thema, 
ein Interview, ein Kaffee“ geht es um die 
Erfolgsfaktoren, wie Stadt und Land neue 
Gewerbetreibende anziehen können. 

Im Interview verrät Wittmann, der lan-
ge Zeit auch Wirtschaftsförderer war, auf 
welche Faktoren seiner Meinung nach Ge-
werbetreibende bei der Suche nach einem 
neuen Unternehmensstandort achten. Da-
bei sind Kommunikationsnetz, Verkehrsin-
frastruktur und Arbeitskräftepotenzial ge-
nauso wichtige Faktoren wie Steuern und 
Subventionen.
www.gemeindezeitung.de/podcast  r

Forum.Heimatpflege.Kommunal in München:

Förderpreise für vorbildliche Projekte
Auf dem „Forum.Heimatpflege.Kommunal“ in der Residenz 
München wurden acht mit je 1.000 Euro dotierte Förderprei-
se an Heimatpflege-Projekte mit engagierten jungen Menschen 
verliehen. Laut Finanz- und Heimatminister Albert Füracker 
„sind die Ausgezeichneten großartige Vorbilder und zeigen, wie 
Heimatpflege zukunftsfähig gelebt wird“.

Den Preis „Heimatpflege-Aus- 
gezeichnet!“ erhielt zunächst die 
Landjugend Schreez und Umge-
bung (Landkreis Bayreuth). Dort 
sind fünf Kindertanzgruppen ak-
tiv, die überwiegend traditionel-
le Tänze („Volkstanz“) pflegen 
und dadurch viel zum Gemein-
schaftsgefühl und zur Volksmu-
sikpflege in den Orten in der klei-
nen Gemeinde Haag beitragen. 
Die Kindertanzgruppen werden 
zudem von Jugendlichen gelei-
tet. Mit gemeinschaftsbildenden 
Aktionen gehen ihre Aktivitäten 
über reine Tanzproben und -ver-
anstaltungen hinaus.

Siebenbürgisch- 
sächsische Kultur

Die Siebenbürgische Jugend-
tanzgruppe Nürnberg setzt sich 
seit 2008 für die siebenbür-
gisch-sächsische Kultur ein. Das 
tänzerische Repertoire umfasst 
ein breites Spektrum: von alt 
überlieferten siebenbürgischen 
Volkstänzen über selbst choreo-
graphierte Tänze bis hin zu mo-
dernen Country Tänzen wie Line 
Dance. Die Jugendtanzgrup-
pe tritt bei siebenbürgischen 
und fränkischen Veranstaltun-
gen auf und trifft sich auch au-
ßerhalb der Proben, um das Ge-
meinschaftsgefühl zu stärken.

Projekte mit  
heimatpflegerischem Bezug

Brigitte Hartung-Bretz, enga-
giert im ausgezeichneten Hei-
mat- und Geschichtsverein 
Bürgstadt e. V. (Landkreis Mil-
tenberg) und zugleich Real-
schullehrerin, arbeitet mit ih-
ren Schulkindern bereits seit ei-
nigen Jahren an Projekten mit 
heimatpflegerischem Bezug. 
So hat etwa die Erstellung ei-
ner Webseite zum Weinbau in 
Bürgstadt im Rahmen des Wett-
bewerbs „Erinnerungszeichen 
Bayern“ zum Thema „Hier bin 
ich daheim! Was macht meine 
Region besonders?“ den Aner-
kennungspreis und 1. Preis des 
Jugendkulturpreises des Land-
ratsamtes Miltenberg erhalten. 

Der Heimat- und Geschichts-
verein Bürgstadt ist ein Beispiel, 
wie die Heimatpflege vor Ort 
von Schulprojekten profitieren 

kann und umgekehrt.
Im Jahr 2023 wurde mit Schü-

lern der Grundschule am Saller-
ner Berg in Regensburg ein Pro-
jekt mit dem Titel „Warum sind 
die Häuser in der Konradsied-
lung so klein, haben aber so ei-
nen riesengroßen Garten?“ er-
arbeitet. Hierbei erkundeten die 
Kinder im Heimatkundeunter-
richt ihren Stadtteil und erstell-
ten ein multimediales eBook zu 
den Ergebnissen. Die Kindheit 
von damals wurde durch histo-
rische Objekte wie Spielsachen 
und Haushaltsgegenstände zum 
„Anfassen“ gegenwärtig.

Heimat- und  
Volkstrachtenverein

Im Heimat- und Volkstrach-
tenverein Salzweg (Landkreis 
Passau) gibt es eine große Viel-
falt an Kinder- und Jugendgrup-
pen mit insgesamt über 40 Kin-
dern. In diesen Gruppen wird 
auf musikalischem Gebiet hei-
mische Volksmusik und nieder-
bayerisches Liedgut gepflegt 
und weitergegeben. 

Heimatpflegerisches Kultur-
gut wird auf breiter Basis und 
mit großem Engagement der 
Betreuerinnen vermittelt. Kin-
der und Jugendliche werden 
durch ihre Auftritte selbst zu 
Kulturvermittlern und lernen, 
selbstbewusst für die heimische 
Kultur einzutreten.

Das Gymnasium Miesbach 

veröffentlicht mit großer Unter-
stützung des Stadtarchivs die 
sogenannten Miesbacher Hef-
te. Das „Miesbacher Heft“ wur-
de 1985 erstmalig vom Gym-
nasium ins Leben gerufen. Hei-
matkundlich- historische For-
schungen der Schülerinnen und 
Schüler, die im Zusammenhang 
mit dem Ort oder der Region 
um Miesbach stehen, wurden 
damit einer größeren Gruppe 
von Interessierten vorgestellt. 
Bis 2003 sind insgesamt 32 Hef-
te erschienen. Nach 16-jähri-
ger Pause wurde die Reihe der 
„Miesbacher Hefte“ 2019 wie-
der aufgenommen. Stadtarchi-
varin Barbara Wank unterstützt 
die Recherchen mit dem Ar-
chiv-Fundus und bringt sich un-
ter anderem auch als Schriftlei-
terin ein. Ziel ist die Herausgabe 
eines Heftes pro Jahr.

Schimmelreiterverein 
mit Schauspieltruppe

Der Schimmelreiterverein „His- 
torischer Haufen“ in Wertach 
(Landkreis Oberallgäu) wurde 
2003 zur Aufführung der musi-
kalischen Alpensaga „Der Schim-
melreiter“ gegründet. Rund 90 
Mitwirkende, darunter fünf ak-
tive Jugendliche aus dem Ju-
gendtheater Wertach, bilden die 
Schauspieltruppe. Das 2006 ge-
gründete Theater mit derzeit 32 
aktiven Jugendlichen und Kin-
dern im Alter von 9 bis 19 Jah-
ren bildet das zweite Stand-
bein des Vereins. Nach einer Co-
rona-Pause erfolgte 2024 der 
Neustart mit drei Altersgrup-
pen, die jeweils einen Einakter 
auf die Bühne bringen. Alle Stü-

cke sind im Hinblick auf Charak-
tere, Texte und Lieder an die 
ortsgeschichtlichen Verhältnis-
se in Wertach adaptiert. Über-
wiegend wird im Dialekt gespielt 
und gesungen. Zudem wird gro-
ßer Wert darauf gelegt, dass 
sich Jugendliche stark in die Aus-
gestaltung ihres Stückes mit ein-
bringen (Bühnenbild, Rollenaus-
gestaltung).

Eghalanda Gmoi mit  
 Kinder- und Schülergruppe

Die Eghalanda Gmoi z‘ Ge-
retsried e.V. (Landkreis Bad 
Tölz-Wolfratshausen) wurde 
1971 gegründet. Die Egerland-
jugend ist mit einer Kinder- und 
Schülergruppe aktiv bei allen 
Vereinsveranstaltungen im Jah-
reslauf beteiligt, ebenso über-
regional am Bundestreffen der 
Egerlandjugend oder dem Su-
detendeutschen Tag. Neben der 
Brauchtumspflege ist der Er-
halt der traditionellen Volksmu-
sik der Schwerpunkt der Kinder- 
und Jugendgruppe.  DK

25 Jahre ConSozial in Nürnberg:

„Vielfalt stärken, Solidarität leben 
und Wandel gestalten“

Mit rund 4.500 Besucherinnen und Besuchern, über 50 Vorträgen 
im ConSozial-Kongress und 14 Vorträgen im KITA-Kongress so-
wie über 200 Ausstellern auf über 4.000 Quadratmetern Ausstel-
lungsfläche ist die Jubiläums-ConSozial nach zwei Tagen auf dem 
Nürnberger Messegelände zu Ende gegangen. „Vielfalt stärken, 
Solidarität leben und Wandel gestalten“ lautete das diesjährige 
Motto der größten Messe der Sozialwirtschaft in Deutschland.

Bayerns Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder, der die Messe ge-
meinsam mit Sozialministerin 
Ulrike Scharf eröffnete, betonte: 
„Bayern ist dankbar für das sozi-
ale Engagement und die hervor-

ragende Arbeit im Sozialbereich. 
Unsere Wertschätzung gilt allen 
Wohlfahrts- und Sozialverbän-
den, den Pflegekräften und al-
len, die sich im Bereich der Inklu-
sion engagieren. Denn Inklusion 
ist für uns nicht nur ein Schlag-
wort – bei uns wird sie gelebt. 
Der Freistaat engagiert sich hier 
wie kaum ein anderes Land und 
wird auch künftig kräftig inves-
tieren. Denn unsere Menschen 
und der Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft sind es wert. Bay-
ern ist ein soziales, christliches 
und menschliches Land. Das 
wollen wir auch bleiben.“

Soziales ist der Kitt  
unserer Gesellschaft

„Das Soziale ist der Kitt un-
serer Gesellschaft, der alles zu-
sammenhält. Dazu gehört in 
Bayern eine gute Sozialpolitik“, 
stellte Sozialministerin Scharf 
fest: „Gerade in politisch unru-
higen Zeiten wird auf der Con-
Sozial eindrücklich gezeigt, wo-
rauf es wirklich ankommt: das 
Miteinander, den offenen Aus-
tausch und Gemeinsamkeiten 
statt Spaltung.“

Die ConSozial richte die 
Scheinwerfer auf die Menschen, 
die sich für andere einsetzen, so 
Scharf. Die Sozialwirtschaft als 
eine tragende Säule unseres So-
zialstaats werde zum Beispiel 
durch die Freie Wohlfahrtspfle-
ge Bayern, die in diesem Jahr 100 
Jahre besteht, mit Leben gefüllt.

Im Jubiläumsjahr der ConSozi-
al wurde erstmals der Social Im-

pact Preis für das Projekt „Lea-
ding Nurse“ verliehen. Das Pro-
jekt sorgt laut Scharf dafür, dass 
Pflege-Einrichtungen der statio-
nären Langzeitpflege einen fes-
ten Ansprechpartner haben. 
„Alle Fäden der Pflege und Netz-
werkarbeit laufen bei dieser 
Person zusammen. Diese Positi-
on bereichert nicht nur Bewoh-
ner, sondern auch Pflege-Teams, 
indem sie ihnen Orientierung 
und Sicherheit gibt. Außerdem 
setzt sie Qualifizierungs-Anreize 
für Fachkräfte und Mitarbeiter. 
So werden sie motiviert, sich 
weiterzubilden und neue Auf-
gabenfelder zu entdecken. Es ist 
ein kreatives Projekt, das unser 
soziales Bayern fördert.“

Sozialer Innovationspreis

Auf der Bühne des Innova-
tionsparks wurde zum vierten 
Mal der Soziale Innovations-
preis der ConSozial vergeben, 
der Start Ups und ihre inspirie-
renden Ideen ehrt. Der diesjäh-
rige Gewinner ist LifeTeachUs 
e.V. mit dem Projekt „Lebens-
wissen statt Unterrichtsausfall“. 
Bei der nächsten ConSozial be-
kommt der Verein einen kosten-
freien Messestand.

LifeTeachUs, eine 2021 gegrün-
dete, gemeinnützige Bildungs-
organisation aus Berlin, füllt die 
eine Million Ausfallstunden an 
deutschen Schulen mit praxisna-
hen LifeLessons, vermittelt von 
inspirierenden Persönlichkeiten 
aus allen Lebensbereichen – live 
oder online. Unterrichtsausfall 
trifft besonders benachteiligte 
Kinder und verschärft ihre Situ-
ation. Die sogenannten LifeTea-
cher bieten wertvolle Vorbilder, 
eröffnen neue Perspektiven und 
schaffen echte Begegnungen – 
unabhängig vom sozialen Hinter-
grund der Kinder.  DK

Bayerischer Städtetag:

Kommunalfinanzen in Schieflage
Die finanzielle Situation der Kommunen in Bayern hat eine kri-
tische Schwelle erreicht, wie der Vorsitzende des Bayerischen 
Städtetags, Straubings Oberbürgermeister Markus Panner-
mayr, in seiner jüngsten Pressekonferenz deutlich machte. Er 
betonte mit Nachdruck, dass die finanzielle Lage der Kommu-
nen besorgniserregend sei. 2024 erwarte man ein Rekorddefi-
zit von über 5 Milliarden Euro – das höchste seit Jahrzehnten.

„Die Grundlage der kommu-
nalen Selbstverwaltung ist ei-
ne entsprechende Finanzaus-
stattung“, hob der Oberbürger-
meister hervor und verwies auf 
die Herausforderungen durch 
steigende Personalkosten und 
wachsende soziale Aufwendun-

gen. Diese Kosten würden den 
Kommunen kaum Spielraum las-
sen, obwohl die Steuereinnah-
men stagnieren oder sogar ab-
nehmen. So seien die kommu-
nalen Steuereinnahmen 2023 
um 3 Prozent gesunken, wäh-
rend die Ausgaben zweistellige 
Wachstumsraten verzeichnen.

Kostensteigerungen  
bei den Krankenhäusern

Besonders kritisch sei die Si-
tuation der Krankenhäuser, die 
durch nicht ausreichend refinan-
zierte Kostensteigerungen un-
ter Druck geraten. „Das ist kein 
temporäres Phänomen“, warnte 
Pannermayr und warf der Bun-
desregierung Versagen bei der 
Finanzierung des laufenden Be-
triebs vor. „Es gibt dringenden 
Reformbedarf, aber es passiert 
nichts.“ Gleichzeitig forderte er 
vom Freistaat Bayern, sich stär-
ker in die Krankenhausplanung 
einzubringen, um die Situation 
gemeinsam zu bewältigen.

Anpassung des kommunalen 
Finanzausgleichs gefordert

Um den Kommunen mehr 
Handlungsspielraum zu geben, 
forderte Pannermayr eine An-
passung des kommunalen Fi-
nanzausgleichs. Der kommunale 
Verbundanteil müsse von der-
zeit 12,75 Prozent auf 15 Pro-
zent erhöht werden, um den 
steigenden Kosten gerecht zu 
werden. „Es ist jetzt notwendig, 
diesen Schritt zu gehen“, erklär-
te er. Zudem solle der Freistaat 
Bayern weniger auf komplizierte 
Förderprogramme setzen und 
den Kommunen stattdessen di-
rekte finanzielle Unterstützung 
geben. „Mehr Vertrauen, we-
niger Kontrolle“, so der Städte-
tagsvorsitzende.

Freiwillige kommunale  
Leistungen in Gefahr

Die finanziellen Engpässe ge-
fährdeten insbesondere freiwil-
lige kommunale Leistungen, die 
oft das Herzstück des kommu-
nalen Engagements bildeten. 
„Wenn kommunal Engagierte 
nur noch als Verwalter und 
nicht mehr als Gestalter gese-
hen werden, leidet die Motiva-
tion“, warnte Pannermayr. Die 
kommunalen Entscheidungsträ-
ger seien jetzt gefordert, nicht 
nur die finanzielle Lage zu be-

wältigen, sondern auch das ge-
sellschaftliche Engagement und 
den Zusammenhalt zu stärken.

Abschließend forderte der 
Verbandschef eine ehrliche Ana- 
lyse und klare Priorisierungen: 
„Die Komplexität, die wir auf-
gebaut haben, hat eine Ebene 
erreicht, die schwer zu hand-
haben ist.“ Nur durch grundle-
gende Reformen und finanzielle 
Anpassungen könne die Hand-
lungsfähigkeit der Kommunen 
in Bayern sichergestellt werden.

Städtetagschef Markus Panner-
mayr. Bild: CH

Einigkeit bei  
Oberbürgermeisterinnen  
und Oberbürgermeistern

Darüber, dass die Kommu-
nalfinanzen immer mehr in ei-
ne bedrohliche Schieflage gera-
ten, waren sich auch die Ober-
bürgermeisterinnen und Ober-
bürgermeister der 29 Großen 
Kreisstädte in Bayern bei ihrem 
diesjährigen Treffen in Nördlin-
gen einig. Das Lagebild von sta-
gnierenden Steuereinnahmen 
und stark steigenden Ausga-
ben treffe auch besonders auf 
die Großen Kreisstädte zu, hieß 
es. Gerade die Entwicklung auf 
der Ausgabenseite bereitet den 
Oberbürgermeistern Kopfzer-
brechen. Neben den Personal-
ausgaben belasteten vor allem 
die Sozialausgaben die städti-
schen Haushalte. Dies mache 
sich besonders bei der Kreisum-
lage bemerkbar. Der Trend stei-
gender Umlagebelastungen sei 
leider ungebrochen. Die Auf-
stellung von genehmigungsfä-
higen Haushalten für die kom-
menden Jahre werde extrem 
schwierig, stellten die Rathaus- 
chefs fest und verwiesen dar-
auf, dass auch freiwillige Ange-
bote auf den Prüfstand kommen 
müssten.  r

http://www.gemeindezeitung.de/podcast
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die sinkende Zahl der Gläu-
bigen zwingt die beiden gro-
ßen Kirchen in Deutschland 
zum Handeln, wie Medien im-
mer wieder vermelden. Bis 
2060 werden die großen Kir-
chen bis zu 40.000 ihrer Immo-
bilien verkaufen müssen, heißt 
es in einem Bericht der Tages-
schau vom Mai 2023.

Die Kirchen in Deutschland 
stehen vor großen Aufgaben. 
In vielen Gemeinden müs-
sen Strategien gefunden wer-
den, mit denen der eigene Gebäudebestand an-
gesichts sinkender Gemeindemitgliederzahlen, 
veränderter Nutzungsanforderungen und hoher 
Kosten für Instandhaltung und Betrieb an die  
aktuellen und zukünftigen Herausforderungen 
des Gemeindelebens angepasst werden kann.

Auch die 70 Jahre alte Pauluskirche in meiner 
Gemeinde Trabitz ist in die Jahre gekommen und 
wurde mehr und mehr zu einer finanziellen Her-
ausforderung. Die Bausubstanz ist zwar alt, aber 
noch gut. 2019 gab es ein erstes Gespräch mit 
Pfarrer Klausfelder von der evangelisch-lutheri-
schen Kirchengemeinde Neustadt am Kulm, wie 
man mit der Kirche in Zukunft verfahren könnte. 
Will die Gemeinde die Kirche kaufen und entwid-
men lassen, also nicht mehr sakral nutzen? 

Hier kommt Stephan Müller ins Spiel. Der Ge-
schäftsführer von Learning Campus ist seit 1. Ap-
ril 2024 offiziell Mieter der Pauluskirche in Trab-
itz. Sein ebenfalls ortsansässiges Unternehmen, 
das erlebnispädagogische kreative Konzepte 

hauptsächlich für Kinder und 
Jugendliche anbietet, hat sich 
nun selbst auf ein völlig neu-
es Projekt eingelassen. Die Kir-
che bleibt Kirche, aber mit viel-
fältigen Aktivitäten – von der 
Boulderwand bis zur Vorlese-
stunde. Wir sprechen von ei-
ner „Hybrid-Lösung“, die wohl 
in dieser Form derzeit einmalig 
in der Region, wenn nicht so-
gar in ganz Bayern ist. 

Sich treffen und lernen 
(meet & learn) lautet das 
Motto für die Kirche

Anfangs stand nur der Gedanke im Raum, ob 
man sich für die Pauluskirche etwas Neues, Inno-
vatives ausdenken könnte. Mit einem „Oh cool, 
das mach ich jetzt mal“, war es nicht getan. 
Schnell wurde jedoch klar, dass es keine nachhal-
tigere Nutzung gibt und die Ideen für eine „Be-
gegnungskirche“ kamen wie von selbst. 

Inzwischen wurden die Kirchenbänke heraus-
genommen, eine Boulderwand an die Wand ge-
schraubt und links vom Altar wurde eine zwei 
Meter hohe Sprossenwand montiert. 

Die neue „Begegnungskirche“ ist ein vom  
Learning Campus entwickelter Ort für kulturel-
le Veranstaltungen, religiöse Angebote der Kin-
dertagesstätten, umwelt- und erlebnispädago-
gische Aktionen, auch im Bereich der Jugend-
hilfe. Auch eine Tischtennisplatte und ein Kicker 
stehen in der Kirche. 

Weiterhin ist die Kirche aber auch ein Ort der 
Ruhe und Stille, es finden weiterhin Gottesdienste 
statt und weiterhin läuten die Glocken in Trabitz. 

Am Ende ist gemeinsam ein einzigartiges Pro-
jekt umgesetzt worden und die Kirche wurde zu 
einem „Gemeinde- und Gemeinschaftshaus“, 
das regen Zuspruch findet.

GZ KOLUMNE
Carmen Pepiuk

Eine Kirche als Ort  
der Begegnung

Liebe Leserinnen
und Leser,

24. Oktober 2024

Ihre Carmen Pepiuk
Stv. Landesvorsitzende der KPV Bayern
Erste Bürgermeisterin der Gemeinde Trabitz

Umweltminister Thorsten Glauber: 

Allianz Arena beleuchtet 96 Jahre 
Klimawandel in Bayern

Start der Klimawoche und 20-jähriges Jubiläum der Bayerischen Klima-Allianz
Mit einer einzigartig beleuchteten Allianz Arena startete die Bay-
erische Klimawoche: Die Allianz Arena wurde dazu in die Farben 
der bayerischen Klimastreifen getaucht und bildete in 96 Streifen 
großflächig die zurückliegenden 96 Jahre des Klimawandels in Bay-
ern ab. Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber betonte dazu im 
Rahmen der Auftaktveranstaltung: „Bayern soll bis 2040 klimaneut-
ral werden. Dabei zählt jeder Beitrag. Wir wollen die Menschen zum 
Mitmachen motivieren. Die Allianz Arena macht in ihren leuchten-
den Farben den Klimawandel in Bayern sichtbar. Die Außenfassade 
der Allianz Arena ist eine beeindruckende Projektionsfläche für 96 
Jahre Klimageschichte in Bayern. Die Allianz Arena wird so zu Bay-
erns bekanntester Werbefläche für den Klimaschutz.“ 

Jan-Christian Dreesen, Vor-
standsvorsitzender des FC Bay-
ern: „Wir freuen uns, mit un-
serer Allianz Arena Gastgeber 
des Staatsempfangs der Bayeri-
schen Klima-Allianz zu sein. Kli-
maschutz ist für den FC Bayern 
keine Option, sondern eine Ver-
pflichtung – und geht uns al-
le an: Es liegt an uns, die richti-
gen Entscheidungen zu treffen 
für künftige Generationen, und 
mit gutem Beispiel voranzuge-
hen. Wir sind uns dieser Verant-
wortung bewusst, und wir stel-
len sicher, unsere Standorte wie 
die Säbener Straße, den FC Bay-
ern Campus und vor allem unse-
re Allianz Arena fortwährend kli-
maschonender zu betreiben.“

Sensibilisieren  
für den Klimawandel

Startjahr der Projektion ist das 
Jahr 1927: Hier lag die durch-
schnittliche Jahresmitteltempe-
ratur noch 0,3 °C unter dem Re-
ferenzwert der Jahre 1971-2000 
von 7,8 °C. Die Projektion endet 
mit dem Jahr 2023. Hier lag die 
Temperatur bereits 2,3 °C über 
dem Referenzwert.

Ziel der Bayerischen Klimawo-
che ist es, mit einer Vielzahl an 
Veranstaltungen die Bevölke-
rung für den fortschreitenden 
Klimawandel zu sensibilisieren 
und gleichzeitig Möglichkeiten zu 
zeigen, wie auch kleine Maßnah-
men positive Wirkungen auf das 
Klima haben können. Bayernweit 
werden während dieser Aktions-
woche alle Bevölkerungsschich-
ten und Altersgruppen mit viel-
fältigen Veranstaltungen ange-
sprochen, die von Vorträgen 
über Ausstellungen, Energiebe-
ratungen bis zu Workshops und 
Exkursionen in die Natur reichen.

Gleichzeitig fand in der Allianz 
Arena die Jubiläumsveranstal-
tung zum 20-jährigen Bestehen 
der Bayerischen Klima-Allianz 
statt. Die Bayerische Klima-Alli-
anz wurde 2004 von der Bayeri-
schen Staatsregierung gemein-
sam mit dem Bund Naturschutz 
gegründet und hat inzwischen 
über 50 Partner aus Umweltor-
ganisationen und kommunalen 
Spitzenverbänden, Kirchen, Ju-
gendarbeit, Bildung, Wirtschaft 
und Wissenschaft. Auch der FC 
Bayern München e.V. und die Al-
lianz Arena GmbH sind Mitglie-

der der Klima-Allianz. Die Part-
ner der Bayerischen Klima-Al-
lianz bekennen sich zu den Kli-
maschutzzielen der Bayerischen 
Staatsregierung. Überdies hat 
sich jeder Partner individuel-
le Ziele für seine Klimaschutz-
bemühungen gesetzt. Glau-
ber: „Klimaschutz braucht star-
ke Partner. Der Klimawandel ist 

Fakt. Die gute Nachricht ist: Die 
Klimaschutzmaßnahmen wir-
ken. Für uns gilt der Dreiklang 
aus den klaren Klimazielen des 
Klimaschutzgesetzes, der Klima-
milliarde und dem Bayerischen 
Klimaschutzprogramm.“

Treibhausgas-Emissionen 
in Bayern deutlich verringert

Die Treibhausgas-Emissionen 
konnten im Freistaat Bayern im 
Jahr 2022 sowohl absolut als 
auch bezogen auf die Einwoh-
nerzahl deutlich reduziert wer-
den. In Bayern wurden die Treib-
hausgas-Emissionen von 1990 
bis 2022 um 23,7 Millionen Ton-
nen verringert – auf 87,9 Milli-
onen Tonnen CO2-Äquivalente. 
Die Treibhausgas-Emissionen je 
Einwohner beliefen sich im Jahr 

Die Bayerische GemeindeZeitung bleibt am Ball. GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel (4. v. l.) 
nahm namens unserer kommunalen Fachzeitung als Partnerin an der Festveranstaltung von Bay-
erns Umweltminister Thorsten Glauber (2. v. r.) teil. Nicht mehr dabei waren die Vertreter des Baye- 
rischen Gemeindetags. Das Umweltministerium hat den wichtigen Kommunalverband aus der „Kli-
maallianz Bayern“ entfernt. Für Bayerns Gemeinden sind die Ansprüche der Bundesregierung – 
ebenso wie die der Staatsregierung – unhaltbar und unbezahlbar (vgl. Kasten Seite 1).  Bild: stmuv

2022 auf 6,6 Tonnen, gegenüber 
noch 9,9 Tonnen im Jahr 1990. 
Das entspricht einem Rückgang 
um über 33 Prozent. 
Videos: www.stmuv.bayern.de r

Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler in Bayern:

Eine Brücke für Fledermäuse
Zahlreiche Beispiele öffentlicher Verschwendung

Ein teurer Multifunktionsplatz, kostspielige Hinweisschilder und 
eine Brücke für Fledermäuse: Auf zahlreiche Fälle öffentlicher Ver-
schwendung weist der Bund der Steuerzahler in Bayern in seinem 
neuen Schwarzbuch hin. Insgesamt führt der Bericht hundert Fäl-
le aus dem gesamten Bundesgebiet auf, in denen nach Ansicht 
des BdSt nicht verantwortungsvoll mit Steuergeldern umgegan-
gen wurde. Wieder einmal sei es nicht schwer gewesen, Beispie-
le für die „Es ist ja nicht mein Geld“-Haltung in Politik und Ver-
waltung zu finden, betonte die Vizepräsidentin des Bundes der 
Steuerzahler (BdSt) Bayern, Maria Ritch, in München. 

Jedes Jahr prangere der BdSt 
die Sorglosigkeit und Fahrlässig-
keit beim Umgang mit Steuer-
geldern an — das Schwarzbuch 
sei dabei nur die „Spitze des Eis-
bergs“. Beheben werde man 
dies erst dann, wenn ein Straf-
tatbestand der „Haushaltsun-
treue“ eingeführt wird, erklärte 
Ritch. Andernfalls werde er öf-
fentliche Schuldenberg munter 
weiterwachsen.

Hunderte Millionen  
verschwinden einfach

Ein „Dauerbrenner“ in den 
Schwarzbüchern, so der Steuer-
zahlerbund, sei das Projekt „Zwei-
stöckige Straßenbahnunterfüh-
rung am Augsburger Hauptbahn-
hof“. Bereits in der Planungspha-
se seien die Kosten von Jahr zu 
Jahr gestiegen. Dies setzte sich 
auch während der Bauausfüh-
rung fort. Der Bund der Steuer-
zahler befürchtet, dass am Ende 
mehr als 300 Mio. Euro „im Tun-
nel verschwunden sein werden“.

Bereits in seinem letztjähri-
gen Schwarzbuch hatte der BdSt 
die Kostenexplosion von rund 59 
Mio. Euro auf rund 360 Mio. Euro 
bei der Sanierung des Coburger 
Landestheaters schon während 
der Projektentwicklung gerügt. 
Eine hohe Kostensteigerung 
macht auch bei der Errichtung 

der Ersatzspielstätte nicht halt. 
Die Baukosten für die Errichtung 
des sog. Globe haben sich erheb-
lich verteuert. Aus ursprünglich 
ermittelten rund 24 Mio. Euro 
sind 40 Mio. Euro geworden.

Kostbarer Denkmalschutz

Auch der Stadt Forchheim sind 
bei der Sanierung ihres histori-
schen Rathauses die Kosten da-
vongelaufen. Die Ausgaben für 
das ehrgeizige Projekt haben sich 
verdoppelt. Planungsänderun-
gen (Funde ausarchäologischen 
Grabungen sollen sichtbar er-
halten bleiben) sowie Material- 
engpässe und-preissteigerun-
gen sorgten unter anderem da-
für, dass aus anfangs 17,5 Mio. 
Euro 44,7 Mio. Euro wurden. Der 
Bund der Steuerzahler meint: 
„Gerade bei denkmalgeschütz-
ten Gebäuden kann immer et-
was Unvorhergesehenes passie-
ren. Deshalb gilt: Kostensteige-
rungen vorher berücksichtigen!“

In Ingolstadt soll aus einer al-
ten Industriehalle das „Muse-
um für Konkrete Kunst und De-
sign“ werden. Auch hier sind die 
Kosten aus dem Ruder gelaufen. 
Statt ursprünglich geschätzten 
rund 33 Mio. Euro wird sich das 
anspruchsvolle Projekt auf rund 
58,7 Mio. Euro belaufen. Zum 
überwiegenden Teil resultieren 

diese Mehrkosten aus extremen 
allgemeinen Baupreissteigerun-
gen. Hinzu kommen unter ande-
rem Bauzeitverzögerungen auf-
grund umfangreicher archäo-
logischer Arbeiten und ergän-
zende statische Maßnahmen. 
Sofern keine weiteren Überra-
schungen auftreten, ist mit der 
baulichen Fertigstellung Mitte 
2025 zu rechnen, so dass „das 
Museum noch im Laufe des Jah-
res 2025 in Betrieb gehen soll-
te“, so der Oberbürgermeister.

Fehlendes Kostenbewusst-
sein und mangelnde Sparsam-
keit verdeutlicht zudem ein Pro-
jekt der Gemeinde Freuden-
berg (Landkreis Amberg-Sulz-
bach): Im Ortsteil Pursruck mit 
rund 150 Einwohnern wurde 
laut Schwarzbuch ein etwa tau-
send Quadratmeter großer Mul-
tifunktionsplatz mit einem Pavil-
lon und einer öffentlichen Toi-
lette gebaut. Die Kosten belie-
fen sich auf 1,4 Millionen Euro. 
„Ganz schön viel Steuergeld für 
einen Dorfplatz mit Klo“, meint 
der Steuerzahlerbund.

Maßgefertigte Stadtmöbel

„Eine unnötig teure Anschaf-
fung“ in Höhe von 227.000 Euro 
habe sich auch die Stadt Hof ge-
leistet, beklagt der BdSt. Um die 
Innenstadt attraktiver zu ma-
chen, sei maßgefertigtes Mobi-
liar angeschafft worden, beste-
hend aus 20 hochwertigen Sitz-
gelegenheiten. Aus Sicht der Ho-
fer Oberbürgermeisterin ist die 
Investition in eine „qualitäts-
volle, dem vorhandenen Gestal-
tungsleitbild angepasste Stadt-
möblierung“ – die Metallteile 
der Sitzgelegenheiten sind zum 

Beispiel in der „Hofer Stadtfar-
be“ perlmausgrau lackiert – „er-
forderlich und gerechtfertigt“.

Komplett sanieren wollte die 
Stadt Vilshofen (Landkreis Pas-
sau) ihren Stadtplatz, der erst 
vor etwa 30 Jahren mit teu-
rem Granit ausgestattet wur-
de. Doch die Planungen trie-
ben die voraussichtlichen Kos-
ten zunehmend in die Höhe, so 
dass der Stadtrat schließlich die 
Notbremse zog und das Vorha-
ben begrub. Planungskosten 
von rund 200.000 Euro seien da-
durch „in den Sand gesetzt“, kri-
tisiert der Steuerzahlerbund. Al-
lein für den Architektenwettbe-
werb sei knapp eine halbe Milli-
on Euro verwendet worden.

Unbezahlbare Hinweisschilder

Touristische Hinweisschilder 
für Sehenswürdigkeiten in der 
Umgebung nutzen sich mit der 
Zeit ab – so auch an diversen Au-
tobahnen in Bayern. Die Kosten 
für erforderliche Erneuerung 
sind nach Ansicht des BdSt viel 
zu hoch. So soll die Autobahn 
GmbH unter anderem von der 
Stadt Regensburg über 150.000 
Euro für vier neue Schilder an 
den Autobahnen 3 und 93 gefor-
dert haben. Die Schilder seien 
daraufhin abmontiert worden.

Ähnlich sei es bei der Auto-
bahn 95 bei Wolfratshausen 
(Landkreis Bad Tölz-Wolfrats-
hausen): Für zwei neue Schil-
der seien von der Autobahnver-
waltung 60.000 Euro gefordert 
worden – den Angaben zufolge 
ein nicht verhandelbarer Preis. 
Auch hier habe man sich für ei-
nen Rückbau entschieden. Kos-
tenpunkt: 12.000 Euro.

Der Bund der Steuerzahler kriti-
siert die teuren Erneuerungs- und 
Rückbaukosten der Schilder. Wei-
terhin stellt er die Frage in den 
Raum, ob sich die Privatisierung 
der Autobahnverwaltung durch 
den Bund „mit dem Ziel, durch 
kostensenkende Effizienzgewin-
ne mehr investieren zu können, 
nicht nur bürokratischer, sondern 
sogar kostentreibend auswirkt“.

Kurios mutet dagegen ein Pro-
jekt im Landkreis Passau an: Zwi-

schen Pocking und Bad Füssing 
wurde ein dem Vernehmen nach 
rund drei bis vier Mio. Euro teu-
res, ca. 50 Meter langes Brücken-
bauwerk errichtet, das einen si-
cheren Übergang für Fledermäu-
se über die künftige Erweiterung 
der Autobahn A94 gewährleisten 
soll. Denn dort soll sich ein Flug-
korridor für hochgeschützte Fle-
dermäuse befinden.

Laut Experten orientieren sich 
Fledermäuse auf ihren Flügen 
per Echoortung an Heckenmus-
tern, linearen Gehölzstrukturen 
und Reliefkanten. Daher wur-
de das Brückenbauwerk auch 
mit einer rund 2,5 Meter hohen 
Einzäunung versehen, damit die 
Fledermäuse gezielt über die 
Brücke geleitet werden können. 
Gleichzeitig dient das Brücken-
bauwerk, das auch begrünt wur-
de, als Querungshilfe für Rad-
fahrer – in der Mitte der Brücke 
verläuft ein rund 3,2 Meter brei-
ter Radweg.

Autobahn GmbH  
hat keine Antwort

Ob die Fledermäuse aber tat-
sächlich einmal über ihre Brücke 
fliegen werden oder nicht, lässt 
sich derzeit noch nicht beurtei-
len. Laut Naturschutzexperten 
ist davon auszugehen, dass Fle-
dermäuse lieber durch Unter-
führungen als über eine Stra-
ße fliegen. Wie die Fledermäuse 
mit der neuen Situation umge-
hen und über ihre Brücke flie-
gen werden, steht derzeit noch 
in den Sternen.

Die zuständige Autobahn Gm-
bH blieb dem Bund der Steu-
erzahler bis zum Redaktions-
schluss des Schwarzbuchs ei-
ne Antwort zu den Fragen der 
zwingenden Erforderlichkeit 
und Finanzierung der „Fleder-
mausbrücke“ sowie einer even-
tuellen alternativen Querungs-
möglichkeit für Radfahrer – nur 
ein paar hundert Meter wei-
ter befindet sich ebenfalls ein 
neues Brückenbauwerk – leider 
schuldig. Entsprechende Anfra-
gen des Bundes der Steuerzah-
ler blieben trotz Erinnerung un-
beantwortet.  DK

http://www.stmuv.bayern.de
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nen die Freiheit geben, Lösun-
gen zu finden, die vor Ort Sinn 
machen“, betonte Karmasin.

Aus Sicht der Landräte ist die 
kommunale Selbstverwaltung 
grundlegend für die Lebensqua-
lität der Bürgerinnen und Bür-
ger. „Wir müssen als die, die die 
Gesetze umsetzen, darauf ver-
trauen können, dass der Ge-
setzgeber die richtigen Weichen 
stellt“, hob Karmasin hervor.

Besorgniserregende  
Finanzlage der Kommunen

In einem Austausch mit Wolf-
gang Schmidt, Chef des Bun-
deskanzleramts und Bundesmi-
nister für besondere Aufgaben, 
wurde die besorgniserregende 
Finanzlage der Kommunen the-
matisiert. Die Landräte verwie-
sen darauf, dass die stetig stei-
genden Ausgaben und über-
bordenden Vorgaben die Ent-
wicklung der Landkreise massiv 
behinderten. Besonderes Au-
genmerk lag auf den hohen sozi-

alen Lasten, die größtenteils aus 
der Bundesgesetzgebung resul-
tieren. Insbesondere die stei-
genden Kosten für die Jugend-
hilfe und die Unterbringung von 
Flüchtlingen stellen die Land-
kreise vor immense Herausfor-
derungen. Die Landräte forder-
ten einen Ausgleich der finan-
ziellen Mehrbelastungen, den 
Abbau unnötiger Aufgaben und 
Standards sowie einen Kultur-
wandel hin zu mehr Vertrauen 
in die Eigenverantwortung der 
Kommunen.

Zusammenarbeit bei der 
Flüchtlingsunterbringung

Ein weiterer zentraler Punkt 
war die dringend benötigte Zu-
sammenarbeit bei der Flücht-
lingsunterbringung. „Die Pflicht 
zur Unterbringung schränkt un-
sere kommunale Selbstverwal-
tung massiv ein. Wir benötigen 
mehr Ressourcen für Integrati-
on, Sprachkurse und Schulplät-
ze“, so der eindringliche Appell 
der Landräte. Sie erwarten von 
der Bundesregierung klare Zu-
ständigkeiten und praktikable 
Lösungen, um die Handlungs-
fähigkeit der Kommunen zu si-
chern und die Herausforderun-
gen im Sozial- und Gesundheits-
bereich gemeinsam anzugehen.

Die alarmierende Situation 
der kommunalen Krankenhäu-
ser wurde mit dem Gesund-
heitsausschuss des Deutschen 
Bundestags erörtert. Während 
in Berlin über große Reformen 
diskutiert wird, kämpfen zahl-
reiche Einrichtungen mit De-
fiziten im zweistelligen Millio-
nenbereich. „Diese finanziel-
len Schwierigkeiten sind nicht 
hausgemacht, sondern gehen 
auf eine von Grund auf nicht 
auskömmliche Finanzierung zu-
rück“, unterstrich Präsident Kar-
masin.

Rahmenbedingungen für 
Krankenhäuser verbessern

„Wir können es uns nicht leis-
ten, an der Gesundheitsversor-
gung in der Fläche zu sparen. Die 
Rahmenbedingungen für unsere 
Krankenhäuser müssen verbes-
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uns regeln.“ Diesen Satz habe 
wohl jeder schon einmal gehört. 
Wann immer es darum geht, der 
wachsenden Bürokratie Herr zu 
werden, werde auf die Digita-
lisierung und die Erleichterun-
gen durch den Einsatz von KI 
verwiesen, betonte GZ-Chefre-
dakteurin Constanze von Has-
sel in ihrer Begrüßung. Doch ob 
dies angesichts der zunehmen-
den Regulierungen tatsächlich 
machbar ist, bleibe offen. „Was 
wir jedoch seit 2013 mit dem 
Bayerischen BreitbandForum si-
cherstellen, ist eine Plattform, 
auf der Sie sich persönlich tref-
fen und austauschen können, 
um vor Ort die Grundlage für 
Digitalisierung und den Einsatz 
von KI zu schaffen: eine stabile, 
leistungsfähige Internetverbin-
dung“, hob von Hassel hervor.

Der Fokus liegt auf den  
kommunalen Entscheidern

„Unser Bestreben ist es, das 
Thema noch mehr in Richtung 
kommunale Entscheidungsträ-
ger zu fokussieren“, erklärte 
Stefan Graf, Direktor beim Bay-
erischen Gemeindetag. Dabei 
stünden organisatorische und 
finanzielle Fragen im Vorder-
grund. Obwohl die Gemeinden 
für die Breitbandanschluss-Inf-
rastruktur nicht zuständig seien, 
„bleiben wir auch in schwierigen 
Zeiten an diesem Thema dran“, 
so Graf. Schließlich sei die Glas-
faserfähigkeit mitentscheidend 
für die Zukunft der Gemeinden.

Wie Gunzenhausens Erster 
Bürgermeister Karl-Heinz Fitz 
darlegte, „müssen wir uns als 
Kommune um das Thema küm-
mern, denn es ist Teil der Da-
seinsvorsorge und ein sehr 
wichtiger Standortfaktor“. Das 
Mittelzentrum im fränkischen 
Seenland habe in den vergan-
genen Jahren mehrere Millio-
nen in den Breitbandausbau in-
vestiert und werde dies auch 
in den kommenden Jahren tun. 
Schließlich gelte es, die Kommu-
ne attraktiv zu halten. Wichtige 
Bausteine auf diesem Weg seien 
zudem die Themen Bildung und 

Verkehrswende. Als Schlaglich-
ter nannte Fitz die Ansiedlung 
des Landesamtes für Schule in 
Gunzenhausen mit ca. 200 Mit-
arbeitern, den Erwerb des Bahn-
hofs Gunzenhausen, die Reakti-
vierung der Bahnlinie nach Was-
sertrüdingen, sowie die Mitar-
beit in der Arbeitsgemeinschaft 
fahrradfreundliche Kommunen 
(AGFK).

Schon über 100.000  
Kilometer Glasfaser in Bayern

„Der Ausbau der Telekommu-
nikationsinfrastruktur ist jetzt 
vielleicht die Infrastrukturaufga-
be unserer Generation“, unter-
strich Klaus Spreng, Referatslei-
ter Digitale Infrastruktur Bayern 
im Bayerischen Staatsministe-
rium der Finanzen und für Hei-
mat. Über 92 Prozent der baye-
rischen Haushalte hätten inzwi-
schen Zugang zu 100 Mbit/s und 
80 Prozent zu gigabitschnellen 
Bandbreiten. Die verbliebene 
Restlücke werde über die baye- 
rische Breitbandförderung ge-
schlossen. Seit 2014 habe der 
Freistaat bereits über 2,5 Mrd. 
Euro investiert, hinzu kamen 
250 Mio. Euro kommunale Ei-
genmittel. Damit wurden über 
100.000 Kilometer Glasfaser in 
Bayern verlegt, davon 85.000 im 
ländlichen Raum. Darüber hin- 
aus sieht der Doppelhaushalt 
2024/25 des Freistaats eine För-
derung von 480 Mio. Euro für 
den Breitbandausbau vor. Somit 
signalisiere der Staat den Kom-
munen: „Wir stehen an eurer 
Seite“, hob Spreng hervor.

Sonderdruck und Vorträge

In Ausgabe 24/2024 der Bay-
erischen GemeindeZeitung (Er-
scheinungsdatum: 19. Dezem-
ber) veröffentlichen wir ei-
ne Sonderdokumentation der 
Tagung. Weitere Informatio-
nen unter https://www.bayeri-
sches-breitbandforum.de.

Freigegebene Vorträge finden 
Sie passwortgeschützt im Inter-
net. Das Passwort fordern Sie 
bitte unter veranstaltungen@
gemeindezeitung.de an.  DK

Schlüssel zur ...

Für Politikwechsel ... Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf: 

„Füreinander etwas bewegen“ 
Staatsempfang:100-jähriges Bestehen der Freien Wohlfahrtspflege Bayern 

Unter dem Motto: „Miteinander besser“ feiert die Freie Wohl-
fahrtspflege Bayern dieses Jahr ihr 100-jähriges Bestehen. Bay-
erns Sozialministerin Ulrike Scharf würdigte das Engagement der 
Verbände der Freien Wohlfahrtspflege mit einem Staatsempfang 
im Kaisersaal der Münchner Residenz.

„Ihre Verbandsgeschichte lebt 
von Mitmenschlichkeit, Leis-
tungsbereitschaft und Verant-
wortungsbewusstsein. Sie zeigt 
uns eindrucksvoll, was Men-
schen durch Miteinander und 
Füreinander erreichen und be-
wegen können. Ihr Jubiläums-
motto ,Miteinander besser’ un-
terstreicht, wie wichtig es ist, 
dass wir bei der Bewältigung der 
gesellschaftlichen Herausforder- 
ungen alle an einem Strang zie-
hen und unsere Gesellschaft 
stark und zukunftsfähig gestal-
ten. Das ist auch mein Motto für 
die Bayerische Sozialpolitik: ,Bay-
ern. Gemeinsam. Stark’“, so Mi-
nisterin Scharf. 

Brigitte Meyer, Vorsitzende 
der Freien Wohlfahrtspflege 
Bayern, betonte beim Staats-
empfang: „Die Freie Wohl-
fahrtspflege ist heute trotz ih-
res Alters eine sehr lebendige, 
seriöse, zuverlässige und vor al-
len Dingen hochkompetente 
Ansprechpartnerin für alle Be-
lange, die für jeden Einzelnen 
aber auch für das gesellschaftli-
che Zusammenleben von großer 
Bedeutung sind. Sie ist der Kitt, 
der die Gesellschaft zusammen-
hält, sie ist innovativ, tagesaktu-
ell und bereit, den Wandel mit-

zugestalten.“ 
In der Freien Wohlfahrts-

pflege sind das Bayerische Ro-
te Kreuz, die Arbeiterwohlfahrt, 
der Landes-Caritasverband Bay-
ern, die Diakonie Bayern, der 
Landesverband der Israeliti-
schen Kultusgemeinden in Bay-
ern und der Paritätische Wohl-

fahrtsverband Bayern organi-
siert. Die Lebenshilfe Bayern ist 
ständiger Gast. 

Neben dem Angebot sozialer 
Dienstleistungen ist es die zen-
trale Aufgabe der Freien Wohl-
fahrtspflege, Anwalt und Bei-
stand für Hilfsbedürftige, Be-
nachteiligte, Kranke, Senioren, 
Kinder und Jugendliche sowie 
sozial Schwache zu sein. Die 
Freie Wohlfahrtspflege ist ein 
enger Partner der Staatsregie-
rung bei der Gestaltung der So-
zialpolitik in Bayern.  r

V.l.: Pfarrer Dr. Andreas Magg (Landes-Caritasdirektor in Bayern), 
Johann Frankl (von 1957 bis 2005 Geschäftsführer der Freien Wohl-
fahrtspflege Bayern), Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf (MdL), 
Wilfried Mück (Geschäftsführer der Freien Wohlfahrtspflege Bay-
ern seit 2005) und Brigitte Meyer (Vorsitzende der Freien Wohl-
fahrtspflege Bayern).  Bild: StMAS / Martina Nötel

Kommunale Spielräume ... sert werden.“ Die bayerischen 
Landräte fordern daher eine so-
fortige finanzielle Unterstützung 
durch den Bund, um die Be-
triebskosten der Krankenhäuser 
zu sichern und Liquiditätslücken 
zu schließen. Es sei dringend 
notwendig, dass der Bund auf 
eine bedarfsgerechte, bürgerna-
he und bezahlbare medizinische 
Versorgung hinarbeitet. Die Be-
völkerung dürfe keinen Versor-
gungsnachteil erleiden.

Bund will ab 2025  
Tarifsteigerungen 
vollständig übernehmen

Sabine Dittmar, Parlamenta-
rische Staatssekretärin beim 
Bundesminister für Gesund-
heit, kündigte an, dass der Bund 
ab 2025 die Tarifsteigerungen 
im Personalbereich vollständig 
übernehmen werde. Nach Auf-
fassung der Landräte ist dies 
ein erster Schritt in die richtige 
Richtung. Das A und O für den 
Erhalt der Krankenhäuser sei ei-
ne auskömmliche Betriebskos-
tenfinanzierung durch die Kas-
sen. Die sogenannte Schere zwi-
schen Kosten und Erlösen, also 
den Tarifsteigerungen im Perso-
nalbereich, die von den Kassen 
nicht ausgeglichen werden, stel-
le eine der größten Hürden bei 
der Finanzierung der Kranken-
häuser dar.

Faeser muss endlich liefern

Positiv bewerteten Bayerns 
Landräte die Pläne der Bun-
desregierung gegen irregulä-
re Migration. Bundesinnenmi-
nisterin Nancy Faeser habe zu-
gesagt, viele Kernforderungen 
der Landkreischefs umzusetzen, 
teilte Karmasin der Deutschen 
Presse-Agentur mit. Jetzt müs-
se die Ministerin das nur noch in 
die Tat umsetzen. „Wir sind aber 
hoffnungsfroh“, sagte der Fürs-
tenfeldbrucker Landrat.

Unter anderem habe Faeser 
davon gesprochen, die nun bun-
desweit eingeführten Grenz-
kontrollen beizubehalten, be-
richtete Karmasin. Zudem sei-
en sogenannte Dublin-Zentren 
im Gespräch, wo Asylverfahren 
durchgeführt werden sollen. 
Auf diese Weise werde die Ein-
reise deutlich erschwert.  DK
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fe es keine Denkverbote geben.

Benötigt werde eine Rei-
he von Sofortmaßnahmen, die 
die irreguläre Migration been-
den und die Innere Sicherheit 
wiederherstellen. Dazu zäh-
le die schnelle und konsequen-
te Abschiebung ausreisepflich-
tiger Flüchtlinge auch nach Sy-
rien und Afghanistan. Freiwillige 
Aufnahmeprogramme müssten 
sofort beendet werden. Wer 
in sein Heimatland reist, solle 
künftig ohne Ausnahme seinen 
Schutzstatus verlieren und dür-
fe nicht erneut nach Deutsch-
land einreisen.

Sofortiger Ausreisearrest

Außerdem fordert die CSU: 
„Wer als ausreisepflichtiger Flücht- 
ling oder Asylbewerber straf-
fällig geworden ist, muss so-
fort in Ausreisearrest, bis derje-
nige das Land freiwillig verlässt 
oder abgeschoben wird. Ter-
rorunterstützern und Gefähr-
dern mit Doppelpass muss der 
deutsche Pass entzogen und ein 
Aufenthaltsverbot in Deutsch-
land auferlegt werden. Abschie-
bungshaft und Abschiebung die-
ser Personen sind prioritär und 
schnellstmöglich umzusetzen. 
Hierfür müssen die Zusammen-
arbeit zwischen den Behörden 
und staatlichen Ebenen verbes-
sert und vereinfacht sowie aus-
reichend Abschiebungshaftein-
richtungen organisiert werden.“

Solange kein sicherer Grenz-
schutz an den Außengrenzen er-
folgt und viele EU-Staaten die 
Dublin-Regeln nicht einhalten, 

sind aus Sicht der CSU nationa-
le Grenzkontrollen fortzufüh-
ren und ab sofort auch Asylbe-
werber an den deutschen Gren-
zen zurückzuweisen. Dazu müss-
ten Art. 16a Abs. 2 GG und § 18 
AsylG ab sofort wieder vollzo-
gen werden, „indem Auslän-
dern, die aus einem sicheren 
Drittstaat einreisen, die Einrei-
se zu verweigern ist“. Um die 
Akzeptanz von Schengen dauer-
haft zu erhalten, bedürfe es ei-
ner Kraftanstrengung aller eu-
ropäischen Länder. Nur wenn ir-
reguläre Migration verhindert 
wird und dazu alle ihren Beitrag 
leisten, werde dies gelingen.

Deutschlandweit 
Ankerzentren

Plädiert wird zudem für die 
deutschlandweite Anwendung 
des Konzepts der Ankerzentren, 
wonach möglichst das gesam-
te Asylverfahren von der An-
kunft bis zur Entscheidung über 
ein Bleiberecht oder ggfs. die 
Rückkehr gebündelt unter ei-
nem Dach durchlaufen werden 
soll. „Wer keinen Schutzstatus 
erhält, muss direkt aus diesen 
Zentren heraus abgeschoben 
werden. Durch die Bündelung 
aller Verfahrensbeteiligter unter 
einem Dach können Asylverfah-
ren schnell und effektiv abgear-
beitet werden. Gleichzeitig wird 
die dezentrale staatliche Unter-
bringung entlastet, was zugleich 
den Kommunen zugutekommt, 
zum Beispiel bei Kinderbetreu-
ung und Beschulung. An den re-
levanten Flughäfen muss der 
Bund Ausreisezentren errichten, 

um Abschiebungen effektiv zu 
koordinieren und schneller um-
setzen zu können“, heißt es.

Darüber hinaus gelte es, die 
Pull-Faktoren zu reduzieren, 
d.h. Familiennachzug aussetzen, 
Bürgergeld und Asyl trennen. 
Asylbewerber sollen nach drei 
Monaten eine sozialversiche-
rungspflichtige Arbeit aufneh-
men bzw. zur gemeinnützigen 
Arbeit verpflichtet werden. „Wir 
in Deutschland müssen selbst 
entscheiden können, wer zu uns 
ins Land kommt. Ausschlagge-
bend kann nicht allein ein in-
dividuell einklagbarer Rechts-
anspruch sein. Deshalb wollen 
wir das individuelle subjektive 
Recht auf Asyl durch eine insti-
tutionelle Garantie ersetzen.“

Leitantrag  für  
Sicherheit und Freiheit

Im Leitantrag „Sicherheit 
stärken, Freiheit verteidigen“ 
wird die Wiedereinführung der 
Wehrpflicht gefordert. „Pers-
pektivisch soll sie als einer von 
mehreren Diensten für Männer 
und Frauen in eine allgemeine 
Dienstpflicht eingegliedert wer-
den.“ Zudem seien eine „Droh-
nenarmee“ und eine „Cyberbri-
gade“ für die Bundeswehr und 
mehr Geld für die Verteidigung 
erforderlich: „Perspektivisch“ 
sollen drei Prozent des Bruttoin-
landsprodukts dafür eingeplant 
werden - aktuell sind zwei Pro-
zent das Ziel. Der russische An-
griffskrieg auf die Ukraine habe 
eine „Zeitenwende“ ausgelöst, 
von der in der deutschen Poli-
tik „wenig bis gar nichts spür-
bar“ sei.

Echte Wirtschaftswende

Auch der Leitantrag „Wohl-
stand erhalten, Aufstiegsver-
sprechen erneuern“ enthält 
zahlreiche Lösungsvorschläge. 
So fordert die CSU eine „echte 
Wirtschaftswende“ mit Steuer-
senkungen und weiteren Entlas-
tungen sowie einem umfassen-
den Bürokratieabbau. Darüber 
hinaus brauche es mutige und 
zielgerichtete Reformen bei der 
Grunderwerbsteuer, der Erb-
schaftsteuer und dem Länder-
finanzausgleich. „Wir wollen, 
dass die Länder selbst festlegen 
können, wie sie ihre Grunder-
werbsteuer ausgestalten. Beim 
Kauf der ersten selbstgenutzten 
Immobilie wollen wir für Famili-
en die Grunderwerbsteuer ent-
fallen lassen. Bei der Erbschaft-
steuer besteht erheblicher Re-
form- und Handlungsbedarf. 
Sie muss dringend regionalisiert 
und in die Hände der Länder ge-
legt werden, denen das Steuer-
aufkommen heute schon allein 
zusteht. Derselbe Freibetrag für 
ein Haus in Mecklenburg-Vor-
pommern und Bayern ergibt kei-
nen Sinn und ist nicht gerecht. 
Wir wollen die Freibeträge deut-
lich erhöhen und dynamisieren.

Reform des  
Länderfinanzausgleichs

Überdies soll eine überfälli-
ge Reform des Länderfinanzaus-
gleichs vorangetrieben werden: 
Bayern habe insgesamt bislang 
ca. 11,1 Mrd. Euro eingezahlt 
und rund 3,4 Mrd. Euro erhal-
ten. Zukünftig müsse gelten: 
Länderfinanzausgleich nur noch 
für die Erfüllung von Kern- und 
Pflichtaufgaben.“

Wohlstand erhalten 

„Mit einer Vier-Tage-Woche 
werden wir weder unseren 
Wohlstand erhalten noch im in-
ternationalen Wettbewerb be-
stehen können“, betont die CSU. 
Mehrarbeit müsse sich lohnen. 
Dafür seien attraktivere Hinzu-
verdienstmöglichkeiten in der 
Rente und Anpassungen im 
Steuer- und Transfersystem für 
mehr Erwerbsanreize, wie et-
wa 150 steuerfreie Überstun-
den, vonnöten. Die Pendlerpau-

schale müsse erhöht und dyna-
misiert und die kalte Progressi-
on durch einen Tarif auf Rädern 
ganz abgeschafft werden. Die 
tägliche Höchstarbeitszeit sei 
auch zur besseren Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf durch ei-
ne wöchentliche Höchstarbeits-
zeit zu ersetzen.

Leistungsfeindliches und  
ungerechtes Bürgergeld

Als „schwerer Fehler“ wird 
das „leistungsfeindliche und un-
gerechte Bürgergeld“ bezeich-
net. Wer arbeite, müsse spürbar 
mehr haben als der, der nicht ar-
beitet. Es brauche einen kom-
pletten Neustart mit einem Sys-
tem, bei dem das „Fordern“ wie-
der im Vordergrund steht. Wich-
tig seien mehr Arbeitsanreize 
und Sanktionen für Arbeitsver-
weigerer. „Deshalb werden wir 
das Bürgergeld nach der nächs-
ten Bundestagswahl abschaffen 
und durch eine Sozialhilfe erset-
zen“, stellt die CSU abschließend 
klar.  DK

https://www.bayerisches-breitbandforum.de
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Kommunen und Sparkassen:

Heimat mit Zukunft
GZ-Interview mit Matthias Dießl, Präsident des Sparkassenverbandes Bayern

„Die Regionalität muss erhalten und die Sparkasse als lokales  
Institut wahrgenommen werden. Grundlage für den Erfolg ist  
die starke wirtschaftliche und gesellschaftliche Verankerung  
in unserer Heimat“, betont Matthias Dießl, seit 1. Januar 2024 
Präsident des Bayerischen Sparkassenverbandes. Seit mehr als 
200 Jahren stünden die Sparkassen für das, was heute unter dem 
Begriff „Nachhaltigkeit“ zusammengefasst wird. Im Gespräch mit 
GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel nahm der langjähri-
ge Fürther Landrat Stellung zu aktuellen Themen, wie etwa dem 
Spannungsfeld zwischen öffentlichem Auftrag und regulatori-
schen Anforderungen.

GZ: In der Bayerischen Ge-
meindeZeitung gibt es eine Ru-
brik „Zu Gast bei ...“. Wir reisen 
durch Bayern und stellen Kom-
munalpolitikerinnen und Kom-
munalpolitikern Fragen, um früh- 
zeitig herauszufinden, mit wel-
chen Themen sie sich auseinan-
derzusetzen haben. Auch bei Ih-
nen waren wir schon zu Gast. 
Auffällig ist, dass viele kommu-
nal engagierte Persönlichkeiten 
entweder einen Sparkassenhin-
tergrund haben oder aus der 
Verwaltung kommen. Warum 
engagieren sich viele Sparkass-
ler auch kommunal?

Dießl: Wir Sparkassen sind in 
der Region zu Hause. Das beein-
flusst auch die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter positiv in ihrem 
täglichen Tun. Denn Sparkassen 
kennen natürlich die kommuna-
len Strukturen, und sie geben der 
Region durch ihr soziales Engage-
ment etwas zurück aus dem Er-
folg ihrer Arbeit. Auch bieten wir 
in unseren Instituten die Mög-
lichkeit, sich im Ehrenamt und 
kommunalpolitisch zu engagie-
ren. Zum anderen geht es bei 
der Sparkassenausbildung natür-
lich um Finanzthemen, die im-
mer auch Lebensthemen sind. Es 
werden viele Kompetenzen ver-
mittelt, die man gut einsetzen 
kann, wenn man in einem Gre- 
mium mitarbeitet oder eben  
auch, wenn man z.B. im Hauptamt 
Bürgermeister wird. 

GZ: In besagtem GZ-Interview 
haben Sie sich auch dazu geäu-
ßert, wie Sie in Erinnerung blei-
ben wollen. „Ich stehe für nach-
haltige Politik, sowohl in Bezug 
auf die konsequente Umsetzung 
von Konzepten und Maßnah-
men für die Entwicklung unseres 
Landkreises als auch hinsichtlich 
der Schaffung einer gesunden 
Finanzbasis, damit in Zukunft 
ebenfalls Spielräume zur Gestal-
tung bestehen.“

Dießl: Das Thema Finanzen 
konnte ich an der Stelle nicht ganz 
ausschließen. Alle Maßnahmen, 
die wir in einer Kommune, in der 
Organisation, ergreifen, spiegeln 
sich am Ende immer auch in Zah-
len wider. Nur wenn ich die Res-
sourcen habe, in bestimmte Be-
reiche zu investieren, kann ich 
auch etwas umsetzen. Erkennt 
und versteht man diesen wechsel-
seitigen Bezug, hilft es, Organisa-
tionen und Gemeinden entspre-
chend zu entwickeln. Auch in der 
öffentlichen Verwaltung schadet 
Finanzkompetenz nicht.

GZ: Ureigenste Aufgabe der 
Sparkassen ist die Bereitstellung 
einer soliden Finanzinfrastruk-
tur vor Ort, gerade auch im länd-
lichen Raum und in einem Flä-
chenstaat wie Bayern. Wie sehr 
belastet das die Sparkassen in 
Zeiten permanent steigender 
regulatorischer Anforderungen 
aus Brüssel und Berlin in ihren 
eigentlichen Arbeitsfeldern und 
in ihrer Kostenstruktur?

Dießl: Dort, wo die Menschen 
sind, wollen wir aktiv sein und ih-
ren Bedürfnissen gerecht werden, 
indem wir gute Dienstleistungen 
anbieten. Was eine Sparkasse er-
wirtschaftet, fließt nicht irgend-
wohin ab, sondern wird wieder in 
der Region investiert. Die Steuer-
zahlungen landen direkt vor Ort 
in den Gemeindekassen. Dies ist 
ein fest etabliertes System, das  
eine regionale Wertschöpfung si-
cherstellt. 

Wenn nun aus Brüssel, häufig 

auch von der Europäischen Zen-
tralbank, Regelungen kommen, 
belastet uns das auch als Spar-
kassen. Die Regelungen werden 
oft vereinheitlicht, es wird nicht 
differenziert zwischen einem in-
ternational tätigen oder einem 
regional vor Ort verankerten In-
stitut. Wir sehen dies manchmal 
als überbordend an. Klar ist es 
wichtig, Dinge zu regeln, eine Re-
gulatorik und eine Aufsicht zu ha-
ben, um eine Finanzstabilität si-
cherstellen zu können. Aber diese 
Regulierungen sind äußerst um-
fangreich. Das belastet uns in der 
Tat und bindet teilweise erhebli-
che Ressourcen in den jeweiligen 
Häusern. 

Finanzstabilität sicherstellen

GZ: Wie kann der Sparkassen-
verband hier unterstützend wir-
ken?

Dießl: Wir unternehmen große 
Anstrengungen, um unsere Be-
lange auf übergeordneter Ebe-
ne deutlich zu machen. Wir ver-
suchen, auf angepasste Regelun-
gen in der Aufsicht oder in der Bü-
rokratie hinzuwirken. Für uns ist 
die Proportionalität, die Anpas-
sung der Regeln an die Größe ei-
nes Instituts, wichtig. Auch wir 
Sparkassen arbeiten daran, Kom-
plexität zu reduzieren und Dinge 
zu standardisieren, um kostenef-
fizient arbeiten zu können. In Tei-
len hilft uns dabei die Digitalisie-
rung. Wir wollen vor Ort vor al-
lem Ansprechpartner und Berater 
sein und unsere Leistungen effizi-
ent und gut erledigen.

GZ: Fühlen Sie sich denn auch 
gehört?

Dießl: Wir stehen in einem in-
tensiven Dialog und unsere Anlie-
gen werden auch zur Kenntnis ge-
nommen. Auch BaFin-Präsident 
Mark Branson hat darauf hinge-
wiesen, dass die Kalibrierung der 
europäischen Finanzregulierung 
nicht abgeschwächt werden dür-
fe, stellt aber weniger Komplexität 
und mehr Proportionalität in Aus-
sicht. Manche Auflagen, so wurde 
angekündigt, sollen jetzt erleich-
tert werden – Beispiel: die Mel-
depflichten. Das geht in die richti-
ge Richtung, aber wir können uns 
noch einiges mehr vorstellen. 

Kein Zusatznutzen  
durch digitalen Euro

GZ: Sie sprachen eben die Di-
gitalisierung an. Diskutiert wird 
gerade die Einführung eines di-
gitalen Euro. Markus Ferber er-
klärte im GZ-Interview in der 
Weihnachtsausgabe 2023: „Wir 
müssen extrem vorsichtig sein, 
dass wir durch den digitalen Eu-
ro nicht unser eigenes Banken-
system schwächen.“ Was unter-
nehmen die Sparkassen, um die-
se Vorsicht walten zu lassen?

Dießl: Die Sorgen, die Herr Fer-
ber formuliert, teilen wir natür-
lich. Deswegen stehen wir auch 
in einem intensiven Dialog mit 
der Europäischen Zentralbank. 
Wir wollen verstehen, warum sie 
der Meinung ist, dass wir einen 
digitalen Euro brauchen. Denn so  
wie er aktuell konzipiert ist, sehen 
wir keinen Zusatznutzen. Banken 
und Sparkassen arbeiten jetzt 
zum Beispiel ohnehin sehr inten- 
siv daran, mit der digitalen Wallet 
Wero ein europäisches Zahlungs-
system aufzubauen, das funk- 
tionstüchtig, transparent und si-
cher ist. 

GZ: Können Sie konkrete Be-
denken benennen? 

Dießl: Falls wir den digitalen 
Euro in der jetzt geplanten Form 
einführen müssten, würde das 
auch bei den Banken massive In-
vestitionen nach sich ziehen und 
Ressourcen binden. Möglicher-
weise könnten z.B. wir in der Spar-
kassen-Finanzgruppe über einen 
längeren Zeitraum keine weiteren 
Innovationen im Payment um-
setzen, was uns im Wettbewerb 
mit Banken aus anderen Ländern 
außerhalb Europas eher schwä-
chen würde. Dies kann nicht im 
Sinne der Europäischen Union 
sein, daher suchen wir den Dia-
log. Wir sagen, dass es sicherlich 
sinnvoll sein mag, über eine di-
gitale Variante des Euro nachzu-
denken. Die Ausgestaltung muss 
aber sehr klug überlegt sein. Am 
Ende dürfen wir nicht überfor-
dert und geschwächt werden. Ei-
ne Schwächung wäre es zum Bei-
spiel, wenn größere liquide Mittel 
in digitale Wallets abflössen. Da-
mit stünde den Banken weniger 
Liquidität zur Verfügung, die sie 
z.B. Unternehmen oder Bauher-
ren in Form von Krediten geben 
könnten. Auch das ist eine Gefahr. 

GZ: Ihre Prognose: Kommt der 
digitale Euro?

Dießl: Die Europäische Zen- 
tralbank verfolgt das Ziel des di-
gitalen Euro aus unserer Sicht äu-
ßerst konsequent. Am Ende muss 
natürlich auch auf europäischer 
Ebene eine politische Entschei-
dung getroffen werden.

Finanzbildung im Visier

GZ: Obwohl eine Einführung 
einen immensen Eingriff in un-
ser Währungssystem darstellen 
wird, kommt eine Diskussion da-
rüber in der breiten Öffentlich-
keit noch nicht so recht in Gang. 
Was auf uns zukommt, ist we-
nig greifbar und es wird gene-
rell wenig über Geld gespro-
chen. Kenntnisse in Finanz- und 
Wirtschaftsfragen sind aber ent-
scheidend für die Gestaltung un-
seres kompletten Lebensumfel-
des. Was unternehmen die bay-
erischen Sparkassen, um eine 
entsprechende Bildung in der 
Bevölkerung zu fördern?

Dießl: Den Sparkassen ist die 
Finanzbildung seit jeher wichtig. 
Wir bieten vor Ort z.B. Workshops 
an, informieren etwa über das 
Thema Altersvorsorge oder ge-
ben Tipps zur privaten Finanzpla-
nung. Dabei stellen wir auch fach-
spezifische Materialien zur Verfü-
gung. Darüber hinaus haben wir 
vor Ort sehr früh einen Sparkas-
sen-SchulService eingerichtet. Da- 
mit unterstützen wir die Schu-
len im Rahmen ihres öffentlichen 
Auftrags mit einem breiten Me-
dienangebot. Das digitale Lern-
projekt „Planspiel Börse“ bei-
spielsweise ermöglicht jungen 
Menschen einen spielerischen 
und praxisnahen Zugang zum 
Handel mit Wertpapieren. Aktuell 
denken wir mit unserer Stiftung 
über ein Bildungszentrum nach. 
Aber auch jedes Kundengespräch 
ist ein Rahmen für die Aufklärung 
unserer Kunden, hier sprechen wir 
detailliert über Geld.

GZ: Ihr Vorgänger Prof. Ul-
rich Reuter vertrat in einem GZ- 
Interview des Jahres 2021 die 
Auffassung, dass nach der Co-
rona-Krise Nachhaltigkeit, Um-
weltschutz und Klimakriterien 
in der Finanzindustrie eine wich-
tigere Rolle spielen werden. Ist 
das jetzt der Fall?

Dießl: Ja, das ist so, aber im 
Moment spielen gerade gesell-
schaftspolitische Themen eine  
große Rolle. Wir erleben eine 
gewisse Spaltung in der Gesell-
schaft. Wir haben im Moment 
schwierigere wirtschaftliche Rah-
menbedingungen. An unseren 
Kreditierungen sehen wir auch, 
dass Unternehmen leider teilwei-

Der bayerische Sparkassenpräsident Matthias Dießl im Gespräch 
mit GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel.  Bild: Eva Mang

se nicht vor Ort investieren, son-
dern dafür ins Ausland gehen. Be-
lastend sind für sie hierzulande 
vor allem die überbordende Bü-
rokratie und hohe Energiekosten.

Grundsätzlich müssen wir da-
rauf achten, uns wirtschaftlich 
weiterzuentwickeln und gleichzei-
tig Nachhaltigkeit, Umweltschutz 
und Klimathemen im Blick zu ha-
ben. Das geben auch die regulato-
rischen Anforderungen vor. Es darf 
aber nicht so weit kommen, dass 
wir einem regionalen, zukunfts- 
trächtigen Unternehmen keine Fi-
nanzierung mehr unterbreiten 
können, nur weil es in keiner grü-
nen Technologie unterwegs ist. 
Fakt ist: Der Prozess der Verände-
rung muss leistbar bleiben. 

Weibliches Führungspersonal: 
Luft nach oben

GZ: Nachhaltigkeit bedeutet 
auch, mehr weibliches Füh-
rungspersonal in den Chefeta-
gen zu etablieren. Wie kommen 
die bayerischen Sparkassen und 
der Verband hier voran?

Dießl: Sparkassen sind über-
wiegend weiblich. 62 Prozent un-
serer Belegschaft sind Frauen. 
Anders verhält es sich in den Füh-
rungsebenen, wo wir einen Frau-
enanteil von lediglich 22 Prozent 
verzeichnen. Hier ist noch Luft 
nach oben. Damit mehr Frauen 
Führungsverantwortung über-
nehmen können, sind wir als Ver-
band in einem guten Austausch 
mit unseren Sparkassen. In unse-
rer Akademie bieten wir beispiels-
weise verschiedene Mentoring-
programme für Frauen an. Zum 
anderen haben wir mit unseren 
Sparkassen vereinbart, dass bis 
spätestens 2030 in jeder Sparkas-
se mindestens eine Frau als Stell-
vertretendes Vorstandsmitglied 
fungieren soll, damit sie danach 
berufungsfähig ist. Die besondere  

Herausforderung ist hierbei die  
sogenannte Geschäftsführereig-
nung, die von der Aufsicht geneh-
migt sein muss.

GZ: Können Sie dies näher er-
läutern?

Dießl: Die Aufsicht entscheidet 
darüber, ob Bewerber die Anfor-
derungen erfüllen, ein Kreditins-
titut zu führen. Der Nachweis ei-
nes entsprechenden Abschlusses 
genügt hierfür nicht, man muss  
u.a. auch Kreditvergabekompe-
tenz vorweisen. Der Weg muss al-
so vorbereitet werden. Mit dem 
Ziel, in jeder Sparkasse ein stell-
vertretendes weibliches Vor-
standsmitglied zu haben, schaf-
fen wir eine breitere Basis für Be-
werbungen auf Vorstandspositio-
nen. Wir sollten als Organisation 
stets darauf achten, die Gesell-
schaft möglichst gut abzubilden. 
Dies ist bei uns in den Führungs-
ebenen derzeit noch nicht gege-
ben. Wir arbeiten daran aber sehr 
intensiv.

GZ: Wagen Sie für uns einen 
Blick in die Glaskugel. Was sind 
Ihrer Meinung nach die größten 
Herausforderungen und Chan-

cen für die Sparkassen in den 
nächsten fünf bis zehn Jahren? 

Blick nach vorn

Dießl: Ein ganz großes The-
ma für uns ist Personal. Wir er-
warten, dass uns in den nächs-
ten zehn Jahren 30 Prozent der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter planmäßig verlassen werden, 
weil sie in Rente gehen. Sich da-
rauf vorzubereiten, ist eine große 
Herausforderung für die Sparkas-
sen. Deswegen nehmen wir un-
sere personelle Aufstellung, auch 
mit Blick auf den Fachkräfteman-
gel, sehr stark in den Fokus. In 
diesem Zusammenhang gilt es zu-
dem, über die Bedeutung neuer 
Technologien – Stichwort Digita-
lisierung und KI – nachzudenken. 
Die Frage, ob uns Künstliche In-
telligenz an der einen oder ande-
ren Stelle helfen kann, liegt nahe 
und beschäftigt uns sehr. Gleiches 
gilt unter anderem für das Thema 
Regulatorik in der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe.

GZ: Vielen Dank für das Ge-
spräch! DK
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Verschenkte Rendite
Heimatbanken könnten mehr aus ihrer Geschichte machen

Ein Kommentar von Dr. Jürgen Gros

Sparkassen und Genossenschaftsbanken haben in Deutschland 
eine lange Tradition. Sie reicht bis weit ins 19. Jahrhundert zu-
rück. Entsprechend viel Erzählstoff in beeindruckender Detailfül-
le gibt es. Die kollektive unternehmerische Erfolgsgeschichte ist 
längst ein identitätsstiftendes Narrativ beider Institutsgruppen. 
Zugleich ist es ein Narrativ der Selbstvergewisserung. Der Erfolg 
in der Vergangenheit gilt als Quasibeweis dafür, auch die Zukunft 
erfolgreich zu meistern. Das nicht ohne Grund. Denn die Fähig-
keit, im Zeitenwandel zu bestehen und sich innovativ weiterzu-
entwickeln, kann man weder den Kreditinstituten mit dem roten 
noch denen mit dem blau-orangen Logofarben absprechen. 

Den krassen Gegensatz zur in-
tensiven Erinnerungskultur auf 
der kollektiven Metaebene bil-
den bei der weit überwiegen-

chen Mehrwert in seinem Ge-
schäftsgebiet, der die eigene 
Historie um einzigartigen Con- 
tent anreichert. Nur selten doku-

mentieren die Heimatban-
ken das (in ihren digitalen 
Kommunikationskanälen) 
zielgerichtet – und wenn 
doch, dann kaum auffind-
bar und zumeist wenig an-
sprechend aufgemacht. 
Geschichte in Geschichten 
zur Untermauerung und 
Konkretisierung des Unter-
nehmensleitbildes respek-
tive der Geschäftsstrate-
gie oder Marktpositionie-
rung (digital) zu erzählen, 
geschieht bei kaum einem 
der regional agierenden 
Kreditinstitute. Viel Po-
tenzial für cleveres (digita-
les) Geschichtsmarketing 
bleibt damit ungenutzt.

Vernachlässigter 
Vermögenswert

So gewissenhaft Banker 
im Sparkassen- und Genos-
senschaftssektor ansons-

ten mit den ihnen anvertrau-
ten Assets umgehen, den „Ver-
mögenswert Geschichte“ ver-
nachlässigen sie. Das ist nicht 
nur schade, sondern verwun-
dert auch. Denn das Wissen um 
die Geschichte „ihrer“ Bank ist 
bei den allermeisten Vorständen 
umfassend, von immenser Tiefe 
und beeindruckendem Facetten- 
sowie Anekdotenreichtum. 

Wissensmangel ist es also 
kaum, wenn man in den digita-
len Auftritten von Sparkassen 
und Kreditgenossenschaften so 
wenig über ihre individuelle Ge-

schichte und damit über ihre re-
gional-historische Leistung er-
fährt. Dabei liegen hier die zent-
ralen Wurzeln für deren heutiges 
und künftiges Agieren. 

Großes Potenzial

Der „Vermögenswer t Ge -
schichte“ ist schlichtweg unterbe-
wertet, weil er nicht als Asset er-
kannt ist. Wenn er denn überhaupt 
für die Außendarstellung der Bank 
(digital) genutzt wird, dann zer-
fließt er zumeist in allgemeinen, 
wenig institutsbezogenen Darstel-
lungen oder blutleeren Zahlenrei-
hungen. Auf der Strecke bleiben 
die Präsentation und Erzählung 
dessen, was die Leistung für die 
Entwicklung der Heimat ausmacht 
ebenso, wie die der Menschen und 
ihrer Geschichte, die für die Bank 
prägend waren und sind. 

Dabei bietet der bewusste Ein-
satz von Geschichte so viel Po-
tenzial. Im digitalen Zeitalter al-
lemal. Heimatbanken mit ei-
nem ausgeprägten unternehme-
rischen Geschichtsbewusstsein 
unterstützt er, ihre Reputation 
noch gezielter zu steuern und 
die regionale Markenerzäh-
lung zu verstärken. Ins Reputa-

Dr. Jürgen Gros.  Bild: Barbara Obermaier

tionsmarketing eingebundene 
Schlüsselmomente, die den Bei-
trag des Instituts beispielsweise 
zur Entwicklung von lokaler Wirt-
schaft und Gesellschaft aufzeigen, 
bieten viel – nicht zuletzt emoti-
onales – Potenzial, um sich in ei-
nem hochkompetitiven Markt der 
Ähnlichkeiten von Wettbewer-
bern durch Narrative mit konkre-
tem, heimatbezogenem Inhalt ab-
zuheben. 

Verknüpfung von 
Entstehungsgeschichte 
und Leitbild

Dabei die Entstehungsgeschich- 
te des jeweiligen Kreditinstituts 
rund um Gründungsmotive und 
-akteure mit dem heutigen Leit-
bild zu verknüpfen, ist eine Mög-
lichkeit, Kontinuitätslinien in der 
Bankentwicklung zu zeichnen. 
Diese sind hinsichtlich ihrer ver-
trauens- und loyalitätsschaffen-
den Wirkung nicht zu unterschät-
zen in einer Gesellschaft, in der Re- 
gionalität, Sicherheit, Beständig- 
keit, Verlässlichkeit und Fairness ei-
nen hohen Stellenwert haben.

Der bewusste Umgang mit Un-
ternehmensgeschichte kann einen 
wesentlichen Beitrag dazu leisten, 
Leitbild und Wertekanon aus dem 
Abstrakten in die Lebenswirklich-
keit von Mitarbeitenden, Mitglie-
dern und Kunden zu bringen. Ge-
schichte ist ein Vermögenswert 
mit viel Rendite! r

den Zahl der 184 Volksbanken 
und Raiffeisenbanken sowie 58 
Sparkassen im Freistaat jedoch 
sowohl die systematische Doku-
mentation der individuellen Ge-
schichte als auch deren strate-
gisch ausgerichtete Aufberei-
tung für Marketing und Öffent-
lichkeitsarbeit. Beides findet 
nämlich bislang kaum statt. Da-
bei haben die einzelnen Häuser 
viel zu erzählen – weil sie reich 
an Geschichte und Geschich-
ten sind. Vielfach im Jahr produ-
ziert zudem jedes Institut wirt-
schaftlichen und gesellschaftli-

LfA Förderbank Bayern:

Innovationsförderung 
deutlich verbessert

Antragstellerkreis auf Small Mid-Caps erweitert und 
 70-prozentige Haftungsfreistellungen im Innovationskredit 4.0

Die Innovations- und Digitalisierungsförderung der LfA Förder-
bank Bayern wird noch attraktiver. Ab sofort können neben klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU) auch Small Mid-Caps mit 
einem Jahresumsatz von bis zu 500 Millionen Euro den Innovati-
onskredit 4.0 nutzen. Small Mid-Caps sind Unternehmen, die we-
niger als 500 Mitarbeiter haben und nicht unter die KMU-Definiti-
on fallen. Die LfA bietet ihren Spezialkredit für die Transformation 
jetzt zudem auch mit 70-prozentiger Haftungsfreistellung an. Da-
mit kann ein deutlich größerer Kreis bayerischer Unternehmen 
als bisher mithilfe des Innovationskredit 4.0 in Innovation und Di-
gitalisierung investieren.

Mit dem Innovationskredit 
4.0 fördert die LfA sowohl In-
novations- und Digitalisierungs-
vorhaben als auch innovative 
Unternehmen. Dank dem Ein-
satz von Haushaltsmitteln und 
der Refinanzierung über den 
ERP-Digitalisierungs- und Inno-
vationskredit der KfW bietet das 
Förderprogramm im Vergleich 
zum Marktzins deutlich günsti-
gere Konditionen. Zusätzlich re-
duzieren Tilgungszuschüsse die 
Investitionskosten. Durch die 
Ausweitung des Antragsteller-
kreises auf Small Mid-Caps mit 
einem Jahresumsatz von ma-
ximal 500 Millionen Euro wird 
der Kreis der Unternehmen, die 
von den Vorteilen des Innova-
tionskredit 4.0 profitieren kön-
nen, deutlich größer.

Haftungsfreistellungen 
möglich

Zudem bietet die LfA den In-
novationskredit 4.0 jetzt auch 
wieder mit Haftungsfreistellun-
gen an. Mit diesem Förderins- 
trument kann die LfA den Haus-
banken der Betriebe bei Bedarf 
70 Prozent des Kreditrisikos ab-
nehmen. Dadurch können die 
Hausbanken den Kredit auch an 
Unternehmen ausreichen, die 
zwar keine ausreichenden Si-
cherheiten, wohl aber ein trag-
fähiges Geschäftsmodell ha-
ben. Ermöglicht werden die Haf-
tungsfreistellungen durch eine 
Kooperation mit der Europäi-
schen Union im Rahmen des In-
vestEU-Fonds.

Bayerns Wirtschaftsminister 
und LfA-Verwaltungsratsvorsit-
zender Hubert Aiwanger: „Un-
sere Zukunft in Bayern ist in-
novativ und digital. Deswegen 
helfen wir unseren mittelstän-

dischen Betrieben gemeinsam 
mit der LfA und dem Europäi-
schen Investitionsfonds dabei, 
die Chancen der Digitalisierung 
zu nutzen. Innovationen stär-
ken die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des Standorts 
Bayern, schaffen Wachstum und 
neue Arbeitsplätze. Das ist in 
der aktuellen Situation gerade 
wichtiger denn je.“

Enorme Investitionsbedarfe

Dr. Bernhard Schwab, Vor-
standsvorsitzender der LfA, er-
läutert: „Die Transformation ins-
besondere hin zu Digitalisierung 
und technologischer Weiter-
entwicklung ist die alles über-
lagernde Aufgabe der kommen-
den Jahre für die Wirtschaft – 
und mit enormen Investitions-
bedarfen verbunden. Es freut 
mich deshalb sehr, dass wir in 
Zusammenarbeit mit dem Euro-
päischen Investitionsfonds jetzt 
noch mehr bayerische Mittel-
ständler bei der Finanzierung 
von Investitionen in Innovation 
und Digitalisierung unterstützen 
können.“

Marjut Falkstedt, Geschäfts-
führerin des Europäischen In-
vestitionsfonds: „Wir freuen uns 
darauf, durch die Zusammenar-
beit mit der LfA Förderbank Bay-
ern Unternehmen in ganz Bay-
ern den Zugang zu Finanzie-
rungen zu erleichtern, um sie 
nachhaltiger und wettbewerbs-
fähiger zu machen und gleich-
zeitig Innovationen und den 
Übergang in eine digitalere Zu-
kunft zu ermöglichen. Das eu-
ropäische Programm InvestEU 
erweist sich hier als ein sehr 
nützliches Instrument zur Un-
terstützung europäischer Unter-
nehmen.“ r

DStGB-Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft:

Investitionen ermöglichen
„Die Schere zwischen von kommunaler Seite kaum begrenzbaren 
Ausgaben und den Einnahmen der Städte und Gemeinden geht 
immer weiter auf. Diese strukturelle Unterfinanzierung gefährdet 
die wirtschaftliche Prosperität sowie den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zunehmend“, hob Oberbürgermeister Dr. Bernhard 
Gmehling (Neuburg a. d. Donau) bei der jüngsten Sitzung des DSt-
GB-Ausschusses für Finanzen und Kommunalwirtschaft im bran-
denburgischen Niedergörsdorf hervor. Bund und Länder müssten 
gegensteuern, so der Vorsitzende des Gremiums.

Die aktuellen Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamtes zur Ent-
wicklung der Kommunalfinan-
zen im ersten Halbjahr dieses 
Jahres waren aus Gmehlings 
Sicht ein letzter Warnschuss: 
Hier stand auf kommunaler Sei-
te ein Defizit in Höhe von -17,3 
Mrd. Euro. Statt einer struktu-
rellen Verbesserung der kom-
munalen Haushaltslage ste-
he aktuell aber erst einmal ei-
ne weitere Verschärfung der Fi-
nanzsituation auf der Agenda. 
Mit dem von der Bundesregie-
rung zur Ankurbelung der Kon-
junktur vorgelegten Entwurfs 
des sogenannten Steuerfort-
entwicklungsgesetzes drohten 
den Städten und Gemeinden zu-
nächst weitere Mindereinnah-
men von in der Spitze sieben 
Mrd. Euro.

Weitere Mindereinnahmen 
drohen

Wie der Ausschussvorsitzen-
de betonte, sei eine Erhöhung 
der gemeindlichen Anteile an 
den Gemeinschaftssteuern drin-
gend geboten, um die kommu-
nale Handlungs- und Investi- 
tionsfähigkeit nicht weiter ein-
zuschränken. Ohne eine Kom-
pensation der gemeindlichen 
Steuermindereinnahmen infol-
ge bundesseitiger konjunkturel-
ler Maßnahmen drohten die er-
hofften positiven Effekte sich ins 
Gegenteil zu verkehren und zu 
einer Wachstumsbremse zu mu-
tieren. Zudem brauche es eine 
echte Konnexität.

Wie Gmehling zudem fest-
stellte, gingen die durch den kli-
maneutralen Umbau unserer 
Energie- und Wärmeversorgung 
anstehenden Investitionen weit 
über den gewöhnlichen Inves-
titionsrahmen der Kommunen 
und kommunalen Versorgungs-
unternehmen hinaus. „Zurzeit 
liegen die Schätzungen für das 
benötigte Investitionsvolumen 

bei ungefähr 1,4 Billionen Euro 
bis 2045 für den Ausbau erneu-
erbarer Energien, für den Netz-
ausbau, für Fernwärme, und für 
Elektrolyse und Wasserstoff-
speicher. Es ist absehbar, dass 
die bisher übliche Finanzierung 
der Investitionen aus Abschrei-
bungen und Gewinneinbehalt 
für viele Versorger für Investiti-
onen in dieser Größenordnung 
nicht mehr möglich ist.“ Erfor-
derlich seien deshalb zum einen 
eine massive und nachhaltige 
Unterstützung durch Bund und 
Länder, und zum anderen wei-
tere Finanzierungsinstrumente, 
wie Bürgschaften und Garantien 
der Förderbanken.

Finanzierungslast  
der Energiewende

Aktuell werde immer mehr 
deutlich, dass die Haushalte 
der Kommunen, aber auch von 
Bund und Ländern, nicht in der 
Lage sein werden, ausreichend 
Kapital für die Energiewen-
de aus öffentlichen Mitteln zur 
Verfügung zu stellen. Die Ener-
giewirtschaft halte es daher für 
zwingend notwendig, den pri-
vaten Kapitalsektor in die Finan-
zierung der Energiewende ein-
zubinden. Dabei ist es aus Sicht 
der Kommunen zwingend, die 
Rolle von privatem Kapital in 
kommunalen Unternehmen zur 
Finanzierung der Transformati-
on sorgfältig zu bewerten und 
eine staatliche Steuerung si-
cherzustellen.

Gmehling zufolge „darf die 
Finanzierungslast der Ener-
giewende schließlich nicht da-
zu führen, dass eine Privati-
sierungswelle des kommuna-
len „Tafelsilbers“ seinen Lauf 
nimmt; zumal dies nicht nur 
die Stadtwerke, sondern auch 
die kommunale Wohnungswirt-
schaft trifft und letztlich steuer-
lichen Querverbünden den Bo-
den entzieht.“ DK

Zehn-Jahres-Vergleich: 

Frauen stehen finanziell 
zunehmend auf eigenen Beinen 

Steigende Bedeutung von Erwerbseinkommen bei  
Menschen ab 65 Jahren

Wie das Bayerische Landesamt für Statistik nach einer aktuellen 
Auswertung der Mikrozensus-Ergebnisse 2023 mitteilt, sind im-
mer weniger Frauen auf das Einkommen des Ehepartners oder 
Angehöriger angewiesen. 

Im Jahr 2023 gaben rund  
795.000 Frauen (14 Prozent) an, 
überwiegend vom Einkommen 
Angehöriger zu leben, rund  
300.000 Frauen weniger als 
im Jahr 2013 (7 Prozentpunk-
te). Im Zeitverlauf hingegen ge-
winnen bei Frauen die eigene 
Erwerbstätigkeit (+2 Prozent-
punkte), die Rente und das El-
terngeld (je +1 Prozentpunkt) 
zunehmend an Bedeutung. 
Dies steht im Einklang mit der 
gestiegenen Erwerbstätigen-
quote von Müttern, die eben-
falls im Zehn-Jahres-Vergleich 
zu beobachten ist 

Einkommen von Angehörigen 
verliert an Bedeutung

Nur 245.000 erwachsene Män-
ner (5 Prozent) leben hingegen 
im Jahr 2023 primär vom Einkom-
men Angehöriger. Im Zehn-Jah-
res-Vergleich ist unter den Män-
nern ein ähnlicher Trend zu be-
obachten: Das Einkommen von 
Angehörigen verliert für den Le-

bensunterhalt an Bedeutung 
(-1 Prozentpunkt), während das  
Erwerbseinkommen wichtiger 
wird (+0,5 Prozentpunkte).

Eine Betrachtung der Per-
sonen ab 65 Jahren zeigt, dass 
auch in dieser Altersgruppe die 
Bedeutung des Erwerbseinkom-
mens zugenommen hat. Wäh-
rend im Jahr 2013 3 Prozent der 
Männer ab 65 Jahren das Er-
werbseinkommen als ihre wich-
tigste Einkommensquelle ange-
ben, trifft dies im Jahr 2023 auf  
6 Prozent zu. Im Jahr 2023 geben 
rund 3 Prozent der Frauen über 
65 Jahre die eigene Erwerbstä-
tigkeit als Haupteinkommens-
quelle an, rund 2 Prozentpunk-
te mehr als im Jahr 2013. 

Insbesondere bei den Män-
nern sinkt im Zehn-Jahres-Ver-
gleich der Anteil derer, die ihre 
Rente oder Pension als primä-
re Einkommensquelle angeben 
(-3 Prozentpunkte), während die 
Bedeutung der Rente für den 
Lebensunterhalt der Frauen zu-
nimmt (+ 5 Prozentpunkte). r

Bayerische VR-Banken weiterhin 
besorgt über hohe Zahl  

von Geldautomatensprengungen
Trotz zahlreicher ergriffener Schutzmaßnahmen durch die baye-
rischen Volks- und Raiffeisenbanken bleibt die Zahl der Geldau-
tomatensprengungen hoch. Im ersten Halbjahr 2024 wurden be-
reits 17 Sprengungen verzeichnet. Im gesamten Jahr 2023 waren 
es 21 Vorfälle, 2022 insgesamt 37. „Die Banken ergreifen umfas-
sende Maßnahmen, um ihre Geldautomaten besser vor solchen 
Angriffen zu schützen“, sagte Stefan Müller, Präsident des Genos-
senschaftsverbands Bayern, anlässlich der Vorstellung des neuen 
Lageberichts des Bundeskriminalamts für das Jahr 2023 zu Angrif-
fen auf Geldautomaten in München.

Der leichte Rückgang um bun-
desweit sieben Prozent stellt kei-
nen Rückgang der Gefährdungs-
lage dar, da die Täter immer 
rücksichtsloser vorgehen. So ist 
der Einsatz von festen Explosiv-
stoffen auf einen Rekordwert 
von 87 Prozent gestiegen und 
wegen des riskanten Fluchtver-
haltens der Täter sind bereits To-
desopfer zu beklagen.

Die Volks- und Raiffeisenban-
ken setzen verstärkt auf präven-
tive Sicherheitsvorkehrungen. So 
werden immer mehr Geldauto-
maten mit Färbesystemen ausge-
stattet, die Geräte zusätzlich ge-
gen Sprengungen gesichert und 
die Räumlichkeiten durch Ver-
nebelungs- und Videoüberwa-
chungssysteme geschützt. Zu-
dem schließen die Banken die Zu-
gänge zu den Automaten in den 
Nachtstunden. Diese Maßnah-
men dienen nicht nur dem Schutz 
der Bankinfrastruktur, sondern 
sollen auch hohe Sachschäden 
und steigende Versicherungs-
prämien vermeiden. Vor allem 
aber steht der Schutz von Men-

schenleben an oberster Stelle.
„Solche Sicherungsmaßnah-

men sind jedoch nur ein Teil der 
Lösung“, betonte Müller. „Be-
sorgniserregend ist, dass sich die 
Intensität der Attacken immer 
weiter erhöht und die Gefahr 
für Menschenleben unvermin-
dert zunimmt. Selbst speziell ge-
sicherte Automaten wurden von 
den Tätern bereits gesprengt.“ 
Um die Zahl der Automaten-
sprengungen nachhaltig zu re-
duzieren, sind Ermittlungserfol-
ge wie in Bayern im vergange-
nen Jahr entscheidend. „Die Er-
fahrung zeigt, dass die Anzahl der 
Sprengungen stets zurückging, 
sobald Tätergruppen gefasst 
wurden“, erklärte Müller. „Der 
Referentenentwurf des Bundes-
innenministeriums zur Verschär-
fung des Sprengstoffgesetzes ist 
ein notwendiger Schritt, um der 
Schwere der Straftaten gerecht 
zu werden. Dies wird jedoch 
nicht ausreichen, um potenziel-
le Täter abzuschrecken. Entschei-
dend bleibt die erfolgreiche Er-
mittlungsarbeit der Polizei.“ r
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S wie Stark-
macher.
 
Finanzierungs-
lösungen. Für Sie.
Sie gehen Ihren eigenen Weg.
Dabei unterstützen wir Sie und sorgen
für Liquidität, Schutz und Sicherheit.
Damit unsere Finanzierungen Sie noch
stärker machen.
 
 
 
 

Weil’s ummehr als Geld geht.

Wichtige Fortschritte für die 
BVK Zusatzversorgung in 2023

Der Verwaltungsrat der BVK Zusatzversorgung nahm in seiner Sit-
zung Mitte Oktober den Lagebericht für 2023 zustimmend zur 
Kenntnis. Der Jahresabschluss 2023 wurde festgestellt und die 
Wirtschaftsplanung für 2025 genehmigt. Der Verwaltungsrat er-
teilte der Geschäftsführung die Entlastung.

Positive Entwicklung in 
allen Service-Segmenten 

Alle Serviceangebote der BVK- 
Zusatzversorgung wurden im ver-
gangenen Jahr sehr stark nachge-
fragt. Das Motto des Geschäfts-
berichts für 2023 lautet deshalb: 
„Überzeugender Service – vor Ort 
und digital“. Der Wegfall aller Co-
rona-Beschränkungen im Früh-
jahr 2023 ermöglichte einen Neu-
start bei den Beratungsangebo-
ten vor Ort. 

Präsenzformate erlebten ei-
nen deutlichen Aufschwung: So 
wurden rund 260 Beratungsta-
ge und über 50 Informationsver-
anstaltungen bei unseren Mit-
gliedern durchgeführt. Dabei 
konnten allein auf den Veran-
staltungen bei unseren Mitglie-
dern vor Ort die Beratungsge-
spräche um über 60 Prozent auf 
2.529 gesteigert werden. Mit ei-
nem besonderen Fokus auf den 
weiteren Ausbau unserer digita-
len Angebote wurden einerseits 
Synergieeffekte erzielt und bei-
spielsweise mit der App „BVK 
+Rente“ ein echter Mehrwert für 

unsere Versicherten geschaffen. 
Die App bietet alle Funktionen des 
Versichertenportals, insbesondere 
die schnelle Information über 
den Stand der Betriebsrente und 
auch die Möglichkeit, die Rente 
online zu beantragen.

Entwicklung des Bestands

Garant für die Stabilität der Zu-
satzversorgungskasse ist neben 
einer nachhaltigen Finanzierung 
die Zahl und Vielfalt ihrer Mit-
glieder. Diese wuchs im Jahr 2023 
um 52 auf erstmals über 6.000 
Mitglieder und erreichte zum 
Jahresende 6.035 Mitgliedschaf-
ten. Die Einnahmen aus Umlagen 
und Beiträgen stiegen um rund 
65 Mio. Euro an. Sie betrugen 
etwas über 2,1 Mrd. Euro. Der 
Einnahmenzuwachs resultierte 
vor allem aus dem Anstieg der 
Pflichtversicherungsverhältnisse 
um 47.131 oder 2,9 Prozent auf 
1.676.551. Die Zahl der Renten-
bezieher wuchs um 4,1 Prozent 
von 341.278 auf 355.263. Dieser 
demographisch bedingte Anstieg 
der Rentnerzahlen wird sich in 

den nächsten Jahren fortsetzen 
und ist in der Ausgabenplanung 
berücksichtigt.

Freiwillige Versicherung 
als zusätzliches Standbein

Unsere Versicherten haben 
erkannt, wie wichtig eine ergän-
zende freiwillige Versicherung 
ist. Sie bietet neben der betrieb-
lichen Altersversorgung durch 
den Arbeitgeber ein zusätzliches 
Standbein und ermöglicht es ih-
nen auch, die Steuerbegünsti-
gungen zu nutzen. Die Vortei-
le unserer freiwilligen Versiche-
rung PlusPunktRente haben wir 
im Jahr 2023 verstärkt und ge-
zielt kommuniziert. In allen Be-
ratungsformaten zur freiwilligen 
Versicherung wird darauf deut-
lich hingewiesen. So konnte bei 
den Neuabschlüssen der Plus-
PunktRente im Jahr 2023 ein 
deutliches Plus erzielt werden. 
Im aktuellen Tarif 2019 der Plus-
PunktRente stieg die Anzahl der 
Verträge um rund 1.100 an.

Kapitalanlagen 
auf Rekordniveau 

Im Jahr 2023 verzeichnete die 
BVK Zusatzversorgung ein star-
kes Wachstum bei den Kapital-
anlagen. Diese stiegen um 5,5 

Prozent auf 30,4 Mrd. Euro. Da-
mit konnte die Ausfinanzierung 
der zugesagten Rentenleistun-
gen weiter planmäßig gesteigert 
werden. Die Mischfinanzierung 
aus Umlagefinanzierung und Ka-
pitaldeckung trägt zu einer ho-
hen Stabilität und einer dauer-
haften Berechenbarkeit der Fi-
nanzierung der Leistungen bei. 
Die Nettoverzinsung betrug 3,1 
Prozent. Sie blieb damit im Ver-
gleich zum Vorjahr auf gleichem 
Niveau.

Neuwahl der Vertretung  
im Kammerrat der BVK 

Im Rahmen der Verwaltungs-
ratssitzung wurde auch die Ver-
tretung der BVK Zusatzversor-
gung im Kammerrat der Bayeri-
schen Versorgungskammer neu 
gewählt. Die BVK Zusatzversor-
gung ist mit vier Personen im 
16-köpfigen Kammerrat reprä-
sentiert. Die neue Amtsperio-
de des Kammerrats wird vom 
8. März 2025 bis zum 7. März 
2031 dauern. Für jeden Vertre-
ter wurden auch zwei Stellver-
treter gewählt. Die vollständige 
Besetzung des Kammerrats fin-
det sich im Geschäftsbericht auf 
Seite 102/103.

Ausblick:  
Sicher in die Zukunft 

Mit einer weiterhin starken 
Kapitalbasis und wachsenden 
Mitgliederzahlen sieht die BVK 
Zusatzversorgung optimistisch 
in die Zukunft. Die vorausschau-
ende Anlagepolitik und konse-
quente Digitalisierung stellen 
sicher, dass die BVK Zusatzver-
sorgung auch in den kommen-
den Jahren eine verlässliche 
und nachhaltige Altersversor-
gung für ihre Versicherten bie-
ten wird. r

BayernLB und Stadtsparkasse München:

Erfolgreich bei  
Blockchain-Trials der EZB

Die BayernLB hat zusammen mit der Stadtsparkasse München er-
folgreich an der Evaluationsphase der EZB zum Wholesale CBDC 
(Central Bank Digital Currency) teilgenommen. Diese sogenannten 
Trials haben das Ziel, das Potenzial und die praktische Anwendung 
von Distributed Ledger Technologie (DLT)-basierten Finanztransak-
tionen zu testen und Wertpapiertransaktionen zu beschleunigen.

Im konkreten Anwendungsfall 
wurde die Abtretung und Zah-
lungsabwicklung einer traditio-
nellen Namensschuldverschrei-
bung mit Hilfe einer Verknüpfung 
von Wertpapier- und Zahlungs-
verkehrsblockchain digitalisiert. 
So konnte die BayernLB als Emit-
tentin der Namensschuldver-
schreibung die Abtretungserklä-
rung und die dazugehörige Ur-
kunde auf der SWIAT-Blockchain 
dokumentiert an die Stadtspar-
kasse München übertragen. Die-
ser war es als Investorin inner-
halb weniger Minuten möglich, 
den Empfang zu bestätigen und 
die zugehörigen Zahlungsströme 

über die Trigger-Solution Block-
chain der Deutschen Bundes-
bank auszulösen.

Das FinTech SWIAT, das Block-
chain-Software für eine offene 
dezentralisierte Finanzmarktin-
frastruktur entwickelt, stellt die 
notwendige Software zur Toke-
nisierung der Anleihe und die 
Blockchain als Abwicklungsnetz-
werk Banken und Finanzinstitu-
ten zur Verfügung und ermög-
licht ihnen die Emission von re-
gulierten digitalen Assets. Tech-
nisch sowie fachlich betreut 
und begleitet wurde das Use 
Case Team zudem durch den 
IT-Dienstleister NTT DATA.

Der von der Stadtsparkas-
se München beauftragte Zah-
lungsverkehrsdienstleister He-
laba konnte sich der Trigger So-
lution der Deutschen Bundes-
bank bedienen, um die durch die 
Emission der Namensschuldver-
schreibung ausgelöste Cash-Bu-
chung auf dem TARGET-2-System 
durchzuführen. Dabei bedingen 
sich die Emissionsbuchung auf 
der Asset-Blockchain und die 
Cash-Buchung auf TARGET-2 ge-
genseitig und eliminieren so das 
Kontrahentenrisiko bei Lieferung 
des Assets gegen Zahlung.

Wertvolle Erfahrungen

„Wir freuen uns sehr, dass wir 
als Fortschrittsfinanzierer ge-
meinsam mit der Stadtsparkasse 
München erfolgreich die Erpro-
bung von Blockchain-Transakti-
onen durchführen können. So 
sammeln wir selbst wertvolle Er-
fahrungen für zukünftige Trans-
aktionen von digitalen Assets 
und dem Einsatz von digitalem 
Zentralbankgeld im Interbanken- 
und Kundengeschäft von mor-
gen“, sagte Stephan Winkelmei-
er, Vorstandsvorsitzender der 
BayernLB.

„Die Digitalisierung von Wert-
papiertransaktionen auf Basis 
von DLT ermöglicht uns nicht nur 
eine schnellere und effiziente-
re Abwicklung, sondern auch ei-
ne höhere Sicherheit und Trans-
parenz. Wir sind stolz darauf, ge-
meinsam mit der BayernLB diese 
technologische Entwicklung vor-
anzutreiben“, ergänzte Stefan 
Hattenkofer, Vorstandsmitglied 
der Stadtsparkasse München.

Für den erfolgreichen Test im 
Rahmen der sogenannten „Son-
dierungsarbeiten zu neuen Tech-
nologien für die Abwicklung von 
Großkunden-Zentralbankgeld“ 
der Europäischen Zentralbank 
hatte die BayernLB die synchro-
nisierte Verknüpfung der SWI-
AT-Wertpapierblockchain und 
die DLT-basierte Trigger Solution 
der Deutschen Bundesbank ge-
wählt, die im Rahmen der Evalua-
tionsphase DLT-Transaktionen 
mit dem traditionellen Zahlungs-
verkehrssystem verbindet. r

Kinder- und Jugendhilfe in Bayern:

Über 82.000 junge Menschen sind 
Ende 2023 auf Leistungen angewiesen  

Erziehungsberatungen weiterhin häufigste Hilfeart 
Im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe sind im Jahr 2023 erneut 
eine Vielzahl von Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch – Achtes Buch 
(SGB VIII) als Hilfe zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte junge Menschen und als Hilfen für junge Volljährige 
gewährt worden. Wie das Bayerische Landesamt für Statistik mit-
teilt, sind Erziehungsberatungen nach § 28 SGB VIII auch 2023 die 
häufigste Hilfeart. Über alle Hilfearten hinweg sind mehr Jungen 
bzw. junge Männer auf Hilfen und Beratungen angewiesen (56,7 
Prozent) als Mädchen bzw. junge Frauen. 

Neue Wohngemeinnützigkeit 
startet am 1. Januar 2025

Deutscher Bundestag beschließt weitere wichtige Säule  
für bezahlbares Wohnen

Der Deutsche Bundestag hat das Jahressteuergesetz 2024 verab-
schiedet. Darin enthalten ist die Aufnahme der „Förderung wohn-
gemeinnütziger Zwecke“ in den Katalog der gemeinnützigen, die All-
gemeinheit fördernden Zwecke in die Abgabenordnung. Durch die 
neue Wohngemeinnützigkeit soll langfristig mehr dauerhaft bezahl-
barer Wohnraum in Deutschland gesichert und geschaffen werden. 

Von der Regelung profitieren 
sozial orientierte Körperschaf-
ten wie zum Beispiel Stiftungen 
oder Vereine, aber auch kom-
munale Unternehmen oder 
Unternehmen der Sozialwirt-
schaft, die ihre Wohnungsbe-
stände sichern und ausbauen 
wollen.

Klara Geywitz, Bundesminis-
terin für Wohnen, Stadtentwick-
lung und Bauwesen: „Die Wohn-
gemeinnützigkeit kann zum 1. 
Januar 2025 starten. Damit wird 
ein sehr wichtiges Vorhaben 
aus dem Koalitionsvertrag um-
gesetzt. Neben der Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus, für 
das der Bund bis 2028 die Re-
kordsumme von 21,65 Milliar-
den Euro zur Verfügung stellt, 

sowie unseren zielgerichteten 
Förderprogrammen für bezahl-
bares Wohnen wird die Wohn-
gemeinnützigkeit eine weite-
re starke Säule für bezahlbaren 
Wohnraum im freifinanzierten 
Wohnungsbau sein. Durch die 
festgelegten Einkommensgren-
zen können rund 60 Prozent der 
Haushalte in Deutschland von 
der neuen Wohngemeinnützig-
keit profitieren. Mit dem Wie-
dereinstieg in die Wohngemein-
nützigkeit entsteht Wohnraum 
für kleine und mittlere Einkom-
men ohne zeitliche Befristung. 
Ich wünsche mir, dass möglichst 
viele Investoren diese Möglich-
keit nutzen, langfristig und sinn-
voll in Wohnraum zu investie-
ren.“ r

Für 77.876 junge Menschen 
wurden im Jahr 2023 Hilfen 
nach dem SGB VIII begonnen, 
für 74.446 Personen wurden 
Hilfen beendet. Für 82.212 jun-
ge Menschen dauern die Hilfen 
über den Jahreswechsel an. Wie 
das Bayerische Landesamt für 
Statistik weiter mitteilt, erhal-
ten von den jungen Menschen, 
deren Hilfen über den Jahres-
wechsel andauern, 26.564 Hil-
fe im Rahmen einer Erziehungs-
beratung nach § 28 SGB VIII. 
Dabei findet bei 9.043 jungen 
Menschen die Beratung vorran-
gig gemeinsam mit der Familie 
statt, in 14.550 Fällen vorrangig 
mit den Eltern oder einem El-
ternteil und in 2.971 Fällen vor-
rangig mit dem jungen Men-
schen selbst. 

Insgesamt erhalten 17.629 
Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene Hilfen im Rahmen 
der Sozialpädagogischen Famili-
enhilfe nach § 31 SGB VIII. Ein-
gliederungshilfe für seelisch be-
hinderte junge Menschen nach 
§ 35a SGB VIII erhalten 15.157 
Personen. Von diesen Hilfen er-
folgen 12.165 ambulant/teilsta-
tionär, 2.788 in einer Einrich-
tung und 204 bei einer Pflege-
person. 

Vollzeitpflege

In Vollzeitpflege nach § 33 
SGB VIII werden 7.151 junge 
Menschen betreut. 6.399 Per-
sonen werden in einem Heim 
oder einer betreuten Wohnform 
nach § 34 erzogen. Darüber hin- 
aus werden 490 junge Men-
schen im Rahmen von sozialer 
Gruppenarbeit(§ 29 SGB VIII) 
und 1.550 durch Erziehung in ei-
ner Tagesgruppe (§ 32 SGB VIII) 
unterstützt. 4.768 erhalten Ein-
zelbetreuung nach § 30 SGB VI-
II und 122 junge Menschen in-
tensive sozialpädagogische Ein-
zelbetreuung (§ 35 SGB VIII). 
2.382 junge Menschen erhal-
ten Hilfe zur Erziehung nach § 
27 SGB VIII (ohne Verbindung 
zu den Hilfen gemäß §§ 28 – 35 
SGB VIII). 

Über alle Hilfearten hinweg 
liegt der Anteil der Jungen bzw. 
jungen Männer bei 56,7 Prozent 
(Jungen bzw. junge Männer: 46 
651 Fälle, Mädchen und junge 
Frauen: 35.561 Fälle). Dieser An-
teil liegt bei den einzelnen Hil-
fearten zwischen 49,5 Prozent 
(Vollzeitpflege nach § 33 SGB VI-
II) und 73,5 Prozent (Erziehung 
in einer Tagesgruppe nach § 32 
SGB VIII). r
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Halbjahresbilanz bayerischer Volks- und Raiffeisenbanken:

Stark durch Resilienz und Solidität
Trotz einer lahmenden konjunkturellen Entwicklung und der zu-
nehmenden Bürokratie, die Finanz- und Realwirtschaft gleicher-
maßen belasten, sorgen die Volks- und Raiffeisenbanken in Bay-
ern für positive Nachrichten: Wie Stefan Müller, Präsident des 
Genossenschaftsverbands Bayern, bei der Präsentation der Halb-
jahreszahlen in München hervorhob, seien die VR-Banken in Bay-
ern weitergewachsen und hätten somit ihre „Resilienz und Solidi-
tät“ unter Beweis gestellt.

Trotz eines schwierigen Um-
felds stiegen die Ausleihun-
gen zwischen Januar und Juni 
um 0,9 Prozent. Gegenüber Ju-
ni 2023 habe das Kreditvolumen 
sogar um 2,2 Prozent zugenom-
men, erläuterte GVB-Vorstands-
mitglied Alexander Leißl: „Die 
bayerischen Volks- und Raiff- 
eisenbanken stehen solide da 
und konnten damit zuverlässig 
die Kundinnen und Kunden mit 
Krediten und Finanzdienstleis-
tungen versorgen.“ Das Neuge-
schäft mit Unternehmenskre-
diten belief sich auf 6,4 Milliar-
den Euro und lag damit leicht 
über dem Vorjahreswert von 
6,3 Milliarden Euro. Allerdings 
zeigt sich hier die Auswirkung 
der schwachen Konjunktur, da 
dieser Wert im ersten Halbjahr 
2022 noch bei 8,3 Milliarden Eu-
ro lag.

Das Neugeschäft mit Woh-
nungsbaukrediten an private  
Haushalte stieg im Vergleich  
zum Vorjahreszeitraum von 5,7 
Milliarden Euro auf 6,2 Milliar-

den Euro. Trotz leichtem Auf-
wärtstrend bleibt das Neuge-
schäft jedoch deutlich hinter 
den Vorjahren zurück. Im ers-
ten Halbjahr 2022 wurden noch 
12,2 Milliarden Euro neue Woh-
nungsbaukredite an private 
Haushalte vergeben. 

Impulse für Wohnungsbau

Wie Leißl ausführte, seien Im-
pulse für den Wohnungsbau 
unumgänglich. Mit verbesser-
ten Abschreibungsmöglichkei-
ten und steuerlichen Anreizen 
habe die Bundesregierung be-
reits Schritte in die richtige Rich-
tung getan. Angesichts des ho-
hen Wohnungsbedarfs reichten 
diese aber noch nicht aus. „Wir 
können als Gesellschaft nicht 
unbeteiligt zusehen, wenn sich 
immer weniger Menschen ei-
genen Wohnraum und somit ei-
ne wesentliche Säule zu ihrer Al-
tersvorsorge leisten können“, 
ergänzte Präsident Müller. Er-
freulich ist aus Sicht des GVB 

das nach wie vor hohe Interes-
se der Kunden der Volks- und 
Raiffeisenbanken an Wertpapie-
ren. 56.000 neue Depots richte-
ten die Banken im ersten Halb-
jahr ein. „In Deutschland ent-
wickelt sich langsam eine Akti-
onärskultur“, erläuterte Leißl. 
„Wertpapiere sind ein sinnvoller 
Weg, um Vermögen aufzubau-
en und an der internationalen 
Wirtschaftsentwicklung zu par-
tizipieren.“

Ungebrochen ist zudem der 
Trend der Umschichtung von 
Sicht- in Termineinlagen. „Die 
Volks- und Raiffeisenbanken 
bieten ihren Kundinnen und 
Kunden attraktive Anlagefor-
men, die auf großes Interes-
se stoßen“, kommentierte der 
GVB-Vorstand diese Entwick-
lung. Während Sichteinlagen um 
3,3 Prozent zurückgingen, leg-
ten Termineinlagen um 17,3 Pro-
zent zu. Insgesamt wuchsen die 
Kundengelder seit Jahresanfang 
um 0,1 Prozent auf 158,7 Milli-
arden Euro.

Ruf nach wirtschaftlichen  
Aufbruchsignalen

Verhalten bleibt allerdings der 
weitere Ausblick: „Die Wirtschaft 
in Deutschland stagniert, es fehlt 
an Dynamik. Viele Unterneh-
merinnen und Unternehmer, ins-
besondere im Mittelstand, wol-
len anpacken. Sie sehen sich ak-
tuell großen Herausforderungen 
gegenüber, wie der demografi-
schen Entwicklung, Digitalisie-
rung und der Dekarbonisierung 
der Wirtschaft. Sie müssen ihre 
Kraft darauf verwenden, diesen 
Herausforderungen zu begeg-
nen. Die Politik konzentriert sich 
zu sehr auf kleinteilige Vorgaben, 
anstatt einen klaren wirtschafts-
politischen Rahmen zu setzen“, 
mahnte Müller. „Es braucht 
dringend wirtschaftliche Auf-
bruchsignale und keine weiteren 
Verteilungsvorschläge und Strei-
tigkeiten in Berlin. Das bestäti-
gen uns auch immer wieder Ver-
bandsmitglieder aus der Real-
wirtschaft.“

An einem entschlossenen Ab-
bau von Bürokratie, wie über-
bordenden Informations- und 
Dokumentationspflichten auf 
allen Ebenen, führt aus Sicht des 
Verbands kein Weg vorbei. „In 
Deutschland schlummern un-
genutzte Potenziale, die jedoch 
derzeit in Bürokratie verpuf-
fen“, kritisierte der Präsident. 
Wie sich bürokratische Aufla-
gen im Bankenbereich abbauen 
lassen, zeigten 36 konkrete Vor-
schläge, die der GVB nun entwi-
ckelt habe. Unter dem Leitbild, 
den mündigen Verbraucher in 
den Mittelpunkt zu stellen, zähl-
ten dazu:
• Informationsflut für Verbrau-
cher reduzieren: Merkblätter 
vereinfachen, vereinheitlichen 
oder streichen
• Bürokratie in der Bank-Kun-
denbeziehung abbauen: echter 
Verbraucherschutz statt Papier-
berge
• Verhältnismäßige Regulierung  
im Aufsichtsrecht: unnötige 
Meldeauflagen abschaffen.

„Diese Empfehlungen stam-
men aus der Praxis und lassen 
sich ohne Mühe schnell um-
setzen. Das wäre ein wertvol-
ler Beitrag, um Kreditinstitute 
zu entlasten und ihnen wieder 
mehr Raum für ihre eigentliche 
Aufgabe zu geben - die Finanzie-
rung des Mittelstands und ins-
besondere dessen nachhaltiger 
und digitaler Transformation“, 
betonte Müller.

Als eine der großen gesell-
schaftlichen und wirtschaftli-
chen Herausforderungen be-
trachtet der GVB die demogra-
fische Entwicklung in Deutsch-
land. Mit ihr wachse die 
Notwendigkeit, die Altersvor-
sorge für die breite Bevölkerung 
auf eine neue Basis zu stellen. 
Der Vorschlag aus der Regie-
rungskoalition für ein Altersvor-
sorgedepot biete hierzu einen 
vielversprechenden Ansatz. „Ein 
Altersvorsorgedepot wäre eine 
sinnvolle Weiterentwicklung der 
privaten Altersvorsorge. Auch 
wenn viele Details noch offen 
sind: Mehr Flexibilität und we-
niger Bürokratie führen zu hö-
heren Renditen und gewährleis-
ten Teilhabe an der Entwicklung 
der Wertpapiermärkte“, erklär-
te Müller.

Pressekonferenz in München mit GVB-Präsident Stefan Müller (r.) 
und GVB-Vorstandsmitglied Alexander Leißl. Bild: CH

Angesichts der Schuldenkri-
se der BayWa beruhigte der 
GVB die Kunden der Volks- und 
Raiffeisenbanken: Selbst wenn 
die Beteiligung der Genossen-
schaftsbanken an dem Agrar-
handelskonzern Verluste ein-
bringen sollte, hätte das kei-
nen Einfluss auf die Stabilität 
der bayerischen VR-Banken, 
stellte Präsident Müller klar. 
„Wir könnten Verluste gut ver-
kraften.“ Knapp über 90 Prozent 
der 184 bayerischen VR-Banken 
sind über die Beteiligungsgesell-
schaft BRB Miteigentümer der 
BayWa.

Abschließend teilte der GVB-
Chef mit, dass 2025 zum „Inter-

nationalen Jahr der Genossen-
schaften“ gekürt worden sei. 
Das Motto laute: „Genossen-
schaft gestalten, bessere Zu-
kunft für alle“. Das nächste Jahr 
gelte es zu nutzen, um Genos-
senschaften zu fördern sowie 
das Bewusstsein für ihren Bei-
trag zur Umsetzung der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung und 
zur allgemeinen sozialen und 
wirtschaftlichen Entwicklung zu 
schärfen und in die Welt zu tra-
gen. 2,8 Millionen Menschen 
sind Mitglied einer bayerischen 
Genossenschaft. Damit gehört 
rechnerisch mehr als jede fünfte 
im Freistaat lebende Person ei-
ner Genossenschaft an. DK

GVB-Positionspapier zur Energiewende:

Akzeptanz durch echte  
Bürgerbeteiligung sicherstellen
„Ein Bürgerenergiebeteiligungsgesetz kann, sofern es richtig aus-
gestaltet ist, dazu beitragen, die Energiewende zu beschleunigen. 
Maßgeblich für den Erfolg eines solches Gesetzes sind die Parame-
ter Mitsprache- und Mitwirkungsmöglichkeiten der Bevölkerung 
sowie deren finanzielle Partizipation. Sind diese gegeben, erhöht 
dies die Akzeptanz und damit auch den Erfolg erneuerbarer Ener-
gieprojekte in Bayern“, betont der Genossenschaftsverband Bay-
ern in einem Positionspapier. Am besten sei dies zu erreichen, „in-
dem der Gesetzgeber die echte Bürgerbeteiligung als Goldstandard 
definiert“. Alternative Beteiligungsformen wie Nachrangdarlehen 
könnten immer nur zweitrangige Lösungen sein.

Werden die Bürger vor Ort bei 
Veränderungen in ihrer Region 
nicht ausreichend eingebunden 
oder gibt man ihnen keine Mög-
lichkeit zur Mitbestimmung, sei 
deren Haltung ablehnend. Ex-
emplarisch dafür steht laut GVB 
ein Bürgerentscheid in Mehring, 
bei dem sich zu Jahresbeginn ei-
ne Mehrheit gegen einen Wind-
park im Altöttinger Forst aus-
sprach.

Zehn Grundsätze 
für Bayern

Aktuell gebe es in einigen 
Bundesländern Gesetze und In-
itiativen, die das Ziel verfolgen, 
die Bürgerbeteiligung an der 
Energiewende zu stärken. Ob-
wohl viele dieser Vorhaben die 
zentrale Bedeutung echter Bür-
gerbeteiligung vor Ort erkannt 
hätten, „scheitert es oft an der 
Umsetzung, die entweder zu 
kurz greift oder zu komplex ge-
staltet ist“. Ein für Bayern gel-
tendes Gesetz sollte nach Auf-
fassung des GVB folgende zehn 
Grundsätze enthalten, um ech-
te Bürgerbeteiligung zu ermög-
lichen:

1. Es darf zu keiner unverhält-
nismäßigen, bürokratischen und 
finanziellen Mehrbelastung füh-
ren. Es muss möglich sein, regio-
nale Gegebenheiten zu berück-
sichtigen.

2. Eine zukunftsfähige Ener-
gieversorgung in Bayern basiert 
auf dezentralen, mit den Bür-
gern vor Ort gestalteten Erneu-
erbare Energien-Anlagen.

3. Echte Bürgerbeteiligung 
beinhaltet eine langfristige fi-
nanzielle Beteiligung, direkte 
Mitsprache und Entscheidungs-
kompetenz sowie gegebenen-
falls die Möglichkeit aktiver Mit-
wirkung.

4. Beteiligungsberechtigt soll-
ten natürliche Personen und 
Bürgerenergiegenossenschaf-
ten bzw. -gesellschaften sein, 
die im (Nachbar-)Landkreis ih-
ren Haupt-/Nebenwohnsitz ha-
ben.

5. Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister benötigen An-
reize, um Erneuerbare Energi-
en-Projekte und Bürgerenergie-
gesellschaften zu unterstützen.

6. Drei Prioritätsstufen soll-
ten eingeführt werden: Ech-
te Bürgerbeteiligung als akti-
ve Beteiligung vor Nachrang-
darlehen und als letzte Alter-
native ein Bußgeld in Höhe von 
0,8 Cent/kWh der tatsächlich 
eingespeisten Strommenge an  
die beteiligungsberechtigte 
Gemeinde.

7. Räumliche Bedingungen 
für eine Beteiligung wie geringe 
Entfernungen des Wohnsitzes 
zur Anlage verkennen die dün-
ne Bevölkerungsdichte in ländli-
chen Regionen.

8. Zeitliche Bedingungen für 
Ansässigkeit vor Ort schließen 
Neugründungen von Gesell-
schaften zum Bau oder Betrieb 
einer Erneuerbare Energien-An-
lage aus.

9. Die Rahmenbedingungen 
für Ersatzbeteiligungen sind so 
zu definieren, dass Vorhaben-
träger starke Anreize haben ei-
ne aktive Beteiligungsform zu 
wählen.

10. Die Bürgerbeteiligung 
sollte vorrangig über Energie-
genossenschaften stattfinden 
und so ausgestaltet sein, dass 
sich auch Personen mit gerin-
gen finanziellen Mitteln beteili-
gen können.

Der aktuelle Bürgerenergie-
beteiligungsgesetz-Entwurf 
wird diesen Grundsätzen aus 
Sicht des GVB nicht gerecht. DK

ifo-Studie: 

Fehlanreize bei  
Abgaben und Rente  

verschärfen Personalmangel 
Reformen könnten Beschäftigungs-Plus von  

mehr als 1,2 Millionen Vollzeitstellen auslösen

Der gerade beschlossene Wegfall der Steuerklassen 3 und 5 unter 
Beibehaltung des Ehegattensplittings kann in Deutschland einen 
Beschäftigungsgewinn von 67.000 Vollzeitkräften bringen. Ins-
gesamt ließen sich durch Reformen im Steuer- und Sozialsystem 
mehr als 1,2 Millionen Vollzeitstellen besetzen. Durch Fehlanreize 
vor allem für Frauen und Ältere liegen bislang erhebliche Erwerb-
spotenziale brach. Das haben Berechnungen des ifo Instituts für 
die IHK München und Oberbayern ergeben. 

„Das Steuer- und Abgabensys-
tem in Deutschland kann defi-
nitiv so umgebaut werden, dass 
der Arbeitskräftemangel ge-
mildert wird“, sagt Volker Mei-
er vom ifo Zentrum für Arbeits-
markt- und Bevölkerungsökono-
mik, einer der Autoren der Stu-
die.  

Erwerbstätigkeit  
konsequent belohnen

Ein Übergang vom Ehegatten- 
splitting zu einem Familien- 
splitting würde ein Beschäfti-
gungs-Plus von etwa 200.000 
Vollzeitstellen in Deutschland 
auslösen, ein Ende der beitrags-
freien Mitversicherung von Ehe-
gatten in der gesetzlichen Kran-
ken- und Pflegeversicherung 
150.000 Vollzeitkräfte in die Be-
schäftigung bringen. 

Höhere Rentenabschläge bei 
Frührentnern würden ein Be-
schäftigungsplus von umge-
rechnet 180.000 Vollzeitkräften 
bewirken. Laut ifo sind 0,5 Pro-
zent Rentenabschlag versiche-
rungsmathematisch gerecht-
fertigt für jeden Monat des vor-
zeitigen Rentenbeginns. Derzeit 
werden nur 0,3 Prozent Rente 
abgezogen.

„Angesichts des Alterungs-
schubs und des Arbeitskräfte-
mangels muss unser Steuer- 
und Sozialsystem konsequent 
Erwerbstätigkeit belohnen. Es 
kommt auf jeden Beschäfti-
gungsanreiz an: Ob Einstieg in 
die Erwerbstätigkeit, einige Wo-
chenstunden mehr in der Teil-
zeitarbeit oder längeres, weil at-
traktiveres Arbeiten zur Rente 
hin – jede Wochenarbeitsstunde 
mehr zählt. Entsprechende Re-

formen wären auch ein wichti-
ger Beitrag für Fairness unter al-
len Steuer- und Abgabenzahlern 
sowie zwischen den Generatio-
nen. Generell bleibt aber auch 
der Befund, dass die Steuer- und 
Abgabenlast für Erwerbstätige 
in Deutschland zu hoch ist”, sagt 
IHK-Hauptgeschäftsführer Man-
fred Gößl.  

Weiter hat das ifo Institut be-
rechnet, dass mehr Kinderbe-
treuung (400.000 zusätzliche 
Plätze) ein Beschäftigungs-Plus 
von 58.000 Vollzeitstellen be-
deuten würde. Der Effekt lie-
ße sich noch steigern, wenn die 
Betreuungsplätze vornehmlich 
in Mangelregionen geschaffen 
würden. Laut ifo sind dies vor 
allem die Großstädte in West-
deutschland.

Das gesetzliche Rentenein-
trittsalter von 67 auf 69 Jah-
re anzuheben hätte sogar eine 
Mehrbeschäftigung von 473.000 
Vollzeitkräften zur Folge. Die Ab-
schaffung der Rente mit 63 wür-
de ein Plus von 157.000 Vollzeit-
kräften bedeuten.

Die Umrechnung auf Vollzeit-
kräfte dient als rechnerische 
Größe zum einfacheren Ver-
gleich der Beschäftigungsef-
fekte. Dazu gehören aber auch 
Stunden-Aufstockungen von Teil-
zeitkräften und die Aufnahme 
von Teilzeitbeschäftigungen. Je-
weils gut ein Sechstel der ge-
nannten Beschäftigungsgewin-
ne würde auf Bayern entfallen, 
so die ifo-Volkswirte.  

Die ifo-Kurzstudie „Ansatz-
punkte zur Erhöhung der Er-
werbstätigkeit von Frauen und 
Älteren“ ist online unter www.
ihk-muenchen.de/presse erhält-
lich. r

Erbschaft- und Schenkungsteuer im Freistaat:

3,56 Milliarden Euro 
im Jahr 2023

Steuereinnahmen 2023 basieren auf unbeschränkt  
steuerpflichtigen Erwerben von 19,21 Milliarden Euro 

Die bayerischen Finanzämter setzen im Jahr 2023 insgesamt 3,56 Mil-
liarden Euro an Erbschaft- und Schenkungsteuer fest. Wie das Bayeri-
sche Landesamt für Statistik mitteilt, entspricht das gegenüber dem 
Vorjahr einem Anstieg um 6,3 Prozent bzw. 211,5 Millionen Euro. Die 
Einnahmen aus der Erbschaft- und Schenkungsteuer fließen als Län-
dersteuer vollumfänglich in die Kassen der jeweiligen Bundesländer.  

Insgesamt werden 40.390 steu-
erpflichtige Erwerbsfälle im Jahr 
2023 erfasst. Das sind 12,2 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. Dabei 
werden steuerpflichtige Erwerbe 
in Höhe von insgesamt 19,21 Mil-
liarden Euro (+13,9 Prozent ge-
genüber 2022) zur Erbschaft- und 
Schenkungsteuer festgesetzt. Die-
ser Wert ergibt sich, ausgehend 
vom übertragenen Vermögens-
wert in Höhe von 23,52 Milliar-
den Euro, nach Berücksichtigung 
der persönlichen und sachlichen 
Steuerbefreiungen/-begünstigun-
gen sowie von Freibeträgen und 
zuzüglich eventueller Vorerwerbe. 

Sehr große Vermögensübertra-
gungen gibt es 2023 nur selten: 
0,8 Prozent der Erwerber von To-
des wegen und Beschenkten er-
halten jeweils ein steuerpflichtiges 
Vermögen von fünf Millionen Euro 
oder mehr. Diese Vermögensgrup-
pe hat einen steuerpflichtigen Er-
werb von 8,93 Milliarden Euro zu 
versteuern. Das entspricht einem 
Anteil von 46,5 Prozent an der Ge-
samtsumme des steuerpflichtigen 
Erwerbs. An den Erbschaft- und 
Schenkungsteuereinnahmen des 
Freistaates sind sie mit einem An-

teil von 50,9 Prozent beteiligt. 
Aus Erwerben von Todes we-

gen (z. B. Erbschaften, Vermächt-
nisse) resultieren 51,8 Prozent, 
konkret 1,85 Milliarden Euro, 
der festgesetzten Steuereinnah-
men. Die 27.111 Erwerber von To-
des wegen zeigen den Finanzäm-
tern einen für die Steuerfestset-
zung maßgeblichen steuerpflich-
tigen Erwerb von 8,48 Milliarden  
Euro an.  Daneben werden 13.279 
steuerrelevante Schenkungen er-
fasst. Diese führen mit einem 
steuerpflichtigen Erwerb von 
10,73 Milliarden Euro zu einer 
Steuerfestsetzung von 1,72 Milli-
arden Euro. 

Die Erbschaft- und Schenkung-
steuerstatistik weist nur die Ver-
mögensübertragungen aus, für 
die eine Steuer festgesetzt wur-
de. Erwerbe von Todes wegen und 
Schenkungen unterhalb der ge-
setzlich geregelten Freibeträge 
sind entsprechend nicht erfasst. 
Grundlage der Angaben bildet das 
Festsetzungsjahr 2023, d.h. der 
Steuerentstehungszeitpunkt des 
Erbschafts- oder  Schenkungsfalls 
kann bereits in den Vorjahren lie-
gen. r

http://www.ihk-muenchen.de/presse
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Innovative Smart City 
Anwendung zur Überwachung  
von Hochwasserereignissen
Die Smart City Anwendung LEW Inno.Live erleichtert  
und vergünstigt die Überwachung von Hochwasser- 
ereignissen in Städten und Gemeinden.

LEW Inno.Live ermöglicht es, Pegelstände kleinerer Gewässer einfach zu 
überwachen und das Krisenmanagement der Kommunen in Echtzeit per 
SMS oder E-Mail über mögliche Gefahren zu informieren. So können bei 
Hochwasser schnell Maßnahmen ergriffen werden, um die Sicherheit der 
Bürger zu gewährleisten. Das System ist zuverlässig und kostengünstig, 
ideal für Städte jeder Größe.

Die Vorteile von Inno.Live Pegelmessensoren:
• Aufbereitung und Visualisierung der Sensorinformationen  

in der Weboberfläche
• Vermeidung hoher Folgeschäden durch proaktives Handeln
• Zielgenauer Ressourceneinsatz für Ihr Personal

Ihr Ansprechpartner: Christian Mayr 
Tel.: 0821 328-4499 • E-Mail: innolive@lew-verteilnetz.de

Informieren Sie sich gleich unter: lew-verteilnetz.de/innolive

Starke Leistung: 

2023 produzierten Bayerns 
Geothermieanlagen 2,8 TWh Wärme

Die Betreiberumfrage im Rahmen des Praxisforums Geothermie.
Bayern unterstreicht einmal mehr die starken Leistungen der bay-
erischen Geothermieanlagen für die Wärmewende. Die effizien-
teste Anlage produziert aus 1 Megawattstunde (MWh) Strom 36 
MWh Wärme, das „Goldene Bohrloch“ liefert 305.000 MWh Wär-
me und kann eine mittelgroße Stadt versorgen.

Zum siebten Mal hat die 
Enerchange GmbH & Co. KG 
als Veranstalterin des Praxisfo-
rums Geothermie.Bayern die 
Betriebsdaten der bayerischen 
Geothermieanlagen abgefragt. 
„Die Gesamtleistung ist abso-
lut beeindruckend“, konstatier-
te Geschäftsführer Dr. Jochen 
Schneider. „Die 24 bayerischen 
Geothermieanlagen haben 2023 
rund 2,8 Terawattstunden Wär-
me produziert, das ist so viel wie 
der gesamte Bedarf der Nürn-
berger Haushalte.“ Einen Teil der 
produzierten Wärme speisten 
die Anlagen direkt in lokale Fern-
wärmenetze ein. Hinzu kamen 
133.102 MWh klimafreundlicher, 
geothermischer Strom, den die 
sieben Kraftwerke produziert ha-
ben.

Fast alle Anlagen kamen auf 
sehr hohe jährliche Verfügbar-
keiten, was die Zuverlässigkeit 
der Technologie zeigt. Und hin-
sichtlich der Effizienz kann mit 
der Geothermie keine ande-
re Wärmeerzeugung mithalten. 
Hier erreichten die bayerischen 
Geothermieanlagen COP-Wer-
te von bis zu 36 – das bedeutet, 
dass aus einer Kilowattstunde 
elektrischer Energie 36 Kilowatt-
stunden Wärme erzeugt werden. 
Dies sind beeindruckende Wer-
te, verglichen mit Wärmepum-

pen, bei denen die Umwandlung 
von einer Kilowattstunde Strom 
in drei bis fünf Kilowattstunden 
Wärme schon als effizient gilt.

Ausgezeichnete Anlagen

Auch dieses Jahr wurden wie-
der die effizientesten Anlagen 
prämiert. „Es ist mir eine gro-
ße Freude, heute in der Rolle als 
Laudator hier stehen zu dürfen“, 
sagte Wolfgang Geisinger von 
der Geothermie Unterhaching. 
„Mit dieser Preisverleihung kön-
nen wir als Branche zeigen, was 
wir können – und wir können 
wahnsinnig viel. Von dieser Leis-
tungsfähigkeit künden auch die 
Preisträger des heutigen Tages.

Den Titel „Goldenes Heizwerk“ 
erhielt die Anlage der Stadtwerke 
München in der Schäftlarnstra-
ße für ihre gesamte Performan-
ce. „Die Anlage hat die höchste 
Verfügbarkeit aller Heizwerke ge-
zeigt, sie lief das ganze Jahr 2023 
quasi rund um die Uhr“, würdigte 
Wolfgang Geisinger den Preisträ-
ger in seiner Laudatio. Den Preis 
nahm Stefan Birle, Leiter Dezen- 
trale Erzeugung bei den SWM, 
entgegen: „Ich nehme den Preis 
stellvertretend für meine Kolle-
gen an. Das Projekt zeigt, dass 
man Geothermie skalieren kann. 
Wir tragen hier erheblich zur 

CO2-Reduzierung in München 
bei.“

Die Auszeichnung „Goldenes 
Kraftwerk“ ging an die Geother-
mie Holzkirchen, die neben ho-
hen Verfügbarkeiten mit nur 
36,92 °C die niedrigste Injektions-
temperatur erzielte. „Die Betrei-
ber haben sich mit diesem Kraft-
werk wirklich hochgearbeitet. Sie 
nutzen ihre Ressource optimal, 
sie bekommen diesen Preis ab-
solut zu Recht“, so Geisinger. Der 
technische Leiter Bastian Breme-
rich nahm die Auszeichnung ent-
gegen: „Das ist eine große Aner-
kennung, sowohl für unser Kraft-
werk als auch für unser Team. 
Dankeschön.“

Auf Grund besonderer Leis-
tung haben sich die Veranstalter 
in diesem Jahr entschieden, zwei 
neue Preise einzuführen: Das 
„Goldene Bohrloch“ erhält die 
Geothermie Traunreut. Prämiert 
wird damit die höchste geother-
mische Wärmeerzeugung, die 
in Traunreut im letzten Jahr bei 
305.312 MWh lag. „Das ist die 
Wärme einer Kleinstadt, die Tra-
unreuter heizen ihre Stadt mit ei-
nem Bohrloch von 20 cm Durch-
messern“, sagte Wolfgang Gei-
singer.

Mit dem „Effizienz Meister“ 
wurde erstmals die Geother-
mie Waldkraiburg ausgezeich-
net. „Die Effizienz der Geother-
mie liegt um den Faktor 10 über 
der Wärmepumpe und um den 
Faktor 100 über dem Wasser-
stoff. Mit der Geothermie ha-
ben wir einen großen Schlüssel 
in der Hand und den müssen wir 

jetzt umdrehen. Die Geothermie 
Waldkraiburg hat sensationelle 
36 MWh Wärme pro MWh einge-
setztem Strom produziert“, lob-
te Geisinger die Betreiber. „Da-
für herzlichen Glückwunsch“. Der 
Preis wurde in Abwesenheit über-
reicht, da vom Team niemand ab-
kömmlich war.

Der Christian-Hecht-Preis ehrt 
wissenschaftliche Forschungspro-
jekte von Studierenden und Dok-
torand:innen, die einen bedeu-
tenden Beitrag zur geothermi-
schen Nutzung des bayerischen 
Molassebeckens oder Oberrhein-
grabens leisten. In diesem Jahr 
ging der Preis an Chang-Neng Hsu 
vom Lehrstuhl für Hydrologie an 
der TU München für seine Mas-
terarbeit, die er dem kenntnisrei-
chen Publikum präsentierte. r

V.l.: Dr. Christian Pletl (SWM), Chang-Neng Hsu (TUM), Andreas Utz 
(Geothermie Traunreut), Stefan Birle (SWM), Bastian Bremerich (Geo-
thermie Holzkirchen), Dr. Jochen Schneider (Enerchange), Wolfgang 
Geisinger (Geothermie Unterhaching). Bild: Mark Fernandes

BDEW zur kommunalen Wärmeplanung
Auf Einladung des Bundeswirtschaftsministeriums und des Bundes-
bauministeriums fand der Start einer Workshop-Reihe im Rahmen 
des Stakeholder-Dialoges zur Kommunalen Wärmeplanung statt. Hier-
zu erklärt Kerstin Andreae, Vorsitzende der BDEW-Hauptgeschäftsfüh-
rung: „Die Umsetzung der Wärmewende kann nur individuell vor Ort 
und nah an den Bürgerinnen und Bürgern gelöst werden. Es ist daher 
richtig, dass die Bundesregierung entschieden hat, die Umsetzung 
der kommunalen Wärmeplanung den Kommunen zu übertragen.“

Andreae wies aber auch dar-
auf hin, dass für die rund 10.800 
Gemeinden in Deutschland dies 
eine große Verantwortung sei, mit 
der sie nicht alleingelassen wer-
den sollten. „Es ist daher gut, dass 
die Bundesministerien die Umset-
zung des Wärmeplanungsgeset-
zes weiter begleiten und mit den 
Workshops eine Plattform zum 
Austausch bieten. Denn fest steht: 
Für das Gelingen der Wärmewen-
de braucht es den Schulterschluss 
zwischen allen Beteiligten. Dazu 
gehören eine engere Zusammen-
arbeit, sehr viel gemeinsamer po-
litischer Wille auf allen Ebenen 

und eine hohe Akzeptanz bei Bür-
gerinnen und Bürgern.“

Die Wärmeplanung darf kei-
nesfalls als reine Pflichtübung ge-
sehen werden. Sie darf nicht am 
Geld oder der personellen und 
technischen Ausstattung der Be-
hörden scheitern. Sie muss viel-
mehr einen langfristigen Plan auf-
zeigen, wie vor Ort die Wärme-
versorgung zunehmend klima-
neutral, kosteneffizient und im 
Sinne der Bürger gestaltet wer-
den kann. Der Bund fördert die Er-
stellung der Wärmepläne bis 2028 
zunächst mit insgesamt 500 Mil-
lionen Euro. An dieser Finanzie-

rungszusage muss er unbedingt 
festhalten, auch nach der nächs-
ten Bundestagswahl.  Wärmepla-
nung ist keine Frage von Legisla-
turen.

Entscheidend für das Gelingen 
der Wärmewende ist auch, dass 
die Wärmeplanung als eine inte-
grierte Infrastrukturplanung ge-
sehen wird und alle Infrastruk-
turen und Energieträger bedacht 
werden. Zu einer erfolgreichen 
Wärmewende gehören daher 
nicht nur die Wärmenetze. Auch 
Strom- und Gasnetze und deren 
oft mehrjährig vorausgeplante 
Ausbauvorhaben müssen in eine 
erfolgreiche Transformation mit 
einbezogen werden. Gelingt dies 
nicht, drohen Fehlinvestitionen.“

Der BDEW hat für die Gestal-
tung des Prozesses der Wärme-
planung eine Übersicht erarbei-
tet: https://www.bdew.de/ener-
gie/kommunale-waermepla-
nung/ r

https://www.lew-verteilnetz.de/innolive
https://www.bdew.de/energie/kommunale-waermeplanung/
https://www.bdew.de/energie/kommunale-waermeplanung/
https://www.bdew.de/energie/kommunale-waermeplanung/
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V.l.: Hubert Kraus, stellv. Landrat im Landkreis Augsburg, Dr. Markus Müller-Walter, Regierung von 
Schwaben, LEW-Vorstand Dr. Dietrich Gemmel, Staatsminister Hubert Aiwanger, Martin Glink und 
Michael Bohlinger, beide Geschäftsführer der LEW Wasserkraft GmbH sowie 1. Bürgermeister  
Michael Wörle, Stadt Gersthofen.   Bild: CH

Energieminister Aiwanger:

Hoffnungsträger im Visier
Mit einem symbolischen Spatenstich hat Energieminister Hubert 
Aiwanger den geplanten Großbatteriespeicher mit einer Leistung 
von 12 Megawatt (MW) am LEW-Wasserkraftwerk in Gersthofen 
bei Augsburg gestartet. Er hob die Bedeutung solcher Speicher für 
die Netzstabilität und Versorgungssicherheit hervor.

Aiwanger zufolge sind netz-
dienliche Batteriespeicher wie 
in Gersthofen eine wichtige In-
frastruktur, damit der weitere 
Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien Sinn macht. Der neue Spei-
cher am LEW-Wasserkraftwerk 
sei ein Schlüsselelement zur 
schnellen und effizienten Inte-
gration weiterer Erneuerbarer 
Energien im schon heute stark 
ausgelasteten Verteilnetz.

Großbatteriespeicher unter-
stützten die Netzintegration rege-
nerativer Erzeugungsanlagen und 
trügen bei netzdienlicher Betriebs-
weise dazu bei, dass die bestehen-
den Netze besser ausgelastet wer-
den können, weil die in Spitzenzei-
ten erzeugte Überschussenergie 
gespeichert und später wieder ab-
gerufen werden kann.

Wie der Minister erläuterte, 
sei Wasserkraft eine zuverläs-

sige, heimische und dezentrale 
erneuerbare Energiequelle. „In 
Bayern ist sie schon heute eine 
wichtige Säule beim Umbau der 
Energieversorgung und liefert ei-
nen wertvollen Beitrag zur Ver-
sorgungssicherheit – unabhängig 
von Sonne und Wind. Bayern ist 
bei der Wasserkraft bundesweit 
führend, produziert rund 60 Pro-
zent des gesamtdeutschen Was-
serkraftstroms. Und wir wollen 
sie weiter ausbauen.“

Wasserstoff gilt als einer der 
Schlüssel zur Energiewende. Er 
ist vielseitig einsetzbar, sei es in 
der Industrie, im Verkehr oder 
zur Speicherung von Energie. 
Hubert Aiwanger hat nun die 
erste Belieferung durch die Was-
serstofferzeugungs- und Ver- 
teilanlage in Pfeffenhausen 
(Landkreis Landshut) gestartet.

Ab sofort erzeugt die 5-Me-
gawatt-Anlage mit Erneuerba-
ren Energien grünen Wasser-
stoff für die H2-Tankstellen in 
den Landkreisen München und 
Ebersberg. Dort werden Regio- 
nalbusse des Münchner Ver-
kehrsverbundes (MVV) mit Was-
serstoff betankt. Mit jedem ge-
lieferten Trailer können bis zu 60 
Busbetankungen durchgeführt 
und Passagiere 16.000 Kilometer 
emissionsfrei befördert werden.

Später soll auch das geplan-
te Wasserstoff-Technologiean-
wenderzentrum (WTAZ) beliefert 
werden, das ebenfalls in Pfeffen-
hausen entsteht. Der Elektroly-
seur kann jährlich 440 Tonnen 
Wasserstoff erzeugen und da-
zu beitragen, 4.500 Tonnen CO2 
einzusparen. Im Fall steigender 
Nachfrage könnte er in seiner 
Leistung noch einmal von 5 auf 
10 Megawatt verdoppelt werden.

Wie Aiwanger darlegte, „geht 
die Energiewende nur mit Was-
serstoff. Mit dem Start des neu-
en Elektrolyseurs kommen wir 
dem Ziel eines regionalen Kreis-
laufs aus Erzeugung und Nutzung 
von grünem Wasserstoff nä-
her.“ Der Bayerischen Staatsre-
gierung sei es ein Kernanliegen, 
eine tragfähige Wasserstoff- 
infrastruktur bestehend aus Er-
zeugungsanlagen, einem leis-
tungsfähigen Wasserstoffnetz, 
flächendeckender Wasserstoff-
tankstellen und guter Logistik 
zur Versorgung der Wasserstoff-
wirtschaft aufzubauen.

Die Wasserstofferzeugungsan-
lage in Pfeffenhausen ist nun im 
Testbetrieb und soll Ende 2024 
in den Regelbetrieb gehen. Be-
treiber ist die Hy2B Wasserstoff 
GmbH, ein Schulterschluss aus 
Unternehmen, Landkreisen und 
Bürgerenergiegenossenschaften. 
Neben Hynergy Invest GmbH, 
BayWa AG und Tyczka Hydrogen 
GmbH sind die Landkreise Lands-
hut und München sowie die Bür-
gerenergiegenossenschaften Isar 
eG, Niederbayern eG und Unter-
haching eG an der Hy2B Wasser-
stoff GmbH beteiligt.  DK

Stärkung der Planungskompetenz: 

Bayernwerk übernimmt Institut 
für nachhaltige Energieversorgung
Regensburg/Rosenheim. Die Bayernwerk AG (Bayernwerk) über-
nahm zum 1. Oktober 2024 die vollständigen Geschäftsanteile am 
Institut für nachhaltige Energieversorgung GmbH (INEV). Das ha-
ben das Regensburger Energieunternehmen und das Rosenhei-
mer Beratungsunternehmen mit einem Notarvertrag besiegelt. 
Mit Übernahme der Gesellschaftsanteile stärkt das Bayernwerk 
seine Kompetenzen im Bereich der sektorübergreifenden Ener-
giesystemplanung für Kommunen und Unternehmen.

„Wir freuen uns, mit dem Bay-
ernwerk als starkem Partner die 
Energiewelt von morgen zu ge-
stalten und unser Produktport-
folio für eine klima- und um-
weltfreundliche Zukunft ge-
meinsam weiter auszubauen”, 
sagt INEV-Geschäftsführer Lud-
ger Bottermann zur Unterzeich-
nung des Notarvertrages. An-
fang dieses Jahres hatten die 
Partner Gespräche aufgenom-
men und Möglichkeiten der zu-
künftigen Zusammenarbeit be-
sprochen.

Strategische Partnerschaft 
mit Kommunen  
und Unternehmen

„Mit der Übernahme der IN-
EV GmbH setzt die Bayern-
werk-Gruppe ihren Wachstums-
kurs konsequent fort. Zugleich 
schärfen wir unser Profil als 
strategischer Partner von Kom-
munen und Unternehmen auf 
dem Weg zur Klimaneutralität“, 
sagt Dr. Egon Leo Westphal, Vor-
standsvorsitzender der Bayern-
werk AG. Für die Energiezukunft 
der bayerischen Städte und Ge-
meinden sowie der Unterneh-
men im Freistaat gebe es keine 
pauschalen Lösungen von der 
Stange. Auf die jeweils unter-
schiedlichen Voraussetzungen 
und Bedürfnisse vor Ort „müs-
sen wir mit individuell ausgear-
beiteten Konzepten reagieren“, 
so Westphal. Dafür bringe das 
25-köpfige Team von INEV um-
fassende Expertise mit. In Ver-
bindung mit der langjährigen Er-
fahrung der Bayernwerk-Grup-
pe entstehe eine Einheit, „die 
unsere Rolle als Spielmacher der 
Energiewende in Bayern weiter 
festigt“.

Vollumfängliche kommunale 
Wärmeplanung im Portfolio

Auf dem Weg zu einer klima- 
und umweltfreundlichen Ener-
giezukunft wird energietechni-
sche Planungsexpertise immer 
bedeutender – nicht zuletzt auf-
grund des zum 1. Januar 2024 in 
Kraft getretenen Bundesgeset-
zes zur Wärmeplanung und zur 
Dekarbonisierung der Wärme-
netze. Demnach sind die Län-
der verpflichtet sicherzustel-
len, dass auf ihrem Hoheitsge-
biet Wärmepläne erstellt wer-
den. Diese sollen aufzeigen, 
wie die Wärmeversorgung in ei-
ner Stadt oder einer Gemeinde 
künftig klimaneutral gestaltet 
werden kann. Mit der Verstär-
kung durch das Institut für nach-
haltige Energieversorgung (IN-
EV) wird die Bayernwerk-Grup-
pe Städten und Gemeinden 
künftig eine vollumfängliche 
kommunale Wärmeplanung an-
bieten können.

„Seit der Gründung des Insti-
tuts für nachhaltige Energiever-
sorgung im Jahr 2017 war es un-
ser Ziel, Kommunen und Unter-
nehmen auf ihrem Weg zu mehr 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz 
zu unterstützen. Wir freuen uns, 
das Institut nun vertrauensvoll 
in die Hände der Bayernwerk 
AG zu geben. INEV wird unse-
ren Kunden auch in Zukunft mit 
umfassender Expertise zur Sei-
te stehen. Auch in unseren neu-
en Rollen bleiben wir dem In- 
stitut und unseren Kunden eng 
verbunden“, erklären die bishe-
rigen INEV-Gesellschafter, Prof. 
Dr. Dominikus Bücker und Dr. 
Isabel Bücker.

Zusätzliche Angebote 

„INEV bietet seit vielen Jah-
ren umfassende Kompetenzen 
in der Erstellung kommunaler 

Wärme- und Energienutzungs-
pläne, der Koordination von Kli-
maschutznetzwerken sowie in 
verschiedenen Energieberatun-
gen und -konzepten an. Künftig 
soll das Angebot für Unterneh-
men ausgebaut werden“, kün-
digt INEV-Geschäftsführer Lud-
ger Bottermann an. Auch hier 
sei die Zusammenarbeit mit der 
Bayernwerk-Gruppe die solide 
Basis für den avisierten Wachs-
tumskurs. r

Ein starkes Team für die Energiewende (vorne, v.l.): Prof. Dr.  
Dominikus Bücker (Gründer des INEV), Dr. Egon Leo Westphal, 
Vorstandsvorsitzender der Bayernwerk AG, und Dr. Isabel Bücker 
(Gründerin des INEV). Dahinter (v.l.) INEV-Geschäftsführer Ludger 
Bottermann und Matthias Löhlein, Bereichsleiter Unternehmens- 
entwicklung, Digitalisierung & Nachhaltigkeit bei der Bayernwerk 
AG.  Bild: Michael Hitzek, Bayernwerk AG

Freuen sich, gemeinsam eine gute Lösung für die langfristig zuver-
lässige Stromversorgung von Leutershausen gefunden zu haben 
(v.l.): Bürgermeister Markus Liebich, Dietrich Negrea, Vorstand 
des Kommunalunternehmens Leutershausen, Markus Prokop- 
czuk, Betreuer für kommunale Kunden der N-ERGIE, Maik Render, 
Vorstandssprecher der N-ERGIE. Die Büste rechts im Bild zeigt den 
großen Sohn von Leutershausen, Gustav Weißkopf. Erwiesener-
maßen war er der erste Motorflieger der Welt – schon zwei Jahre 
vor den Gebrüdern Wrigth.  Bild: N-ERGIE, Heiko Linder

N-ERGIE erwirbt Stromnetz 
in Leutershausen

Kommunalunternehmen gibt Netzbetrieb ab  
und bleibt Stromlieferant

Die N-ERGIE Aktiengesellschaft übernimmt zum 1. Januar 2025 
das Stromnetz in der Stadt Leutershausen, das insgesamt 37 Kilo-
meter Nieder- und Mittelspannungsnetz sowie 18 Trafostationen 
umfasst. Das Kommunalunternehmen Leutershausen (KUL) stellt 
den Stromnetzbetrieb Ende 2024 ein, kümmert sich aber weiter-
hin um den Stromvertrieb.

Den Betrieb des Stromnetzes 
übernimmt künftig das Tochter- 
unternehmen der N-ERGIE Ak-
tiengesellschaft, die N-ERGIE 
Netz GmbH. Mit ihrem 24-Stun-
den-Entstörungsdienst garan-
tiert sie eine sichere Versorgung 
rund um die Uhr.

Markus Liebich, Bürgermeis-
ter der Stadt Leutershausen, er-
klärt: „Wir haben uns die Ent-
scheidung für den Verkauf des 
Stromnetzes nicht leicht ge-
macht. Aber gerade kleine-
re Energieversorger wie unser 
Kommunalunternehmen stehen 
seit einigen Jahren vor immer 
größeren Herausforderungen. 
Dazu zählen Veränderungen der 
rechtlichen Rahmenbedingun-
gen ebenso wie höhere techni-
sche Ansprüche – das alles ver-
bunden mit hohen Investitio-
nen. Wir geben das Stromnetz 

zum Jahreswechsel in die Hän-
de der N-ERGIE Netz GmbH, die 
bereits seit vielen Jahren unse-
re Ortsteile sehr kompetent mit 
Strom versorgt. Vielen Dank für 
die offenen und konstruktiven 
Gespräche – gemeinsam haben 
wir eine auf lange Sicht tragfähi-
ge Lösung gefunden.“

Dietrich Negrea, KUL-Vor-
stand, bestätigt dass dies der 
richtige Schritt ist. Angesichts 
der zunehmenden Komplexi-
tät der Netzbetreuung und -er-
weiterung, sowie der erforderli-
chen technischen Anpassungen 
wie die Integration erneuerbarer 
Energien, der Ausbau der Ladein-
frastruktur für Elektrofahrzeu-
ge und die Aufrüstung digitaler 
Messgeräte, ist es für das Kom-
munalunternehmen strategisch 
sinnvoll, das Netz an einen erfah-
renen Partner zu übergeben.   r

Bayerische Staatsforsten:  

Startschuss für ersten  
eigenen Windpark 

Aiwanger: „Aufholjagd bei Windenergie gewinnt an Tempo“ 
Regensburg/Pressig. In Oberfranken wird der erste Windpark der 
BaySF BayernWind GmbH, einer Tochtergesellschaft der Bayeri-
schen Staatsforsten, entstehen. Geplant sind bis zu neun Wind- 
energieanlagen (WEA), von denen die BaySF sechs selbst betrei-
ben und drei WEA an die regionale Wirtschaft und die Kommu-
ne abgeben will. Der erste BaySF-eigene Windpark soll in der Ge-
meinde Pressig im Landkreis Kronach entstehen.  

Bayerns Energieminister Hu-
bert Aiwanger begrüßt diesen 
bedeutenden Schritt: „Die Auf-
holjagd bei der Windkraft ge-
winnt weiter an Tempo. Mit dem 

tiger Baustein beim Klimaschutz 
und bei der Energiesicherheit, 
die wir uns alle wünschen.“ 

Der erste Bürgermeister der 
Marktgemeinde Pressig, Stefan 
Heinlein erwartet sich von dem 
Windpark Vorteile für die Bür-
ger und den Wirtschaftsstand-
ort vor Ort: „Wir sind sehr froh, 
die BaySF BayernWind GmbH 
als starken Partner gewonnen 
zu haben und freuen uns auf die 
Möglichkeit, die Region voran-
zubringen. Die Windkraftanla-
gen, die im Norden von Pressig 
entstehen sollen, ergänzen un-
ser Energiekonzept ideal.“, sagt 
der Bürgermeister. „Von dem 
Windpark werden wir als Ge-
meinde und insbesondere die 
Unternehmen sowie die Bürge-
rinnen und Bürger vor Ort lang-
fristig profitieren.“ 

Geplant werden Windenergie-
anlagen der neuesten Generati-
on, von denen jede etwa 19 Mil-
lionen Kilowattstunden Strom 
pro Jahr erzeugen kann – genug, 
um rechnerisch ca. 5.000 Haus-
halte mit Strom zu versorgen. Bei 
der Auswahl der Standorte legt 
die BaySF BayernWind besonde-
ren Wert auf eine waldschonen-
de Umsetzung. Zudem werden 
für Bau und Unterhalt der Wind- 
räder das vorhandene Waldwe-
genetz bestmöglich genutzt. 

Ob die theoretisch möglichen 
neun Windräder tatsächlich al-
le gebaut werden, wird sich im 
Laufe des Projektes entschei-
den: „Wir werden in enger Ko-
operation mit dem Markt Pres-
sig die Bürgerinnen und Bürger 
sowie die Nachbargemeinden 
laufend und umfassend über 
das Projekt informieren,“ ver-
spricht Wittmann, „den Auftakt 
bildet eine Bürgerinformations-
veranstaltung.“   r

Bürgermeister Stefan Heinlein.   
 Bild: Markt Pressig

ersten BaySF-eigenen Windpark 
erreichen wir den nächsten Mei-
lenstein. Von dem lokal erzeug-
ten, erneuerbaren Strom der ge-
planten Anlagen kann nicht nur 
die energieintensive Glas- und 
Keramikindustrie in der Region 
profitieren. Es ist uns wichtig, 
die Menschen vor Ort mitzuneh-
men. Deshalb können sich auch 
Kommunen, Bürger sowie das lo-
kale Gewerbe an bis zu drei wei-
teren Anlagen direkt beteiligen.“ 

Umgesetzt wird der erste 
BaySF-Windpark von der BaySF 
BayernWind GmbH. Deren Ge-
schäftsführer, Sebastian Witt-
mann, hält den Standort im Fran-
kenwald für bestens geeignet: 
„Auf diesem hervorragenden 
Standort rechnen wir mit guten 
bis sehr guten Winderträgen,“ 
erklärt Wittmann. „Die Windrä-
der sind für die Region ein wich-



KO M M U N A L E  E N E R G I E T H E M E N 11GZ 24. Oktober 2024

m
e
ll
o
n

Wasserkraftwerk
Schongau
Wasserkraftwerk
Schongau

Heimische 
Wasserkraft für 
grünen Strom

Referenten des Wasserkraftseminars.  Bild: Landesverband Bayerische Wasserkraftwerke eG

5. Wasserkraftseminar am TUMCS in Straubing:

Unverzichtbare Energiequelle
Besichtigung der revitalisierten Ruselkraftwerke

Am 1. Oktober 2024 kamen mittlerweile zum fünften Mal Fach-
leute der Wasserkraftbranche und Vertreter der Wissenschaft 
am TUM Campus in Straubing zusammen, um sich über aktuel-
le Entwicklungen und Herausforderungen der Wasserkraftnut-
zung auszutauschen. Den Auftakt des diesjährigen VWB und 
LVBW-Wasserkraftseminars bildete eine exklusive Besichtigung 
der revitalisierten Ruselkraftwerke in Deggendorf, die unter der 
Leitung von Thomas Grimmer organisiert wurde.

Die Besichtigung der Rusel-
kraftwerke bot den Teilnehmern 
beeindruckende Einblicke in die 
umfassenden Modernisierungs-
maßnahmen, die zwischen 2019 
und 2022 an diesem Standort 
durchgeführt wurden. Der aus 
insgesamt sechs Turbinen, zwei 
Hochspeichern und einem Un-

terbecken bestehende Kraft-
werksverbund wurde in Zusam-
menarbeit mit erfahrenen Kraft-
werksfirmen in elektro- und 
leittechnischer, sowie maschi-
nenbaulicher Hinsicht an mo-
derne Standards angepasst. Von 
den Turbinen, Generatoren, den 
vielen Wasserfassungen, der Ei-

genbedarfsverteilung über die 
Maschinenautomatisierung 
und Leittechnik bis hin zur Erre-
gungs- und Schutztechnik wur-
den die von der Eurowatt GmbH 
betriebenen Speicher- und Lauf-
kraftwerke umfassend erneuert 
und modernisiert.

Im Anschluss an die Besichti-
gung startete das 5. VWB und 
LVBW-Wasserkraftseminar am 
TUM Campus in Straubing er-
neut mit vielfältigen und ak-
tuellen Vorträgen der Wasser-
kraftbranche. Prof. Dr. Josef 
Kainz, Professor für Energie-
technik der Hochschule Weihen-

stephan-Triesdorf und Dr. Jo-
sef Rampl, Sprecher der bayeri-
schen Wasserkraftverbände, er-
öffneten das Seminar.

Thomas Grimmer präsentier-
te einen Erfahrungsbericht über 
die erfolgreiche Revitalisierung 
der Ruselkraftwerke und hob 
die positiven Auswirkungen der 
Modernisierung hervor. Diese 
umfassen eine gesteigerte Ener-
gieeffizienz und eine nachhalti-
gere Stromproduktion aus Was-
serkraft.

Unverzichtbarer Bestandteil 
der Energieinfrastruktur

Otto Mitterfelner bot einen 
umfassenden Überblick über 
die Fähigkeiten und Stärken der 
Wasserkraft. Er stellte dar, dass 
Wasserkraft nicht nur zur Strom- 
erzeugung beiträgt, sondern 
auch wichtige Funktionen zur 
Systemsicherheit des Stromnet-
zes übernehmen kann. Als un-
verzichtbare Aspekte sind hier 
beispielsweise der Beitrag zur 
Spannungsqualität, die Bereit-
stellung von Regelleistung, Mo-
mentanreserve, Schwarzstartfä-
higkeit und Inselbetrieb zu nen-
nen. Nicht zu vergessen ist die 
Unterstützung zur Hochwasser- 
entlastung, die Schaffung von 
Rückzugsbereichen für Fische bei 
Trockenheit sowie die Stabilisie-
rung des Grundwassers. Ein sehr 
aktuelles Thema, die Aquather-
mie, die Nutzung der Wärme aus 
fließenden Gewässern, ist eben-
falls zu nennen. Diese Fähigkei-
ten machen die Wasserkraft zu 
einem wertvollen und unver-
zichtbaren Bestandteil der Ener-
gieinfrastruktur.

Ökologie und die  
Wasserrahmenrichtlinie

Reinhard Moosdorf setz-
te sich intensiv mit der Umset-
zung und Anwendung der Was-
serrahmenrichtlinie (WRRL) aus-

einander. Diese Richtlinie bildet 
eine zentrale Grundlage für den 
Schutz und die Bewirtschaftung 
von Gewässern in Europa. Eine 
wesentliche Grundlage dieser 
Richtlinie ist die Unterscheidung 
zwischen chemischen und öko-
logischen Maßnahmen, die bei-
de gleichermaßen berücksichtigt 
werden müssen. Die Bedeutung 
der WRRL steht außer Frage, al-
lerdings stellen sich immer wie-
der Fragen zur Einordnung der 
Gewässer. Die Einstufung in die 
Kategorien „naturnah“ oder „er-
heblich verändert“ hat erhebli-
che Auswirkungen auf die Maß-
nahmen, die in den Umsetzungs-
konzepten vorzusehen sind. Ei-
ne fehlerhafte Einstufung kann 
weitreichende Konsequenzen für 
die Auflagen und Richtlinien zur 
Gewässerbewirtschaftung ha-
ben und führt bei Wasserkraft-
anlagen zu unverhältnismäßigen 
Vorgaben und unter Umständen 
auch zur Stilllegung oder zum 
Schließen eines Kraftwerks.

Als weiteres Problem zeigte er 
auf, dass die isolierte Betrach-
tung der chemischen Belastung 
von Gewässern zu einem einsei-
tigen Fokus auf die Durchgän-
gigkeit als Hauptursache für den 
schlechten Zustand vieler Ge-
wässer führt. Eine umfassende-
re und differenzierte Betrach-
tung der verschiedenen Belas-
tungsquellen ist daher notwen-
dig, um nachhaltige Lösungen 
für die Verbesserung des öko-
logischen Zustands unserer Ge-
wässer zu finden.

Neue Themen  
in der Wasserkraft

Christoph Winkler und Tobi-
as Hoder erläuterten an prakti-
schen Beispielen, wie Flusswas-
ser aus dem Inn zur energieeffi-
zienten Bereitstellung von Käl-
te und Wärme genutzt werden 
kann. Die beiden Studenten 
Niklas Niedermaier und Simon 

Rödl stellten eine Machbarkeits-
studie Wasserkraft an der Klär-
anlage Hemau (Niedermaier, 
Rödl, 2024) vor. Die Machbar-
keitsstudie untersucht die In- 
stallation einer Wasserkraftan-
lage an der Kläranlage Hemau 
zur Rückgewinnung von Energie. 
Ihr Projekt kam zu dem Ergeb-
nis, dass die geplante Anlage et-
wa ein Drittel des Strombedarfs 
decken könnte.

Zukunftsthemen  
Vermarktung von  
Wasserkraftstrom  
und IT-Sicherheit

Philip Hahn von CyberGrid 
sprach über innovative Ansät-
ze zur Vermarktung von Was-
serkraftstrom und betonte die 
Bedeutung flexibler Energie-
managementlösungen, um die 
Wirtschaftlichkeit der Anlagen 
weiter zu steigern. Der Beitrag 
von Anna Rerich vom Landes-
amt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (LSI) hob zudem 
die Wichtigkeit der IT-Sicherheit 
für Wasserkraftanlagen hervor, 
insbesondere vor dem Hinter-
grund zunehmender Digitalisie-
rung und wachsender Cyber-Be-
drohungen.

Ein erfolgreicher Tag  
für die Wasserkraft

„Das 5. VWB und LVBW-Was-
serkraftseminar war ein voller 
Erfolg und verdeutlichte die Be-
deutung der Wasserkraft als ver-
lässliche und umweltfreundli-
che Energiequelle“ betonte Fritz 
Schweiger, Vorsitzender der 
VWB in seinem Abschlussstate-
ment. Die Kombination aus pra-
xisnaher Besichtigung der Rusel-
kraftwerke und einem abwechs-
lungsreichen Seminarprogramm 
bot den Teilnehmern wertvol-
le Einblicke in die aktuellen Ent-
wicklungen und zukünftigen Po-
tenziale der Wasserkraft.          r 

Energie erleben: 

ESB Lerntheater vermittelt  
spielerisch Energiewissen 

Interaktive Mitmachshow war wieder auf Tour  
Was genau ist Energie, wie können wir sinnvoll damit umgehen 
und wie sieht die Energieversorgung von morgen aus? Um diesen 
und vielen weiteren Fragen auf den Grund zu gehen, machte das 
interaktive Lerntheater vom 7. bis 18. Oktober 2024 Halt an aus-
gewählten Schulen. Gemeinsam mit dem Pädagogenteam von FS 
Infotainment vermittelt Energie Südbayern (ESB) schon seit meh-
reren Jahren Schülerinnen und Schülern an bayerischen Grund-
schulen das Thema Energie und Energiesparen.  

„Engagement für unsere Hei-
mat bedeutet für uns auch, uns 
für Kinder und Jugendliche ein-
zusetzen“, so Marcus Böske, Ge-
schäftsführer von Energie Süd-
bayern. „Deshalb unterstützen 
wir bereits seit vielen Jahrzehn-
ten Schulen in unserem Versor-
gungsgebiet.“ 

Für Kerstin Klose, Schulleitung 
der Grundschule Weyarn,war 
das Lerntheater eine wichti-
ge Veranstaltung: „Energie und 
insbesondere die Energiewen-

de sind zentrale Themen un-
serer Zeit. Deshalb freuten wir 
uns, dass das ESB-Lerntheater 
diese zuweilen abstrakte Mate-
rie Energie für die Schülerinnen 
und Schüler erlebbar machte, 
mit anschaulichen Beispielen di-
rekt aus ihrem Alltag.“ 

Die Moderatoren der Veran-
staltung, Friedhelm Susok, und 
Jürgen Schardt, beantworteten 
alle Fragen rund um Energie und 
bezogen die Kinder dabei stets 
mit ein. Ein besonderer Schwer-

punkt lag auf erneuerbaren 
Energien und der Zukunft unse-
rer Energieversorgung. Auch in-
novative Inhalte wie Elektromo-
bilität und Wasserstoff durften 
dabei nicht fehlen. 

Das Thema Energiesparen 
wurde in einer großen Frage-
runde mit Beispielen von zuhau-
se nähergebracht. Anstelle von 
Frontalunterricht standen beim 
ESB Lerntheater Interaktivität, 
handlungsorientiertes Lernen 
und Spaß an der Bewegung im 
Mittelpunkt. Susok und Schardt 
nahmen sich als Vorbild die Sen-
dung mit der Maus. Wer das 
Lerntheater einmal erlebt hat, 
spürt, warum das Konzept auf-
geht. Die Kinder lösten Rätsel-
fragen, begeisterten sich für ein 
Bewegungsspiel und lauschten 
den kurzen Einspielern. Inzwi-
schen hat sich das 90-minütige 
Bühnenerlebnis bei den Schulen 
herumgesprochen und seit 2014 
sind Susok und sein Team in 
über 200 Schulen aufgetreten. 
Weitere Informationen: https://
www.esb.de/esb-lerntheater 
Videoprogramm zum The-
ma Energie und Energiespa-
ren: www.esb.de/energiewis-
sen-kinder.  r

Die Energie Südbayern GmbH 

Seit mehr als 60 Jahren ist 
Energie Südbayern (ESB) der fai-
re, sichere und regionale Ener-
gieversorger und -dienstleis-
ter für Ober- und Niederbay-
ern. Gemeinsam mit den Toch-
terunternehmen Energienetze 
Bayern und ESB Wärme bildet 
Energie Südbayern die ESB-Un-
ternehmensgruppe. Energielie-
ferung, Portfoliomanagement, 
der Betrieb von Energienetzen 
und Energieerzeugung sind die 
Kerngeschäftsfelder der Gruppe 
und ihren Beteiligungen. Über 
160.000 Haushalte, 15.000 Ge-
schäftskunden sowie zahlreiche 
Stadtwerke und Weiterverteiler 
vertrauen auf unsere Produkte 
und Dienstleistungen.  r

Interaktives Bühnenprogramm: Schülerinnen und Schüler lernen 
spielerisch alles rund um Energie.  Bild: Energie Südbayern GmbH

https://www.esb.de/esb-lerntheater
https://www.esb.de/esb-lerntheater
http://www.esb.de/energiewissen-kinder
http://www.esb.de/energiewissen-kinder
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Smart Parking  
unterstützt Klimaziele

Parkraum ist ein kostbares Gut. Zweckgebundene Parkplätze wer-
den immer häufiger unberechtigt benutzt. Mit einer intelligenten 
Parkraumbewirtschaftung lässt sich dieses Problem nachhaltig 
lösen. Andererseits verlieren Autofahrer in Großstädten bei der 
Parkplatzsuche wertvolle Zeit und verschlechtern die CO2-Bilanz. 
Schließlich werden größere Parkräume und Firmenparkplätze oft 
nicht effektiv genutzt. Abhilfe kann in den meisten Fällen eine 
smarte Parkraumbewirtschaftung schaffen. Dafür ist eine Reihe 
unterschiedlicher Lösungen verfügbar, die sich in der Praxis be-
reits erfolgreich bewährt haben.

In der Drucksache 19/16513 
des Deutschen Bundestages von 
2020 sind die wichtigen Fakten 
zu Smart Parking zusammenge-
fasst: „Parkvorgänge spielen ei-
ne wichtige Rolle, um die natio- 
nalen, europäischen und inter-
nationalen Klimaschutzziele zu 
erreichen. Die Suche nach ei-
nem Parkplatz in deutschen 
Städten ist für etwa 30 Prozent 
des dortigen Verkehrs verant-
wortlich. Ein Autofahrer benö-
tigt im Durchschnitt etwa acht 
Minuten, um einen Parkplatz zu 
finden, legt in dieser Zeit durch-

schnittlich 4,5 Kilometer zurück 
und stößt circa 1,3 kg CO2 aus. 
Durch den Zeitverlust, die Ab-
gasbelastung und den Kraft-
stoffverbrauch entstehen jedes 
Jahr Gesamtkosten von rund 45 
Mrd. Euro.“ Verschiedene Un-
tersuchungen zeigen, dass so-
genannte Smart-Parking-Tech-
nologien die laufenden Kos-
ten senken können, zu einer si-
gnifikanten Reduzierung des 
Parkplatzsuchverkehrs beitra-
gen können, die Effizienz stei-
gern und die Suche vereinfa-
chen können. Der Einsatz digi-

taler und smarter Lösungen im 
Bereich des Parkens bietet also 
großes Potenzial bei der Emissi-
onsreduzierung und bei der Er-
reichung der Klimaschutzverein-
barungen.

Voraussetzung:  
Sorgfältige Planung

Die genannten Fakten sind 
Anlass genug, um ein Projekt 
Parkraum zukunftsorientiert zu 
gestalten. Eine sorgfältige Pla-
nung ist Voraussetzung dafür. 
Vorrangige Ziele könnten dabei 
u.a. Nachhaltigkeit, Verkehrs-
regelung oder Optimierung be-
reits vorhandener Infrastruk-
turen sein. Die Vorgaben der  
DSGVO sind unbedingt zu be-
achten. Dies ist insbesondere 
bei der Auswahl des Lieferan-
ten, Betreibers sowie der aus-
gewählten Technologie zu be-
rücksichtigen. Schließlich soll-
te auch die Finanzierung des 

Projektes gesichert sein. Sonst 
könnte nämlich etwas wie der 
englischen Gemeinde Eyns-
ham passieren: Dort hat man 
kürzlich einen riesigen Park-
platz für 850 PKWs fertigge-
stellt, kann ihn aber nicht be-
nutzen, weil die in einem sepa-
raten Projekt geplante Zufahrt 
wegen nicht genehmigten Bud-
gets immer noch fehlt. Die ak-
tuelle Studie „Klimafreundliches 
Parkraum- Management“ der  
M-Five GmbH dokumentiert die 
Abschätzung der Klimawirkung 
von Parkraum- Management 
in Baden-Württemberg. Sie 

kommt zu dem Ergebnis, dass 
die beiden untersuchten Kern-
maßnahmen 
• Marktorientierte Erhöhung 
der Parkgebühren und Bünde-
lung und 
• Reduktion von Parkplätzen 
mit Erhöhung der Such-, Zu- und 
Abgangszeiten 
die Attraktivität der PKW-Nut-
zung verringern und somit zu ei-
ner Verlagerung der Wege auf 
andere Verkehrsmittel wie Zug, 
Bus, Fahrrad, Sharing- und Poo-
ling-Angebote führen. Geklärt 
werden muss, ob der Parkraum 
im Eigenbetrieb oder durch ei-

nen erfahrenen Partner betrie-
ben wird und schließlich muss 
auch noch die für das jeweilige 
Projekt geeignetste Technologie 
ausgewählt werden. Die Aus-
wahl reicht hier von der einfa-
chen Parkscheibe, über Schran-
ken oder Tore, die per Schlüssel, 
Funk oder Parkschein bedient 
werden, bis zu IoT-Systemen, 
Sensoren und Videosystemen, 
die zunehmend durch künstli-
che Intelligenz (KI) und maschi-
nelles Lernen unterstützt wer-
den. 

Geprüfte Beschilderung

Zuletzt ist noch zu beachten: 
Für eine rechtskonforme, pri-
vate Parkraumbewirtschaftung 
muss eine professionelle und 
gut sichtbare sowie rechtlich 
geprüfte Beschilderung sowohl 
an der Einfahrt als auch auf der 
Parkfläche angebracht sein.

Sensoren können schnell und 
problemlos installiert werden. 
Sie benötigen für den Betrieb 
allerdings Energie. Die Zufüh-
rung über Kabel ist zumeist auf-
wändig und teuer. Die Alternati-
ve lautet Batterie. Diese hat sich 
in der Praxis jedoch als äußerst 
fehleranfällig erwiesen. In San 
Francisco hatte man beispiels-
weise diese Technologie auspro-
biert – der Versuch musste dort 
aufgrund der hohen Reparatur-
kosten abgebrochen werden. 
Hier in Bayern kommt ein wei-
terer gewichtiger Aspekt hinzu: 
Winter. Bei der Schneeräumung 
können die am Boden befestig-
ten Sensoren leicht beschädigt 
werden. 

Für die genannten Nachtei-
le hat das Münchner Unterneh-
men ParkHere eine pfiffige Lö-
sung gefunden. In den Sensor 
ist ein kleines Kraftwerk einge-
baut. Dieser versorgt sich also 
selbst mit Strom nach folgen-
dem Prinzip: Der Druck, den ein 
Auto beim Überfahren des Sen-
sors ausübt, wird in Energie um-
gewandelt. Diese Energie reicht 
aus, damit der Sensor ein Signal 
senden kann, ob der Parkplatz 
frei oder besetzt ist. Die Lebens-
dauer dieses neuartigen Sensors 
soll bis zu 25 Jahre betragen. In 
München arbeitet ParkHere be-
reits mit der Deutschen Bahn 
zusammen: Wer den Bahnhofs- 
parkplatz an der Bayerstraße 
nutzen will, kann schon beim 
Losfahren sehen, wie viele Park-
plätze frei sind und wie die Situ-
ation eine Stunde später wohl 
aussehen wird.

Die wohl leistungsfähigs-
te Technologie zur Parkraum-
bewirtschaftung stützt sich auf 
kamerabasierte Systeme. Die-
se können in Verbindung mit 
KI nicht nur Fahrzeuge und ins-
besondere deren Kennzeichen 
in Echtzeit erkennen, sondern 
auch einige hundert Parkplät-
ze überwachen. Bei Änderun-
gen des Parkraumkonzepts las-
sen sie sich einfach an die neuen 
Aufgaben anpassen. Zum Schutz 
vor Beschädigung und Vandalis-
mus sollten die Kameras genü-
gend hoch installiert werden. 
Bei der Auswahl eines Video-
systems ist unbedingt darauf zu 
achten, dass der gesetzliche Da-
tenschutz erfüllt wird und ggf. 
eine DSGVO-Konformitätsbe-
scheinigung vorliegt. Diese Ei-
genschaft sollte man insbeson-
dere bei Produkten aus China 
prüfen.

Als Fazit empfiehlt der ADAC, 
dass die Parkraumbewirtschaf-
tung immer in ein gesamtstäd-
tisches Parkraumkonzept als Teil 
einer integrierten Mobilitätspla-
nung eingebettet sein sollte. In 
Deutschland existiert eine offe-
ne Plattform für Handyparken. 
Etwa 250 Kommunen, die zu-
sammen für 75 Prozent des di-
gitalen Parkens stehen, vertrau-
en der innovativen Lösung von 
smartparking. Damit können 
nämlich die Kunden aller Anbie-
ter „Handyparken“. 

 Gerhard Kafka
Freier Fachjournalist in Egling

VDV und Allianz pro Schiene:

Vorschläge zur Reaktivierung 
von Bahnstrecken

Die Diskussion um die Reaktivierung stillgelegter Bahnstre-
cken in Deutschland hat in den vergangenen Jahren zuneh-
mend an Bedeutung gewonnen. Vor dem Hintergrund des 
Klimawandels, der wachsenden Verkehrsdichte auf Straßen 
und der Notwendigkeit, umweltfreundliche Mobilitätslösun-
gen zu fördern, haben der Verband Deutscher Verkehrsun-
ternehmen (VDV) und die Allianz pro Schiene nach zwei Jah-
ren nun wieder aktualisierte Vorschläge zur Reaktivierung 
von Schieneninfrastruktur unterbreitet. Beide Verbände for-
dern, Planungsverfahren zu beschleunigen und Fördermittel 
aufzustocken.

Neu auf der Vorschlagsliste hinzugekommen sind 74 Stre-
cken mit insgesamt 949 Kilometern. Aus Sicht von VDV-Fach-
mann Martin Henke „ist es klar, dass mit Reaktivierungen al-
lein wir die großen ökonomischen und verkehrlichen Heraus-
forderungen in Deutschland nicht bewältigen werden – und 
doch warten wir inzwischen bei 325 Strecken mit 5.426 Ki-
lometern Länge auf die Umsetzung der Reaktivierung. Das 
könnte die Wirtschaft gerade auf regionaler Ebene erheblich 
stärken.“ Im gesamten Jahr 2024 werden voraussichtlich nur 
30 Kilometer Schienenwege reaktiviert.

Schienenanbindung gewünscht

„Angesichts dieses Schneckentempos müssen Bund und 
Länder dringend mehr tun, um Initiativen vor Ort zu unter-
stützen. Die Menschen wollen eine Schienenanbindung. Ge-
rade für den Schienengüterverkehr gibt es großes Potenzial“, 
machte Dirk Flege, Geschäftsführer der Allianz pro Schiene, 
deutlich. 379 Städte und Gemeinden ohne Zugang zum Schie-
nenverkehr könnten durch die vorgeschlagenen Reaktivierun-
gen wieder Anschluss an das Bahnnetz erhalten – allein in die-
sen Kommunen wohnten mehr als 3,8 Millionen Menschen.

Derzeit sind in Deutschland 123 der 900 Mittelzentren ohne 
Anschluss an die Eisenbahn, U-Bahn, Stadtbahn oder Straßen-
bahn, darunter 13 Kreisstädte. In 119 der nicht angeschlosse-
nen Mittelzentren sind für die Eisenbahn gebaute, aber nicht 
mehr genutzte Trassen vorhanden. Für 72 dieser Mittelzent-
ren schlagen VDV und Allianz pro Schiene eine Wiederanbin-
dung an den Eisenbahnverkehr vor, bei 13 weiteren empfeh-
len sie eine vertiefte Prüfung. Allein in diesen Zentren leben 
über 1,4 Millionen Einwohner.

„Im so genannten Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
(GVFG) haben die Verkehrsunternehmen mehr Infrastruktur-
projekte zur Förderung angemeldet als je zuvor“, informier-
te Martin Henke. Das Gesetz sei im Jahr 2020 novelliert und in 
diesem Zuge finanziell aufgestockt worden. Dadurch sei inzwi-
schen eine Verdreifachung der angemeldeten Projekte zu ver-
zeichnen. Zuletzt waren im GVFG insgesamt 407 Projekte aus 
den Bereichen „Grunderneuerung“, „Reaktivierung“, „Elektrifi-
zierung“ und „Bahnhöfe, Stationen, Haltestellen“ angemeldet.

Henke zufolge „müssen wir sehen, dass der enorme finanzi-
elle Bedarf bei der maroden Infrastruktur in Deutschland finan-
ziell abgedeckt wird – alles andere schadet dem Wirtschafts-
standort Deutschland. Die Erhöhung der Fördermittel im GVFG 
auf drei Milliarden jährlich ab 2025 hätte eine extreme Hebel-
wirkung, um unsere Infrastrukturen noch schneller und kon-
sequenter mit Blick auf die Erreichung der Klimaschutzziele im 
Verkehrssektor um- und ausbauen zu können.“  DK

München bleibt deutschlandweit 
Spitzenreiter bei den Einpendlern  

Insgesamt pendeln in Bayern im Jahr 2023 über 100 000 Personen mehr  
über ihre Gemeindegrenze zur Arbeit als vor zwei Jahren 

Wie das Bayerische Landesamt für Statistik mitteilt, verfügt der 
Pendleratlas ab sofort über die bundesweiten Pendlerströme mit 
dem aktuellsten Datenstand für das Jahr 2023. Es zeigt sich: Mün-
chen bleibt hinsichtlich der Anzahl an Einpendlern im Jahr 2023 
mit über 525.000 Einpendlern wie bereits in den Vorjahren Spit-
zenreiter in Deutschland. Im Vergleich zum Jahr 2021 pendelten 
fast 20.000 Personen mehr in die Pendlerhauptstadt ein. Im Städ-
tedreieck Nürnberg, Fürth, Erlangen sind im Jahr 2023 im Ver-
gleich zu 2021 mehr als 1.000 zusätzliche Pendler unterwegs. Die 
Pendelachse Nürnberg–Fürth liegt auch im Jahr 2023 deutsch-
landweit weiterhin nach Berlin–Potsdam an zweiter Stelle. Insge-
samt steigt die Zahl der Pendler über Gemeindegrenzen in Bayern 
seit 2021 von rund 4,4 Millionen auf rund 4,5 Millionen. 

Wie das Bayerische Landes-
amt für Statistik mitteilt, ist Mün-
chen auch im Jahr 2023 mit über 
einer halben Millionen Einpend-
lern (525.269 Personen) die Stadt 
in Deutschland, die die meisten 
Einpendler anzieht. Damit pen-
deln mehr Personen nach Mün-
chen als nach Berlin (467.402 Ein-
pendler) und Frankfurt am Main 
(463.180 Einpendler). Unter den 
zehn Städten Deutschlands mit 
den höchsten Einpendlerzahlen 
hat Berlin im Jahr 2023 den größ-
ten Zuwachs und überholt damit 
Frankfurt am Main, das noch im 
Jahr 2022 an zweiter Stelle lag. 
München verliert junge Einpend-

ler, bleibt aber Pendlermagnet 
Während die Einpendler Mün-

chens insgesamt und in allen Al-
tersgruppen ab 25 Jahren im Ver-
gleich zum Jahr 2021 und 2022 
zugenommen haben, nahm die 
Zahl der Einpendler unter 25 
Jahren innerhalb der zwei Jah-
re um 3.163 Personen ab, davon 
2.482 weniger junge Frauen. Pa-
rallel ist die Zahl der einpendeln-
den Auszubildenden zurückge-
gangen. So pendeln 2.148 Aus-
zubildende weniger nach Mün-
chen ein, davon 1.017 Männer 
und 1.131 Frauen. Der Rückgang 
an Auszubildenden bei den Ein-
pendlern seit 2021 ist in fast al-

len kreisfreien Städten zu beob-
achten, in München ist er jedoch 
mit 17,2 Prozent am größten. Im 
Vergleich der kreisfreien Städte 
hat München im Jahr 2023 mit 
8,8 Prozent den geringsten An-
teil an Einpendlern unter 25 Jah-
ren. Am höchsten ist der Anteil in 
Bamberg mit 14,6 Prozent. 

Die meisten Menschen, die im 
Jahr 2023 nach München einpen-
deln, wohnen in Berlin (12.912 
Personen). Hier ist allerdings zu 
beachten, dass auch Personen zu 
den Ein- und Auspendlern zählen, 
die teilweise, überwiegend oder 
ausschließlich im Homeoffice ar-
beiten und nicht tagtäglich pen-
deln. Zudem hat die Pendlerrech-
nung keine Information darüber, 
ob Pendler an ihrem Arbeitsort 
einen Zweitwohnsitz haben.

Die 525.269 Einpendler ma-
chen 45 Prozent aller Personen, 
die in München arbeiten, aus. 
Mit 239.259 pendeln deutlich 
weniger Personen aus München 
heraus. So halten sich nach Ab-
zug der Auspendler tagsüber in 
München arbeitsbedingt deut-
lich mehr Personen auf als die 
dort ansässige Bevölkerung.  

Nürnberg, Fürth, Erlangen: 
über 72.000 Pendler

Im Städtedreieck Nürnberg, 
Fürth und Erlangen pendeln im 
Jahr 2023 über 72.000 Personen, 
und damit etwa 1.100 Personen 
mehr als im Jahr 2021 und etwa 
200 Personen mehr als 2022. Die 
meisten Pendler innerhalb des 
Städtedreiecks sind zwischen 
Nürnberg und Fürth unterwegs. 
Davon wohnen 27.191 Pendler 
in Fürth und pendeln zur Arbeit 
nach Nürnberg, während 14.681 
in die entgegengesetzte Rich-
tung pendeln. Weitere 236.220 
Personen pendeln im Jahr 2023 
aus Wohnorten von außerhalb in 
das Städtedreieck ein. Zwischen 
2022 und 2023 ist diese Zahl um 
668 Pendler angestiegen. Im Ver-
gleich zu 2021 war es ein Plus von 
5.254 Pendlern. 

Die Zahl der Pendler zwischen 
den beiden nahegelegenen Groß-
städten Nürnberg und Fürth ist 
mit 41.872 Personen auch im 
deutschlandweiten Vergleich be-
sonders hoch. Nur zwischen Ber-
lin und Potsdam sind im Jahr 
2023 noch etwas mehr Pendler 
unterwegs (42.479 Personen). 
Zwischen Nürnberg und Fürth 
besteht damit wie auch schon 
im Jahr 2021 und 2022 deutsch-
landweit die zweitstärkste Pen-
delachse. 

Die absolute Zahl der Einpend-
ler ist zwischen 2021 und 2023 
mit 17.495 Personen (+ 3,4 Pro-
zent) in München am stärksten 
gestiegen. Dabei liegt der Unter-
schied von 2022 und 2023 mit 1,4 
Prozent bei 7.374 Pendlern. Nach 
Nürnberg pendelten fast 5.000 
Personen (+ 2,6 Prozent; zu 2022: 
0,8 Prozent) mehr ein, in Augs-
burg gab es eine Zunahme von 
etwas über 2.100 Personen (+ 2,3 
Prozent; zu 2022: 0,3 Prozent). In 
Ansbach ist mit einem Plus von 
7,4 Prozent der relative Anstieg 
der Einpendler am größten (+ 
1.683; zu 2022: 1.776 Personen). 
Die zweitstärkste relative Zu-
nahme erfolgt in der mittelfrän-
kischen Stadt Schwabach. Dort 
liegt der Anstieg innerhalb der 
zwei Jahre mit 536 Einpendlern 
bei 4,1 Prozent (zu 2022: + 271 
Einpendler, 2,0 Prozent). In sie-
ben kreisfreien Städten nehmen 
die Einpendler im Vergleich der 
Jahre 2021 zu 2023 ab, am stärks-

ten in Memmingen. Dort pendeln 
im Jahr 2021 im Vergleich zu 2021 
rund 3,3 Prozent und 743 Perso-
nen weniger ein (2022: -468, 2,1 
Prozent).  

Neue Daten im Pendleratlas 
und der Regionaldatenbank 

Die Pendlerdaten für das Jahr 
2023 stehen ab sofort im inter-
aktiven Pendleratlas der Statis-
tischen Ämter der Länder online 
und kostenlos zur Verfügung un-
ter: https://pendleratlas.statistik-
portal.de. 

Neben klassischen Kennzahlen 
wie den Ein- und Auspendlern, 
Pendelquoten oder dem Pendel-
saldo sind vor allem Pendelver-
flechtungen zwischen einzelnen 
Städten und Gemeinden bzw. Ge-
meindeverbänden online abruf-
bar. Ausführlichere Tabellen dazu 
sind in der Regionaldatenbank zu 
finden unter: https://www.regio-
nalstatistik.de/genesis/online.  r

V.l. Umweltminister Thorsten Glauber und Heiko Büttner, DB-Kon-
zernbevollmächtigter für den Freistaat Bayern. Bild: stmuv

Umweltminister Thorsten Glauber: 

Zug als Botschafter für 
Klimaschutz unterwegs

Ein Zug der DB Regio Bayern ist künftig als bunter Botschafter 
für den Klimaschutz im Freistaat unterwegs. Anlässlich der Bay-
erischen Klimawoche wird der Zug, beklebt mit den Bayerischen 
Klimastreifen, auf der Werdenfelsbahn zwischen München, Gar-
misch-Partenkirchen und Mittenwald auf den Klimawandel auf-
merksam machen. 

Thorsten Glauber, Umweltmi-
nister, hat zusammen mit Heiko 
Büttner, DB-Konzernbevollmäch-
tigter für den Freistaat Bayern, 
den offiziellen Startschuss am 
Münchner Hauptbahnhof gege-

ben. „Die Bayerischen Klimastrei-
fen zeigen: Der Klimawandel pas-
siert vor unserer Haustüre ... der 
beklebte Zug zeigt auch: Für den 
Klimaschutz in Bayern brauchen 
wir eine starke Schiene.“  r

https://pendleratlas.statistikportal.de
https://pendleratlas.statistikportal.de
https://www.regionalstatistik.de/genesis/online
https://www.regionalstatistik.de/genesis/online
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Qualität ist viel wert
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Bauunternehmen nutzte  
Kanalbau zur AK1-Prüfung

Anspruchsvolles Projekt in Memmingen souverän realisiert

Mitten auf der grünen Wiese entsteht in Memmingen ein hoch-
moderner Gesundheitscampus. Der Klinikneubau soll nach seiner 
Fertigstellung das bisherige örtliche Krankenhaus ersetzen, da ei-
ne Generalsanierung des alten Standortes nicht realisierbar gewe-
sen wäre. Dabei steht sowohl beim Bau als auch beim Betrieb der 
Klinik das Thema Nachhaltigkeit im Fokus. 

So wird zukünftig ein Teil des 
Wärmebedarfes über Wärme-
tauscher aus dem Abwasser ge-
wonnen. Bevor jedoch der Bau 
des Klinikgebäudes starten kann, 
waren wichtige Vorarbeiten im 
Untergrund im Rahmen der Bau-
feldfreimachung notwendig. Bis-
lang querte einer von drei großen  
Mischwassersammlern der bay-
erischen Stadt das Gelände. Die-
ser musste nun für den Neubau 
auf einem Teilstück U-förmig um 
das Baufeld herumgelegt werden. 
Damit bei der großen Dimension 
der Rechteckprofile mit den Au-
ßenmaßen 3,50 Meter x 3,90 Me-
ter alles reibungslos verlief, setzte 
das Memminger Tiefbauamt zur 
Qualitätssicherung auf den Gü-
teschutz Kanalbau. Gleichzeitig 
nutzte das ortsansässige Bauun-
ternehmen Josef Hebel GmbH & 
Co. KG diese Maßnahme, um eine 
Aufprüfung vom Gütezeichen AK2 
auf das Gütezeichen AK1 durch-
führen zu lassen.

Kompetente Unterstützung 
in Detailfragen 

Ein sieben bis acht Meter tie-
fer, geböschter Graben, der an 
der Sohle rund sechs Meter Brei-

te maß, durchzog auf einer Länge 
von knapp 400 Metern das Gelän-
de in unmittelbarer Nähe des Au-
tobahnkreuzes BAB 7/ BAB 96 im 
Memminger Norden. In diesen gi-
gantischen Graben verlegte Josef 
Hebel insgesamt 170 Fertigteile-
lemente für den neuen Trassen-
abschnitt des Mischwassersamm-
lers. „Der bisherige Mischwasser-
sammler ist erst 28 Jahre alt und 
wurde in Ortbetonbauweise er-
stellt. Aufgrund des engen Zeit-
planes – mit dem Rohbau der Kli-
nik soll bereits im Februar 2025 
begonnen werden – ist die Ent-
scheidung für Betonfertigteile ge-
fallen“, erklärt Urs Keil, Leiter des 
Tiefbauamtes Memmingen. Prob-
lematisch bei dieser Variante war 
dann das Thema Dichtheitsprü-
fung. „Bei der Dimension war eine 
klassische Dichtheitsprüfung mit 
Wasser oder Druckluft nicht mög-
lich“, erläutert Thilo Knechtel, der 
als Oberbauleiter von Josef He-
bel die technische Koordination 
der Baustelle in der Arbeitsvor-
bereitung begleitet hat. Gemein-
sam mit Marcus Peterlik, dem zu-
ständigen Prüfingenieur vom Gü-
teschutz Kanalbau, wurde deshalb 
nach einer Alternative gesucht. 
„Wir haben uns mit dem Auftrag-

geber darauf geeinigt, die Dicht-
heit der Rohrverbindungen über 
das Spaltmaß nachzuweisen“, so 
Knechtel. Und weiter: „Die Roh-
re hatten eine werkseigene Pro-
duktionskontrolle. Im Werk wur-
de dann zusätzlich an einem Mus-
terstrang eine Druckprüfung vor-
genommen und die Spaltmaße 
gemessen. Mit diesen Werten ha-
ben wir dann die Dichtheit auf der 
Baustelle nachgewiesen.“ 

Unternehmen mit Gütezeichen 
Kanalbau müssen stets über aus-
kömmliche Referenzen im ent-
sprechenden Schwierigkeitsgrad 
verfügen. „Während sich der Aus-
führungsbereich AK2 auf den Ein-
bau von Abwasserleitungen und 
-kanälen in offener Bauweise in 
einer Tiefenlage bis fünf Meter 
bezieht, ist der Ausführungsbe-
reich AK1 erweitert auf den Ein-
bau in Tiefenlagen auch größer 
fünf Metern und unter erschwer-
ten Bedingungen sowie dem Ein-
satz technisch anspruchsvoller 
Bauverfahren,“ so Peterlik. „Sehr 
komplexe Kanalbaustellen, wie in 
Memmingen, werden zunehmend 
seltener ausgeschrieben. Des-
halb, wenn wie in diesem Fall im 
Unternehmen die Voraussetzun-
gen und das Know-how für Maß-
nahmen im Schwierigkeitsgrad 
AK1 vorhanden sind, können sol-
che Projekte als Referenz für ei-
ne Aufprüfung in die Gruppe AK1 
genutzt werden“, erklärt Peterlik 
weiter. Im konkreten Fall mit Er-
folg: Der Güteausschuss der Güte-
gemeinschaft hat den Antrag der 
Josef Hebel GmbH & Co. KG be-
gutachtet und im Ergebnis das Gü-
tezeichen AK1 verliehen. Hierbei 
habe Josef Hebel vom Güteschutz 
Kanalbau auch Unterstützung in 
Bezug auf diese Maßnahme erhal-
ten. „Diese Kanalbaudimensionen 

sind nicht alltäglich und da tau-
chen technische Detailfragen auf, 
bei denen wir von den Erfahrun-
gen und der Kompetenz des Güte-
schutzes profitiert haben“, resü-
miert Knechtel. 

Sondervorschlag sorgte 
für zeitlichen Gewinn

Ursprünglich war für die Gra-
bensicherung ein Voraushub mit 
Gleitschienenverbau vorgesehen. 
Hierbei hätten die 27 Tonnen 
schweren Fertigteile beim Einbau 
allerdings durch die Spindeln des 
Verbaus gefädelt werden müs-
sen, wobei die Gefahr eines Ver-
kantens oder Verklemmens be-
standen hätte. Vor diesem Hin-
tergrund hat Josef Hebel frühzei-
tig mit dem Planungsbüro einen 
Sondervorschlag mit geböschtem 
Graben diskutiert. Diesem stimm-
ten die Beteiligten unter der Be-
dingung zu, dass das vorgesehene 
Baufeld durch den Aushub nicht 
vergrößert wurde. Berechnungen 
vom Geostatiker zur Standfestig-
keit des Bodens stellten zudem si-
cher, welchen Abstand vom Bö-
schungsrand der für den Einbau 
der Betonfertigteile erforderliche 
mobile Kran einhalten musste. 
Zum Einsatz kam ein Raupenbag-
ger mit einer Traglast von 250 Ton-
nen, wie er häufig beim Bau von 
Windkrafträdern eingesetzt wird.

Montage mit  
Fingerspitzengefühl

 Auch wenn der Einbau der Roh-
re in dem geböschten Graben we-
niger kompliziert war, brauch-
te das Team von Josef Hebel Au-
genmaß und Fingerspitzengefühl. 
„Die Anschlagspunkte an den Fer-
tigteilen waren im Vorfeld ex-
akt berechnet worden, damit die 
Rohre beim Einbau und Zusam-
menfügen stets in Waage waren“, 
so Knechtel. Hierbei war zu be-
rücksichtigen, dass auf einem 260 
Meter langen Teilstück des ins-
gesamt 400 Meter langen Kanal-
neubaus zu einem späteren Zeit-

Bayerischer Gemeindetag:

Kommunen wehren sich 
gegen Klientelpolitik

Ein vorsorgender und ernsthaft durchgeführter, aber auch ausrei-
chend finanzierter Grundwasserschutz ist Grundlage für die nach-
haltige Sicherung unseres Wassers und damit der Gewährleis-
tung der öffentlichen Wasserversorgung in Bayern. Für den Schutz 
dieser Lebensressource werden ausreichend geschützte Flächen, 
der Schutz vor Einträgen und eine wirksame Verbrauchsmessung 
und Kontrolle aller Wasserentnahmen benötigt.

In den vergangenen 20 Jahren 
wurde in Bayern ca. 20 Prozent 
weniger Grundwasser neu gebil-
det. „Dabei ist es grundsätzlich 
eine zentrale staatliche Aufgabe, 
die Wasserressourcen für die Be-
völkerung vorbeugend zu sichern 
und zu schützen. Aus diesem 
Grund muss ein möglicher Was-
sercent solidarisch, gleichbehan-
delnd und ausnahmslos von al-
len Wasserentnehmern gleicher-
maßen geleistet werden“, betont 
der Bayerische Gemeindetag 
in einer Stellungnahme, „denn 
Nachhaltigkeit, Zukunftsschutz 
und der Schutz unserer natürli-
chen Lebensgrundlagen ist der 
falsche Ort für Klientelpolitik“.

Umso verwunderlicher ist es 
aus Sicht des Verbandes, „dass 
der Bayerische Wirtschaftsminis-
ter auch nach den Debatten der 
vergangenen Wochen an seiner 
geplanten Befreiung von Groß-
verbrauchern vom Wassercent 
unbeirrt festhält und sich dabei 
in einem Interview als Advokat 
der Gemeinden im Ländlichen 
Raum generiert“. „Eine falsche 
Position aufrecht zu erhalten ist 
freilich in Ordnung. Diese Positi-
on mit dem Argument des Schut-

zes der kleinteiligen Wasserver-
sorgung im Ländlichen Raum 
zu untermauern ist jedoch un-
redlich“, so Gemeindetagspräsi-
dent Dr. Uwe Brandl. „Hubert Ai-
wanger geht es bei seiner Posi-
tion natürlich nicht um kommu-
nale Belange, sondern um eine 
handfeste Klientelpolitik, näm-
lich die Befreiung von Großver-
brauchern.“

Für den Bayerischen Gemein-
detag sind die Mindestanforde-
rungen an ein Wasserentnahme-
entgelt klar definiert: „Alle Was-
serentnahmen, also auch die der 
Landwirtschaft, sind einzubezie- 
hen, zu messen und zu kon- 
trollieren. Die eingenommenen 
Mittel sind ausschließlich und 
zweckgebunden für den vorsor-
genden Grundwasserschutz zu 
verwenden. Die Verwaltungskos-
ten sind gering und der Vollzug 
einfach zu halten. Es bedarf glei-
cher Abgabensätze für alle und 
die erzielten Einnahmen sind für 
den Grundwasserschutz einzu-
setzen. Unabhängig davon sind 
die Fördermittel nach den Richt-
linien für Zuwendungen für was-
serwirtschaftliche Vorhaben (RZ-
Was) zu erhöhen.“ r

punkt Wärmetauscher in den Ka-
nalquerschnitt eingebaut werden. 
Diese sollen einen Teil des Wär-
mebedarfes der neuen Klinik aus 
dem Abwasser gewinnen. 

Aber dadurch hatten die Rohre 
für den Abschnitt einen asymmet-
rischen Innenquerschnitt, weshalb 
die Anschlagspunkte variierten. 
Nach Aushub des Grabens und 
Einbau einer Sauberkeitsschicht 
konnten im Schnitt zwölf Rohre 
pro Tag auf einer dünnen Splitt-
schicht verlegt werden. „Spitzen-
leistung waren sogar 15 Rohre an 
einem Tag“, wie Johannes Steiner, 
zuständig für die Entwässerungs-
planung beim Tiefbauamt Mem-
mingen, erklärt. Im Vergleich: Bei 
der ursprünglichen Verbau-Vari-
ante wären es im Schnitt nur drei 
Rohre pro Tag gewesen. 

Zusammengefügt wurden die  
Rohre mit Hilfe von Kettenzü-
gen. „Hierfür war es wichtig, 
dass das einzubauende Rohr 
nicht komplett auf die Sauber-
keitsschicht abgesetzt wurde, 
sondern sich kurz darüber im 
Schwebezustand befand. Sonst 
wäre das Zusammenziehen der 
Rohre nicht möglich gewesen“, 
so Knechtel.

Hamburger Heber sorgt  
für trockenen Umschluss

Knifflig war auch der Anschluss 
des in Betrieb befindlichen Ka-
nals an den neuen Trassenab-
schnitt. Der Mischwassersamm-
ler entwässert den ganzen west-
lichen Teil von Memmingen. 

„Im Trockenwetterfall fließen 
so zwischen 20 und 40 Liter pro 
Sekunde durch den Kanal“, so 
Steiner. Für den Fall reichen nor-
male Tauchpumpen, die das Ab-
wasser umpumpen. Bei Regen 
reichen die Tauchpumpen aller-
dings nicht mehr aus. Deshalb 
wurden an den zwei Umschluss-
punkten Hamburger Heber ins-
talliert. Diese leiten das Abwas-
ser bei Regen durch große Stahl-
rohrleitungen DN 800, sodass 
beide Anschlussbauwerke in Ort-
betonbauweise erstellt werden 
konnten. 

Bevor der Kanal in Betrieb ge-
nommen werden kann, müssen 
die Wärmetauscher eingebaut 
werden. Danach sind entwässe-
rungstechnisch die Vorausset-
zungen für den ersten Spaten-
stich des Gesundheitscampus er-
reicht. r

125 Jahre  
Staatsbad Bad Reichenhall

„Bad Reichenhall ist ein Staatsbäder-Juwel und eine einzigartige 
Erfolgsgeschichte. Die fachliche Kompetenz, die hohe Qualität der 
bayerischen Kurorte und Heilbäder und nicht zuletzt unsere atem-
beraubende Landschaft sind weit über die Grenzen des Freistaats 
hinaus geschätzt“, unterstrich Tourismusministerin Michaela Kani-
ber beim Festakt zum 125-jährigen Jubiläum des Staatsbades.

Seit der Ernennung im Jahr 
1899 prägt das Staatsbad Bad 
Reichenhall die Region im Berch-
tesgadener Land. „Die enge Zu-
sammenarbeit zwischen dem 
Freistaat Bayern, Bad Reichen-
hall und Bayerisch Gmain hat die-
se Erfolgsgeschichte möglich ge-
macht“, konstatierte Kaniber. 
Die Grundlage für den Erfolg des 
Staatsbades sei mit der Entschei-
dung im Jahr 1898 gelegt wor-
den, als der Freistaat Bayern die 
Verwaltung des Bades übernahm.

Von diesem Moment an ent-
wickelte sich Bad Reichenhall 
laut Kaniber zu einem Vorzeige-
ort für Gesundheitstourismus in 
den Bayerischen Alpen. Gemein-
sam mit dem Freistaat wurden 
wichtige Infrastrukturprojekte 
wie die Neuerrichtung des König-
lichen Kurhauses, eines Musikpa-
villons, einer Wandelhalle und 
des Kurmittelhauses der Moder-
ne verwirklicht. Auch der Neu-
bau der RupertusTherme im Jahr 
2005 stärkte die Stellung Bad 
Reichenhalls als eines der großen 
Bäder Europas. Insgesamt inves-
tierte Bayern in den vergange-
nen vier Jahrzehnten 140 Milli-
onen Euro in das Staatsbad, um 
die gesundheitstouristische In- 
frastruktur weiter zu stärken.

Der Markt für Kuren und Ge-
sundheitsangebote verändert sich 
kontinuierlich. Wissenschaftliche 
Erkenntnisse, kürzere Aufenthal-
te, die wachsende Bedeutung 
von Selbstzahlern und der de-
mographische Wandel erfordern 
Anpassungen. Das Staatsbad Bad 
Reichenhall hat diese Herausfor-

derungen durch gezielte Inves-
titionen angenommen und sich 
über die Jahre hinweg immer 
wieder neu erfunden“, machte 
die Ministerin deutlich.

Bad Reichenhalls Bürgermeis-
ter Dr. Christoph Eimers erklär-
te: „125 Jahre Staatsbad sind 
ein Grund zur Dankbarkeit. Es ist 
wichtig, dass wir die Traditionen 
bewahren, während wir gleich-
zeitig innovativ bleiben und 
neue Wege beschreiten.“ DK

Leitfaden der Universität der Bundeswehr München:

Handlungsempfehlungen 
aus dem Projekt NOWATER

Die Folgen einer unterbrochenen Wasserversorgung und -entsor-
gung in einem Krankenhaus können dramatisch sein, denn das 
Wohl der Patienten steht dann auf dem Spiel.

Einrichtungen des Gesundheits-
wesens, insbesondere Kranken-
häuser, sind für die Gesellschaft ei-
ne unverzichtbare Kritische Infra-
struktur. Ihre Einsatzbereitschaft 
ist nicht nur im Normalbetrieb, 
sondern auch bei der Bewältigung 
von Krisen entscheidend. Wäh-
rend das Szenario eines Strom-
ausfalls in der Notfallplanung von 
Krankenhäusern bereits fest ver-
ankert ist, wurde die Aufrechter-
haltung der Wasserversorgung 
und -entsorgung bisher kaum be-
trachtetet. Sie ist jedoch Voraus-
setzung für die Funktionsfähig-
keit eines Krankenhauses und da-
mit für die Sicherheit der Patien-
ten und des Personals.

Im Rahmen des vom Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung geförderten Projektes NO-
WATER (NOtfallvorsorgeplanung 
der WAsserver- und -entsorgung 
von Einrichtungen des Gesund-
heitswesens – organisatorische 
und Technische Lösungsstrategien 
zur Erhöhung der Resilienz) wur-
den Empfehlungen für die Präven-
tion, Vorbereitung auf und Bewäl-
tigung von Ausfällen der Wasser-
versorgung und -entsorgung er-
arbeitet. „Die vergangenen  
Hochwasserereignisse zeigen den 
dringenden Handlungsbedarf. Mit 
dem Leitfaden steht nun erstmals 
ein Werkzeug zur Erhöhung der 
Resilienz der Wasserversorgung 
und -entsorgung von Kranken-
häusern zur Verfügung“, so Prof. 
Steffen Krause und Prof. Christian 
Schaum vom Institut für Wasser-
wesen an der Universität der Bun-
deswehr München.

Das von den Professoren der 
Universität der Bundeswehr Mün-
chen angeführte Team, dem die 
Technische Hochschule Köln, das 
Institut für Umwelt und menschli-
che Sicherheit der Universität der 
Vereinten Nationen, das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe, die AGAPLESI-

ON FRANKFURTER DIAKONIE KLI-
NIKEN gGmbH, sowie die Firmen 
Strecker Wassertechnik GmbH 
und teckons GmbH & Co.KG ange-
hörten, hat dazu einen Leitfaden 
für Betreiber von Einrichtungen 
des Gesundheitswesens und für 
Behörden und Organisationen mit 
Schutzaufgaben entwickelt.

Der Leitfaden führt die Anwen-
der systematisch durch alle not-
wendigen Schritte der Notfall-
vorsorgeplanung, gibt detaillier-
te Hinweise zur Durchführung der 
erforderlichen Risikoanalyse, zu 
präventiven und vorbereitenden 
Maßnahmen sowie zu Maßnah-
men der Ersatz- und Notwasser-
versorgung. Hierbei wird unter an-
derem auf die im Projekt NOWA-
TER entwickelten technischen De-
monstratoren für Speicherung, 
Transport und Aufbereitung ein-
gegangen. Nach Empfehlungen für 
die Krisenbewältigung bilden Hin-
weise für die Wiederherstellung 
des Regelbetriebes sowie für die 
Anpassung und Verbesserung den 
Abschluss des Leitfadens.

Damit Krankenhäuser die im 
Leitfaden dargelegten Maßnah-
men trainieren können, hat die 
TH Köln ein „Übungskonzept für 
Infrastrukturausfälle im Kranken-
haus“ erstellt. „Übungen sind ei-
ne der effektivsten Formen der 
Krisenvorbereitung und unabding-
bar, damit alle Beteiligten die Ab-
läufe in Krisensituationen verin-
nerlichen und ein Bewusstsein für 
Krisen und die adäquate Krisen-
vorbereitung entwickeln“, betont 
Prof. Alexander Fekete vom Ins-
titut für Rettungsingenieurwesen 
und Gefahrenabwehr der TH Köln.

Der Leitfaden ist als E-Book 
erschienen und steht zusam-
men mit dem Notfall- und dem 
Übungskonzept unter dem Link 
zum Download zur Verfügung: 
https://www.unibw.de/wasser-
wesen/swa/aktuelle-nachrich-
ten/leitfaden-nowater r

http://www.kanalbau.com/
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die Stadt Feuchtwangen mit 
13.100 Einwohnern.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

2008, hauptamtlich.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen bzw. 
üben Sie diesen nach wie vor 
aus?

Ich bin Jurist und war als  
Geschäftsführer eines privaten 
Altenhilfeverbandes tätig.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 
gehen?

Energiewende, Integration 
auch von Flüchtlingen, Kin-
derbetreuung, Glasfaseraus-
bau, Güter auf die Schiene, er-
schwingliches Wohnen, Unter-
stützung der Gastronomie, Ver-
besserung der Angebote für 
Jugendliche, Starkregenvorsor-
ge, Personalentwicklung, Stand-
ortsicherung der örtlichen Be-
triebe und die Neugestaltung 
des Freibades.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Zunehmende Anforderungen 
durch den Staat und Wünsche 
der Kommunalpolitik in Ein-

Patrick Ruh
Erster Bürgermeister 

der Stadt Feuchtwangen

Im Verbandswesen muss man andere über-
zeugen, Entscheidungen zu treffen. In der Kom-
munalpolitik kann relativ viel vor Ort selbst ent-

schieden werden. Zudem werden die Aufgaben-
schwerpunkte bauliche Gestaltung, Kultur und 
Soziales in einer Weise miteinander verbunden, 
wie sie an keiner anderen Stelle verbunden sind.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Auf das Bürgermeisteramt kann man sich nur 
bedingt vorbereiten. Inhaltlich bietet hier der 
Bayerische Gemeindetag eine Reihe von Semi-
narthemen an. In jedem Fall muss man aber ein 
Philanthrop sein; das kann man aber nicht lernen.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Brandschutz, Brandschutz, Brandschutz, ob-
wohl man doch strategische Ziele erreichen will.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

klang mit zurückgehenden personellen und fi-
nanziellen Ressourcen zu bringen.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen? 

Gestaltungsspielräume erkämpfen und ver-
teidigen, um nicht zu einem reinen staatlichen 
Vollzugsorgan herabzusinken.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Fragen stellen.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die KI dürfte den größten Einfluss entwickeln. 
Richtig angewendet wird sie eines Tages Pla-
nungs- und Entscheidungsprozesse beschleuni-
gen. Wir haben damit auch schon Geld gespart.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Neugierig bleiben und Jesus Christus nicht aus 
den Augen verlieren.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Darüber habe ich mir tatsächlich noch keine 
Gedanken gemacht. r
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Landkreise München und Ebersberg:

Moore schützen – Zukunft sichern 
Aktion Zukunft+ startet Crowdfunding zum Schutz heimischer Moore 

In den Landkreisen München und Ebersberg existieren rund 3.500 
Hektar entwässerte Moorflächen. Moore sind einzigartige Ökosys-
teme, die nicht nur eine vielfältige Tier- und Pflanzenwelt beher-
bergen, sondern auch erhebliche ökologische und klimatische Vor-
teile bieten. Hier setzt die Aktion Zukunft+ gemeinsam mit dem 
Projektpartner CO2-regio an, um das Klima nachhaltig zu schützen: 
Ab sofort steht das Projekt „Moore schützen – Zukunft sichern“ zum 
Schutz heimischer Moore zum Crowdfunding bereit. 

Das Projekt „Moore schützen 
– Zukunft sichern“ hat das Ziel, 
heimische Niedermoore wieder 
zu vernässen und auf eine moor-
schonende Bewirtschaftung um-
zustellen. Das erste Projektge-
biet umfasst eine Fläche von et-
wa 10 Hektar in der Gemeinde 
Aßling im Landkreis Ebersberg. 
Durch die Wiedervernässung 
und den Schutz dieser Flächen 
können jährlich rund 200 Ton-
nen CO2 eingespart werden, ba-
sierend auf einer durchschnittli-
chen Einsparung von 20 Tonnen 
CO2 pro Hektar. 

Warum ist  
Moorschutz so wichtig? 

Moore sind nicht nur beein-
druckende Zeitzeugen unserer 
Landschaftsgeschichte, die bis 
in die letzte Eiszeit zurückrei-
chen, sondern spielen auch ei-
ne entscheidende Rolle im Kli-
maschutz. Sie regulieren den 
Wasserhaushalt, speichern Koh-
lenstoff und bieten Lebensraum 
für spezialisierte und bedroh-
te Arten. Viele bayerische Moo-
re können heute aufgrund von 
Entwässerung und Torfabbau ih-
re wichtigen Funktionen nicht 
mehr vollständig erfüllen. Torf, 
der in Mooren entsteht, enthält 
große Mengen an Kohlenstoff, 
der über Tausende von Jahren 
angesammelt wurde. Werden 
Moore jedoch zerstört oder ent-
wässert, wird der im Torf ge-
speicherte Kohlenstoff sukzes-
sive freigesetzt und verursacht 
klimaschädliche Emissionen. Al-
lein in Bayern gibt es laut Erhe-
bungen des Bayerischen Lan-
desamts für Umweltschutz etwa 
220.000 Hektar Moorflächen. 
Aus den entwässerten Flächen 
entweichen jährlich etwa 6,7 
Millionen Tonnen CO2-Äquiva-
lente, was etwa 8 Prozent der 
fossilen Emissionen Bayerns ent-
spricht. 

Das Projekt „Moore schützen 
– Zukunft sichern“ möchte diese 
wertvollen Ökosysteme zurück-

gewinnen und ihre Funktionen 
durch Wiedervernässung und 
moorschonende Bewirtschaf-
tung langfristig sichern. Partner 
für die Projektumsetzung ist das 
gemeinnützige CO2-regio Klima-
büro. 

Weitere Informationen

Weitere Informationen zum 
Projekt und zum Crowdfun-
ding gibt es hier: www.ak-
t ion-zukunf t-p lus .de/moo -
r e - s c h u t z e n - z u k u n f t - s i -
chern-1728925041. 

Bürgerinnen und Bürger, die 
ebenfalls Interesse daran ha-
ben, ein solches Projekt in den 
Landkreisen München oder 
Ebersberg umzusetzen und über 
entsprechende Flächen verfü-
gen, können sich per E-Mail an 
projekte@aktionzukunft-plus.de 
wenden.  

Weitere Projekte vor Ort 

Neben dem Moorschutzpro-
jekt stehen weitere lokale Klima-
schutzprojekte zum Crowdfun-
ding bereit. Ein weiteres Projekt 
ist der Waldumbau im Ebersber-
ger Forst, ein Pendant zum Pro-
jekt im Forstenrieder Park. Ge-
sunde Wälder sind unverzichtba-
re Kohlenstoffsenken, während 
sterbende Wälder durch Zerset-
zung von Biomasse CO2 freiset-
zen. Der Verein Bergwaldprojekt 
e. V. transformiert labile Fich-
tenwälder im Forstenrieder Park 
und im Ebersberger Forst durch 
die Ansiedlung standortheimi-
scher Baumarten zu stabilen 
Mischwäldern. Im Rahmen der 
Herbst-Pflanzaktion 2024 sol-
len im Ebersberger Forst 10.000 
Bäume gepflanzt werden. 

Darüber hinaus hat auch das 
lokale Projekt „Humusaufbau in 
der Landwirtschaft“ eine neue 
Crowdfunding-Runde für die 
Anbauperiode 2025 gestartet. 
Hierbei werden Landwirte aus 
der Region unterstützt, auf ei-
ner Gesamtfläche von 50 Hektar 

anstelle von Mais Kleegras anzu-
bauen. Unter guten Bedingun-
gen kann Kleegras im Vergleich 
zu Mais bis zu 7.000 Kilogramm 
CO2 pro Jahr und Hektar binden. 

Zum Crowdfunding für die 
lokalen Projekte geht es hier: 
www.aktion-zukunftplus.de/
projekte 

Über die Aktion Zukunft+ 

Die Aktion Zukunft+ ist eine 
Initiative der Landkreise Mün-
chen und Ebersberg in Zusam-
menarbeit mit der Energieagen-
tur Ebersberg-München. Mit 
dem Erwerb von Zukunft+ Zer-
tifikaten unterstützen Bürge-
rinnen und Bürger, Unterneh-
men, Organisationen und Kom-
munen Klimaschutzprojekte im 
Landkreis München und welt-
weit. Spenderinnen und Spen-
der entscheiden dabei selbst, 
welches Projekt unterstützt und 
so via Crowdfunding in die Um-
setzung gebracht wird. Ein Zu-
kunft+ Zertifikat kann für 20 Eu-
ro erworben werden und ist mit 
dem Wert einer Tonne CO2 hin-
terlegt. Die eigenen Treibhaus-
gas-Emissionen können so nach 
individuellem Wunsch ganz oder 
in Teilen ausgeglichen werden. 
Die Spendenbeiträge finanzie-
ren zu gleichen Teilen ausge-
wählte Klimaschutzprojekte im 
Landkreis München sowie im 
globalen Süden.  r

Landkreis Traunstein:

Flächenankauf zum 
Schutz der Moore

Der Landkreis Traunstein hat im Moorgebiet „Ewige Sau“ in der 
Gemeinde Grabenstätt ein ca. 2,5 ha großes Niedermoorgrund-
stück gekauft. Der Ankauf wird von der Europäischen Union ko-
finanziert und von den Sachgebieten „Immobilien und Liegen-
schaften“ sowie „Naturschutz und Waldrecht“ abgewickelt. 

Laut der neu erschienen Moor-Emissionskarte der Hochschu-
le Weihenstephan-Triesdorf werden auf der gekauften Fläche 
derzeit jährlich ca. 75 Tonnen CO2-Äquivalenten emittiert. Aktu-
ell stammen etwa 8 Prozent der bayerischen Treibhausgasemis-
sionen aus trockengelegten Mooren.

Wichtiger Impuls

Ziel des Landkreises ist eine Renaturierung des Niedermoor-
grundstückes und die Herstellung eines klimaneutralen Zustan-
des. Die Artenvielfalt auf der Moorwiese soll durch eine scho-
nende Beweidung aufrechterhalten werden. Der Landkreis kann 
so einen wichtigen Impuls zum Klima- und Artenschutz in der Re-
gion setzen und unterstützt zugleich das Ziel des Freistaats Bay-
ern, bis 2040 eine Moorfläche von 55.000 ha zu renaturieren. r

Landkreis Regensburg: 

Logistik und Mobilität 
von morgen

Regensburg (RL). Der Landkreis Regensburg, die Technische Hoch-
schule Deggendorf, die Energieagentur Regensburg sowie das Clus-
ter Mobility & Logistics Regensburg haben im Technologie Campus 
Wörth-Wiesent mit großem Erfolg die Fachveranstaltung „Wasser-
stoff – Innovationsmotor für die Logistik und Mobilität von morgen“ 
durchgeführt und dabei wichtige Impulse für die Zukunft gesetzt.

Mit rund 160 Teilnehmenden 
aus Wirtschaft, Wissenschaft 
und Politik sowie 21 ausstel-
lenden Firmen, darunter BMW,  
GP Joule, MaierKorduletsch und  
Tyczka Energies bot die Ver-
anstaltung eine hervorragen-
de Plattform für intensiven Aus-
tausch und Vernetzung im Be-
reich Wasserstofftechnologien. 
In ihrer Eröffnungsrede beton-
te Landrätin Tanja Schweiger die 
Bedeutung von Wasserstoff als 
Schlüsselelement für eine nach-
haltige Zukunft: „Der Landkreis 
Regensburg begleitet den Aus-
bau von Wasserstofftechnologi-
en, um die regionale Wirtschaft 
zu stärken und einen Beitrag zum 
Klimaschutz zu leisten.“ Sie un-
terstrich die Wichtigkeit der Zu-
sammenarbeit von regionalen 
Akteuren, um Innovationen in 
der Mobilität und Logistik voran-
zutreiben.

Prof. Dr. Michael Sterner, inter-

national anerkannter Professor 
für Energiespeicher an der Ost-
bayerischen Technischen Hoch-
schule Regensburg, beleuchtete 
in seinem Vortrag die zentralen 
Herausforderungen und Chan-
cen der Wasserstoffnutzung in 
der Logistik und Mobilität. Er er-
klärte: „Wasserstoff ist nicht nur 
ein Energieträger, sondern der 
Treiber für die Transformation 
ganzer Wirtschaftssektoren. Die 
heutige Veranstaltung zeigt ein-
drucksvoll, wie wichtig regiona-
le Netzwerke sind, denn nur so 
kann auch die Wertschöpfung in 
der Region gehalten werden, was 
letztendlich das Ziel sein muss.“

Die 21 ausstellenden Unter-
nehmen präsentierten innova-
tive Lösungen entlang der ge-
samten Wasserstoff-Wertschöp-
fungskette – von der Produktion 
und Speicherung bis hin zur An-
wendung in der Logistik und Mo-
bilität.  r

Einzigartige Erfolgsgeschichte:

25 Jahre Therme Erding
In feierlichem Rahmen wurde jüngst das 25-jährige Jubiläum der 
Therme Erding begangen. Neben Ministerpräsident Dr. Markus Söder 
waren u.a. auch Sozialministerin Ulrike Scharf und der CSU-Fraktions-
vorsitzende Klaus Holetschek zu Gast, die beide die nachhaltigen und 
wirtschaftlichen Erfolge der Therme lobten. Auch wurde an den ver-
storbenen Thermengründer und Visionär Josef Wund erinnert.

Am 3. Oktober 1999 öffnete 
die Therme Erding vor den To-
ren Münchens zum ersten Mal 
ihre Pforten. Mit dem Ziel, Besu-
chern einzigartige, exotische Ur-
laubstage ohne lange Flugreisen 
zu bieten, setzte das Leuchtturm-
projekt von Beginn an neue Maß-
stäbe. Mit 700.000 Besuchern im 
ersten Jahr erfreute sie sich von 
Anfang an großer Beliebtheit.

Was mit der Vision vom Heilba-

den unter Palmen begann, entwi-
ckelte sich schnell zu einer riesi-
gen Urlaubswelt. 2007 wurden 
mit der Eröffnung des Galaxy Er-
ding Jugendliche und Familien als 
neue Zielgruppen erschlossen. 
Einen Gegenpol der Ruhe und 
Entspannung bildet noch heu-
te die parallel eröffnete, welt-
größte Saunalandschaft. Mit dem 
Bau des Hotelschiffs Victory und 
dem Gästehaus avancierte das 

Urlaubsparadies schließlich zur 
größten Therme der Welt.

Vorbild  
für nachhaltigen Betrieb

Die Therme Erding ist nicht nur 
ein Ort der Erholung, sondern 
auch ein Vorbild für nachhaltigen 
Betrieb in der Wellnessbranche. 
Das Thermalheilwasser der Ar-
deo-Quelle, die in 2.350 Metern 
Tiefe entdeckt wurde, wird nicht 
nur für die 40 Pools und Wasser-
becken genutzt, sondern auch 
zur nachhaltigen Energiegewin-
nung. Damit versorgt der Zweck-
verband Geothermie Erding um-
weltschonend Stadtteile, Neu-
baugebiete, Schulen, das Gewer-
begebiet sowie das Krankenhaus 
Erding mit Wärme.

Darüber hinaus wird an wei-
teren Solaranlagen und einem 
Ausbau der E-Ladestationen für 
Gäste gearbeitet, um den öko-
logischen Fußabdruck zu mini-
mieren. Die sofortige Produkti-
onsfähigkeit von bis zu 75 Pro-
zent des Strombedarfs an sonni-
gen Tagen zeigt das Engagement 
für eine grünere Zukunft.

Heute zählt die Therme Erding 
zu den zehn beliebtesten Reise-
zielen Deutschlands, wie eine erst 
kürzlich durchgeführte Umfrage 
der Deutschen Zentrale für Tou-
rismus belegt. „Weil wir heute 
spüren und erschaffen, was unser 
Gast sich morgen wünscht, sind 
wir Marktführer unserer Bran-
che“, bekräftigt Thermeninhaber 
Jörg Wund. Die Zahl der Über-
nachtungen von 150.000 im Jahr 
1999 ist auf mehr als 550.000 ge-
stiegen. 2023 begrüßte die Ther-
me Erding ihren dreißigmillions-
ten Besucher und feierte außer-
dem ihr erfolgreichstes Jahr aller 
Zeiten.

Die Therme Erding ist aber 
auch einer der bedeutendsten 
Wirtschaftsmotoren für die alt-
bayerische Herzogstadt. Insge-
samt wurden rund 1.000 Arbeits-
plätze geschaffen. Die enge und 
langjährige Zusammenarbeit mit 
regionalen Firmen sowie umfang-
reiche Investitionen stärken die 
lokale Wirtschaft und schaffen ei-
ne außergewöhnliche Vielfalt an 
Arbeitsplätzen.

Entsprechend hob Oberbürger-
meister Max Gotz die Bedeutung 
der Therme für die Region her-

vor: „Die Therme Erding ist nicht 
nur ein wirtschaftlicher Faktor für 
unsere Stadt, sondern auch ein 
Ort, der vielen Menschen Freude 
bringt. Sie hat sich zu einer wichti-
gen Anlaufstelle für Erholung und 
Freizeit entwickelt und zieht Be-
sucher aus der ganzen Welt an.“

Ministerpräsident Söder gra-
tulierte mit den Worten: „Süd-

see-Feeling in Bayern! Happy 
Birthday zum 25sten Geburtstag, 
Therme Erding! Die Kombination 
aus Spaßbad, Rutschenpark und 
Erholungs-Therme ist einzigartig. 
Das macht die Therme so span-
nend und beliebt… Herzlichen 
Glückwunsch zu diesem Erfolg 
und für den unternehmerischen 
Mut!  DK
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In den letzten Wochen konn-
te man ihnen nicht entkommen: 
Bücher. Literatur-Nobelpreis, 
Frankfurter Buchmesse, Deut-
scher Buchpreis, Friedenspreis 
des Buchhandels – kaum ein 
Tag verging ohne Meldungen 
über Bücher, Schriftsteller oder 
das Verlagsgeschäft. Und na-
türlich über die Nachtretereien 
und Eifersüchteleien derer, die 
sich auch für preiswürdig hiel-
ten, aber mit dieser Meinung in der Minderheit 
blieben. Dazu kam die Aufregung um verglühen-
de Showstars, die sich mit einem Buch nochmal 
die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit sichern 
wollen und den Trittbrettfahrern, die ihren Na-
men medial transportieren, indem sie den Stern 
böse anbellen. Gockelei als Abgesang auf die 
Prominenz.

Alles in allem ist es aber schon bemerkens-
wert. Dauernd heißt es, die Medienwelt sei nur 
noch digital geprägt, die Sozialen Medien ver-
drängten die vertrauten Formate der Informa-

tion und des Diskurses. Und plötzlich diskutiert 
gefühlt jeder über irgendwas mit Büchern: Über 
Literatur aus fernen Ländern, die aber auch un-
sere westliche Befindlichkeit anspricht, ebenso 
wie über fundierte Analysen in Sachtiteln. Und 
über die, die sich aus dem Dunkeln des Verges-
senwerdens durch die gekünstelte Aufregung 
um ein Buch retten zu können glauben.

Am bemerkenswertesten dürfte aber sein, 
dass ein nicht unumstrittenes und wahrschein-
lich sogar gefährliches social media-Angebot 
einen absoluten Buch-Hype unter seinen jun-
gen Nutzern ausgelöst hat. Das sonst für kurze 
Videoschnipsel, Tanz-Videos und raffinierte ex- 
tremistische Propaganda verrufene TikTok hat 
mit BookTok ein Format, auf dem sich munter 
über Bücher ausgetauscht wird, man Bücher be-
spricht, seine Leseerlebnisse teilt und das Buch 
quasi (wieder) zum Teil der Jugendkultur wird. 
Laut Eigenangabe wurden 2023 über 12 Millio-
nen auf #BookTok gelistete Bücher in Deutsch-
land verkauft.

Nun sind das nicht durchgängig Bücher, die 
vor dem strengen Auge jedes Deutschlehrers 
oder Feuilletonchefs bestehen können. Aber was 
die Jugend in den 50er, 60er, 70er und 80er Jah-
re gelesen hat und heute zu Recht vergessen ist, 

war ja auch nicht durchwegs 
eine Krone literarischen Schaf-
fens. Und so mancher Boo-
mer, dem seine Eltern das Ta-
schengeld gestrichen haben, 
weil er dafür Micky-Maus-Hef-
te kaufte, nimmt stillvergnügt 
zur Kenntnis, dass die genialen 
Übersetzungen der Geschich-
ten aus Entenhausen durch  
Erika Fuchs heute in sprach- 
wissenschaftlichen Seminaren 

behandelt werden.
Das Buch ist also nicht tot, auch wenn es in 

verschiedenen Formen daherkommt. Nehmen 
Sie den Bürgermeister. Sonntag nachmittags 
liebt er seine Lektürestunde mit einem schö-
nen Hardcover, dessen Haptik für ihn ein Teil 
des Lesevergnügens ist. Auf Reisen, in der Bahn 
oder am Strand, geht für ihn nichts über seinen 
E-Book-Reader, mit dem er eine vielhundert- 
fache Bibliothek im handlichen Handyformat zur 
Verfügung hat. Wenn er allein Auto fährt, hat er 
sich angewöhnt, ein Hörbuch aus der Anlage des 
Fahrzeugs schallen zu lassen, die früher mal als 
Autoradio bezeichnet wurde, heute aber wohl 
anders heißt.

Dabei lässt er sich nicht auf die Diskussion ein, 
ob ein Hörbuch überhaupt ein Buch sei. Schließ-
lich ist das Vorlesen für jeden Menschen die Ein-
stiegsdroge in die Welt der aufgezeichneten Fan-
tasie und angefixt werden sie durch Mütter, Vä-
ter und Großeltern, die Gute-Nacht-Geschichten 
vorlesen oder das fiebernd darniederliegende 
Kind durch eine Erzählung ablenken wollen. OK, 
meist lesen die nicht so wie die sonoren Stimmen 
der Schauspieler, die Hörbücher lesen, aber die 
Liebe und Fürsorge in der Stimme der Sorgenden 
ist für den kleinen Erdenbürger ein schöneres Er-
lebnis als für Erwachsene Rolf Boysen, wenn er 
die Illias liest.

Totgesagte leben also länger und so dürfen 
wir uns wohl auch in Zukunft auf eine reichhal-
tige Produktion von Autorinnen, Autoren und 
Verlagen freuen. Wir können neugierig bleiben 
und uns in neuen Vertriebsformaten wie Lite-
ratur-Café, Wein+Buch, Literarischer Käseladen 
oder bei Manga-Nights auf Leseerlebnisse ein-
stellen.

Hüten müssen wir uns vor einer Haltung wie 
sie Ernest Hemingway beschreibt: „Ein klas-
sisches Werk ist ein Buch, das die Menschen  
loben, aber nie lesen.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Das Buch lebt!

Unterfränkische Integrationspreise 2024:

Initiativen mit Vorbildcharakter
Nachhaltige, erfolgreiche und insbesondere ehrenamtliche Akti-
vitäten, die in vorbildlicher Weise die Integration der Mitbürgerin-
nen und Mitbürger mit Migrationshintergrund in Unterfranken un-
terstützen, wurden von Regierungsvizepräsident Jochen Lange und 
Innenstaatssekretär Sandro Kirchner in Würzburg mit dem Integra-
tionspreis 2024 ausgezeichnet. Ausgewählt wurden drei Hauptpreis-
träger, zusätzlich wurde ein Sonderpreis verliehen. Das Preisgeld in 
Höhe von insgesamt 6.000 Euro stellte das Bayerische Staatsminis-
terium des Innern, für Sport und Integration aus vom Bayerischen 
Landtag bewilligten Haushaltsmitteln zur Verfügung.

Mit dem 1. Preis (2.500 Eu-
ro) geehrt wurde „Glück auf Rä-
dern“, ein Schülerprojekt an der 
Mönchbergschule in Würzburg. 
Dabei handelt es sich um ein in-
terkulturell-generationenüber-
greifendes Projekt, das hand-
werkliches Tun, Spracherwerb 
und soziales Lernen verzahnt. 
Lehrerin Mareike Eder setzte das 
Projekt weit über ihre dienstli-
che Zeit hinaus mit 13 Jugendli-
chen der 9. Klasse aus neun Län-
dern um. Es ging darum, gespen-
dete, defekte Fahrräder zu inspi-
zieren, Ersatzteile zu besorgen 
und die Räder zu reparieren. Mit 
diesen werden die Jugendlichen 
im jetzt begonnenen Schuljahr 
Kindergärten und Seniorenhei-
me besuchen, mit jungen und al-
ten Menschen ins Gespräch kom-
men, voneinander berichten, ge-
meinsam spielen und miteinan-
der lernen.

Sich mit Freude  
sozial engagieren

Nach einem Spendenauf-
ruf schenkten Bürger der Schu-
le rund 20 gebrauchte Fahrräder. 
Die Jugendlichen der Qualiklasse 
reparierten diese Räder. Sie fuh-
ren hierzu einmal in der Woche 
in eine Werkstätte. Auf scheinbar 
spielerische Art und Weise ist es 
der Initiatorin gelungen, die Ju-
gendlichen in ihrem handwerk-
lichen Geschick zu schulen, die 
Sprachentwicklung zu fördern 
und sich mit Freude sozial zu en-
gagieren.

Über den 2. Preis (2.000 Euro) 
freute sich der Helferkreis in Arn-
stein, der sich bereits 2015, als 
dort die Notunterkunft des Land-
kreises Main-Spessart zur Auf-
nahme von Geflüchteten unter-
gebracht war, die Unterstützung 
von Geflüchteten zur Aufgabe 
gemacht hat. Waren damals der 
Aufbau und Betrieb einer Kleider-
kammer, die Alltagsbegleitung 
sowie ehrenamtliche Sprachkur-
se das Betätigungsfeld, unter-
stützt er seit Beginn des Ukrai-
ne-Kriegs im Frühjahr 2022 nicht 
nur Kriegsflüchtlinge in Arnstein, 
sondern organisiert seitdem 
Hilfsgüterlieferungen in die Uk-
raine und deren Anrainerstaaten, 
um die dort verbliebenen Men-
schen und Binnenflüchtlinge zu 
unterstützen.

Die Kleiderkammer wurde zu 
einem Second Hand-Laden wei-
terentwickelt, in dem jeder ein-
kaufen kann. Darüber hinaus 
gehören weiterhin Alltagsbe-
gleitung – Übersetzung, Behör-
denangelegenheiten, Wohnungs-
suche und Arbeitsmarktinteg-
ration zu den Unterstützungs-
leistungen. Der multinationale 
Helferkreis Arnstein mit seinen 
rund 20 ehrenamtlichen Helfen-
den aus verschiedenen Nationa-
litäten ist eine private Initiative 
und spendenfinanziert. Die Erlö-
se aus dem ehrenamtlichen Se-
cond-Hand-Laden fließen direkt 
in die Hilfsgüterlieferungen in die 
Ukraine.

Den 3. Platz (1.000 Euro) er-
hielt das vom Bayerischen Staats-
ministeriums des Innern und für 
Sport und Integration geförderte 
und Ende 2016 gestartete Projekt 
„Lebenswirklichkeit in Bayern – 
ein Projekt für Frauen und Kinder 
mit Migrationshintergrund“ beim 
Sozialdienst katholischer Frauen 
e.V. Schweinfurt. Im Rahmen des 
Projekts findet i.d.R. wöchent-
lich ein Frauentreff mit Kinder-
betreuung statt. Dabei handelt 

es sich um Info-Veranstaltungen, 
ggf. mit externen Referentinnen, 
gemeinsamen Aktivitäten oder 
Ausflüge. Auftretende Informati-
onsbedarfe und Integrationspro-
bleme werden ad hoc aufgegrif-
fen und niedrigschwellig durch 
Info-Veranstaltungen oder die 
Vermittlung weiterführender Hil-
fe bearbeitet – so gab es in den 
vergangenen Jahren beispiels-
weise Veranstaltungen zu den 
Themen Schulische Bildung, In-
tegration in Arbeit, Versicherun-
gen oder ehrenamtliche Beschäf-
tigungsmöglichkeiten.

Bedarfsorientierte  
Unterstützung

Durch die enge Anbindung an 
und das Vertrauen in die Projekt-
leiterin Olha Sekeriadis werden 
die Frauen auf dem Weg der Inte-
gration in Deutschland bedarfso-
rientiert unterstützt. Mit der en-
gen Verzahnung des Kinderhau-
ses Ledward (ein offener Kinder-
treff für Flüchtlingskinder) und 
dem Projekt „Lebenswirklich-
keit in Bayern“ hat sich der Sozi-
aldienst katholischer Frauen e.V. 
Schweinfurt als feste Anlaufstelle 
für Frauen mit Migrationshinter-
grund etabliert.

Der Sonderpreis (500 Euro) 
ging schließlich an das Würzbur-
ger Moscheen Bündnis (WMB), 

gegründet 2016, um die Zusam-
menarbeit zwischen den fünf 
sunnitischen Moscheegemein-
den in Würzburg zu stärken und 
gemeinsam nach außen aufzu-
treten. Auch die Stadt Würzburg 
war sehr daran interessiert, ei-
nen festen Ansprechpartner der 
Moscheegemeinden zu haben. 
Unter der Leitung von Ahmet Ba-
stürk als 1. Vorsitzenden hat das 
WMB in den vergangenen acht 
Jahren verschiedene wertvolle 
Projekte zur nachhaltigen Inte-
gration von Muslimen in Unter-
franken umgesetzt.

Mit ständiger Korrespondenz 
und Kommunikation mit der 
muslimischen Bürgerschaft fil-
tert das Würzburger Moscheen 
Bündnis aktuelle Themen und 
Herausforderungen der Commu-
nity heraus, um diese mit diver-
sen Aktionen zu lösen. Beispiel: 
Rassistische Übergriffe auf Frau-
en häuften sich, so dass eine di-
rekte Kommunikation mit der 
Stadt und Polizei gesucht und ei-
ne Podiumsdiskussion geplant 
und durchgeführt wurde. In die-
sem Zusammenhang bot das 
WMB zum einen den betroffe-
nen Damen Hilfestellungen. Zum 
anderen sensibilisierte die Veran-
staltung die weitere Bevölkerung 
für die Problematik.

Das Moscheen Bündnis verein-
facht viele Prozesse, sei es als An-
sprechpartner oder als Sprach-
rohr. Es erfolgt ein regelmäßiger 
Austausch mit der Stadt, Polizei 
und den Behörden, ebenso wird 
kontinuierlich Aufklärungsarbeit 
an Bildungszentren und Schulen 
betrieben und Themen des musli-
mischen Glaubens kultursensibel 
vermittelt. Zudem werden ehren-
amtliche Moscheeführungen für 
Schulklassen organisiert.  DK

Offizielle Freigabe des Platzes durch (v.l.) Landrat Bernd Obst, Mi-
chael Olesch vom LIONS Club Cadolzburg, Planerin Friederike Rühl, 
Friederike Beyer von der Stiftung „Lebendige Stadt“ und Veitsbronns  
1. Bürgermeister Marco Kistner.  Bild: Bayer

Gemeinde Veitsbronn:

Kreppendorfs  
neuer Dorfplatz

Nach jahrelanger Planung und monatelanger Bauzeit wurde der 
neugestaltete Dorfplatz im Veitsbronner Ortsteil Kreppendorf im 
Oktober feierlich eröffnet. Wo vor nicht allzu langer Zeit noch Erd-
haufen von Kanalarbeiten lagerten, präsentiert sich nun ein na-
turnah gestalteter Treffpunkt mit Blühfeldern, Bäumen und einer 
Kinderschaukel.

Ein besonderer Blickfang ist die 
360-Grad-Liege am Rande des 
Platzes, die eine beeindruckende 
Aussicht auf den Zenngrund bie-
tet. Das Konzept wurde in Zusam-
menarbeit mit der Bürgerschaft 
und dem Planungsbüro „dasselbe- 
ingrün“ entwickelt und setzt auf 
Nachhaltigkeit und Naherholung.

Dank Fördergeldern, u.a. 
30.000 Euro von der Stiftung „Le-
bendige Stadt“ und 5.000 Euro 
vom Naherholungsverein Loren-
zer Reichswald, konnte der Platz 
trotz knapper Gemeindefinanzen 
realisiert werden. Der Lions Club 
Cadolzburg spendete zudem eine 
Linde, die bei der Einweihung ge-
pflanzt wurde.

Zur Feier konnte Veitsbronns 
Erster Bürgermeister Marco 
Kistner zahlreiche Gäste begrü-
ßen, darunter auch den früheren 
EU-Kommissar und Ministerprä-
sident von Baden-Württemberg 
a.D. Günther Oettinger und den 
Fürther Landrat Bernd Obst. 

Gelungene Umgestaltung

Trotz eines kurzen Regen-
schauers war die Stimmung bei 
den Besuchern hervorragend. 
Ein Gast brachte die gelungene 
Umgestaltung treffend auf den 
Punkt: „Es schaut so aus, als hät-
te der Platz schon immer so da 
sein sollen.“  r

Landkreis München:

Dritte Ganztagskonferenz
Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder; Vorbereitungen 

auf den Rechtsanspruch ab 2026
Ab 2026 wird der gesetzliche Rechtsanspruch auf ganztägige Betreu-
ung für Grundschulkinder (GaFöG) schrittweise in Deutschland ein-
geführt. Im Vorfeld dieser Änderung fand Anfang Oktober im Fest-
saal des Landratsamts München die dritte Ganztagskonferenz unter 
dem Motto „Es braucht ein ganzes Dorf, um ein Kind zu erziehen“ 
statt. Die Veranstaltung wurde in Zusammenarbeit mit der Kommu-
nalen Jugendarbeit des Kreisjugendrings München-Land organisiert. 

Ziel der Veranstaltung war es, 
aktuelle Entwicklungen und Her- 
ausforderungen im Zusammen-
hang mit der Einführung des 
Rechtsanspruchs zu diskutieren 
und gemeinsam Lösungen zu er-
arbeiten, um eine bedarfsgerech-
te Ganztagsbetreuung im Land-
kreis München sicherzustellen. 

Rund 80 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer, darunter Bürger-
meisterinnen und Bürgermeis-
ter, Sozialreferentinnen und -re-
ferenten sowie Schulleitungen 
aus dem Landkreis München und 
Vertreterinnen und Vertreter der 
freien Wohlfahrtspflege, nahmen 
an der Veranstaltung teil. Nach 
der Begrüßung stellte die Ge-
meinde Höhenkirchen-Siegerts-
brunn ihr innovatives Modell zur 
Ganztagsbildung ausführlich vor. 
Zusätzlich boten Informations- 
und Impulsstationen den Anwe-
senden die Möglichkeit, aktiv 
mitzuwirken und sich auszutau-
schen. 

Sozialräumliche  
Ganztagsbildung (SoGa) 

Die Gemeinde Höhenkirchen- 
Siegertsbrunn präsentierte im 
Rahmen der Tagung das Modell 
des „Bildungscampus“, das be-
stehende Einrichtungen, Verei-

ne und Anbieter – wie etwa die 
Volkshochschule – mit den bei-
den örtlichen Grundschulen ver-
netzt. 

Die bisherigen Einrichtun-
gen wurden zu sogenannten 
„Stammhäusern“ weiterentwi-
ckelt, die themenspezifische För-
derung in Bereichen wie Sport, 
Sprache, Musik oder Umwelt an-
bieten. Ergänzt wurde das Ange-
bot durch einen offenen Kinder-
treff ohne Anmeldepflicht. 

Der Bildungscampus ermög-
licht es den Kindern, ihre Nach-
mittage nach eigenen Interessen 
zu gestalten, sei es in Sport, Mu-
sik, Natur oder kreativen Aktivi-
täten. Dabei soll auch die Mitbe-
stimmung der Kinder im Sinne ih-
rer Kinderrechte gefördert wer-
den. Für die Familien bietet das 
Modell mehr Flexibilität bei den 
Betreuungszeiten, um den Alltag 
besser mit den Bedürfnissen der 
Eltern zu vereinbaren. In der Test-
phase des Modells zeigte sich die 
Notwendigkeit einer Koordinie-
rungsstelle, um die Angebote zu 
steuern und die Kinder optimal 
zu verteilen. 

Die Veranstaltung ermöglichte 
den Teilnehmenden darüber hin-
aus, sich an verschiedenen Stati-
onen zu wichtigen Aspekten der 
Ganztagsbildung auszutauschen. 

Ein zentrales Thema war die För-
derung der eigenständigen Mo-
bilität der Kinder in ihrer Ge-
meinde, was im Rahmen des Bil-
dungscampus eine wichtige Rol-
le spielt. Weitere Diskussionen 
drehten sich um die Organisati-
on und Koordination der Ganz-
tagsangebote, die Neugestaltung 
von Horten und die Umsetzung 
von Inklusion im Ganztagsbe-
reich. Gemeinsam wurden krea-
tive Lösungsansätze entwickelt, 
um den anstehendenHerausfor-
derungen zu begegnen. 

Hintergrund

Aktuell werden bereits 80 Pro-
zent der Kinder im Landkreis 
München nachmittags in einer 
Betreuungseinrichtung versorgt. 
„Die Organisation variiert jedoch 
stark zwischen den Gemeinden 
und Städten, weshalb eine kon-
krete Bedarfsplanung vor Ort er-
forderlich ist, um den Ausbau bis 
2026 sinnvoll zu gestalten“, be-
tont Sarah Stadler, stellvertre-
tende Leiterin des Referates für 
Kinder, Jugend und Familie. „In-
novative Lösungen wie das Mo-
dell in Höhenkirchen-Siegerts-
brunn sind notwendig, da auch 
der Fachkräftemangel uns in die-
sem Bereich beschäftigt“, so Sa-
rah Stadler weiter.  

Elisabeth Moroder-Özcan und 
Lena Schuster, die kommunalen 
Jugendpflegerinnen des Land-
kreises München, ergänzten, 
dass neben dem quantitativen 
Ausbau der Betreuungsplätze die 
Bedürfnisse der Kinder nicht aus 
den Augen verloren werden dür-
fen. Der bevorstehende Rechts-
anspruch ist ein geeigneter An-
lass, um gemeinsam ein nachhal-
tiges Bildungskonzept zu entwi-
ckeln und umzusetzen.  r
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Vorschau auf GZ 21
In unserer Ausgabe Nr. 21/2024, die am 7. November 2024 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT l E-Government l Breitband l Mobilfunk
• Arbeitsplatz Kommune
• Kommunaler Bau
• Ortskernbelebung
• Gestaltung öffentlicher Räume l Stadtmobiliar
• Renovierung l Denkmalschutz
• Kommunalfahrzeuge l Fuhrpark

Energiedienstleistung

Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung Kommunale  

Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

Kommunalfinanzierung

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171 / 9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171 / 9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

KommunalfahrzeugeAltersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Glasfaser / Glasfaserausbau

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Länderfahnen

Gemeindefahnen

Maste

Bekleidung

uvm.

Grünes Licht  
für Glasfaser.
Sichern Sie sich Glasfaser-Ausbau- 
kapazitäten für Ihre Kommune unter:
  

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86, 85737 Ismaning
unseregrueneglasfaser.de

0800 410 1 410

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

Gemeinsam stark  
gegen Extremwetter

Oberland-Netzwerk zur Anpassung an den Klimawandel gestartet
Auch im Oberland steigen die Temperaturen und damit die extre-
men Wetterereignisse, mit großen Schäden für Gesundheit, Gesell-
schaft, Wirtschaft, Infrastruktur und Natur. Das BMBF-geförderte 
Projekt KARE zur Anpassung an den Klimawandel hat darum jetzt 
ein Netzwerk ins Leben gerufen, bei dem sechs Kommunen und zwei 
Landkreise aus dem Oberland die Auswirkungen des Klimawandels 
auf ihre Gegend abschätzen und ihre Fähigkeiten zur Anpassung stei-
gern können. Anfang Oktober fand das erste Treffen im Zugspitzsaal 
in Weilheim mit 22 Teilnehmerinnen und Teilnehmern statt.

Einblicke  
der Netzwerk-Kommunen

Starkregen und Hagel, Hit-
ze und Trockenheit, Hangrut-
sche, Hochwasser und extremer 
Schneefall: Von extremen Wet-
terereignissen, die bereits auf 
ihrem Gebiet stattgefunden ha-
ben, konnten beim ersten Netz-
werktreffen in Weilheim alle 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer berichten. Die Mitglieder 
im Netzwerk sind dabei ausge-
wählte Kommunen verschiede-
ner Größen, Rahmenbedingun-
gen und Anpassungs-Erfahrun-
gen: Iffeldorf, Polling und Groß-
weil, Hausham, Penzberg und 
Wolfratshausen, sowie die Land-
kreise Garmisch-Partenkirchen 

und Weilheim-Schongau. Und 
sie waren sich einig „Wir wollen 
nicht nur auf den Klimawandel 
und Extremwetterereignisse re-
agieren, sondern im Vorhinein 
agieren“.

Aufgrund der unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen sind 
aber, trotz extremer Wetterer-
eignisse in allen Kommunen, die 
Erfahrung mit Anpassungsmaß-
nahmen völlig verschieden, wie 
bei der Veranstaltung deutlich 
wurde: Von bisher fehlenden Er-
fahrungen bis hin zu Kommunen, 
die bereits an einem Konzept 
zum kommunalen Sturzflutrisiko- 
Management arbeiten – Klima-
schutzmanagerin Natalie Fischer 
aus Wolfratshausen berichtete – 
oder dem Aktionssommer 2023 

zur Hitzeaufklärung, den Vero-
nika Schellhorn vom Landkreis 
Weilheim-Schongau nannte. 

Netzwerk zur Anpassung  
an den Klimawandel

Und so soll das neue Netz-
werk mit den verschieden struk-
turierten Kommunen funktio-
nieren, wie Projektleiterinnen 
Dr. Anne von Streit (LMU) und 
Dr. Cornelia Baumann (EWO) 
beim Treffen vorstellten: Zum 
einen unterstützt das Projekt-
team aus Forschung (LMU Mün-
chen, ifo-Institut, Ingenieurbüro 
Dr. Blasy - Dr. Øverland) und Pra-
xis (Bürgerstiftung Energiewende 
Oberland) die Netzwerkmitglie-
der über drei Jahre bei der An-
passung an den Klimawandel. Bei 
sechs Treffen bis 2026 erhalten 
die teilnehmenden Kommunen 
und Landkreise Einblicke, wel-
che Auswirkungen Klimawandel 
und extreme Wetterereignisse in 
ihrem Gebiet haben und wie sie 
den Risiken begegnen können.

Ergebnisse und Planungshilfen

Außerdem werden aktuelle 
Fragestellungen und Bedarfe der 
Kommunen und Landkreise be-
handelt. Aber auch untereinan-
der sollen die Mitglieder vonein- 
ander lernen können. Und die 
KARE Ergebnisse und Planungs-
hilfen sollen, getestet durch die 
unterschiedlichen Mitglieder im 
Netzwerk, schließlich auf die gan-
ze Region Oberland übertragen 
werden können.  r

Netzwerktreffen von Vertreterinnen und Vertretern der Gemeinden Iffeldorf, Polling, Großweil, Hausham, 
Stadt Penzberg, Stadt Wolfratshausen, der Landkreise Garmisch-Partenkirchen und Weilheim-Schongau, 
der LMU München, des KIT-Campus Alpin, des ifo Instituts, des Ingenieurbüros Dr. Blasy - Dr. Øverland 
GmbH und der Energiewende Oberland.  Bild: Energiewende Oberland

Landkreis München:

Gemeinsamer Plan  
für den Klimaschutz

Fortschreibung der Klimaschutzerklärung 29++ setzt klare Ziele 
Ende September hat der Kreistag des Landkreises München eine 
umfassende Fortschreibung der Klimaschutzerklärung 29++ be-
schlossen. Diese aktualisierte Erklärung stellt die Weichen für die 
nächsten Jahrzehnte und legt konkrete Ziele zur Reduktion der 
Treibhausgas-Emissionen fest. Bis 2045 will der gesamte Land-
kreis treibhausgasneutral sein.  

Die aktualisierte Klimaschutzer-
klärung definiert drei zentrale Zie-
le: Bis 2030 sollen die jährlichen 
Pro-Kopf-Emissionen im Land-
kreis auf 2,9 Tonnen CO2-Äqui-
valent gesenkt werden. Bis 2045 
wird angestrebt, in den Bereichen 
Wärme und Strom treibhausgas-
neutral zu sein. Das langfristige 
Ziel ist, den gesamten Landkreis 

München bis 2045 vollumfänglich 
treibhausgasneutral zu machen. 

Diese Ziele ergeben sich aus 
den individuellen Zielsetzungen, 
die sich 27 der 29 Kommunen im 
Landkreis gegeben haben. Die Zie-
le der Kommunen basieren dabei 
nicht nur auf den Erkenntnissen 
aus der Vergangenheit, sondern 
auch auf dem Einsatz innovativer 

Werkzeuge wie dem Treibhaus-
gas (THG) -Ziele Tool oder dem di-
gitalen Energienutzungsplan. Die-
se Werkzeuge ermöglichen es 
den Kommunen, fundierte An-
nahmen über die Erreichbarkeit 
der Klimaziele zu treffen. 

Orientierung an Klimazielen 
des Freistaats 

Generell will sich der Landkreis 
München im interkommunal ab-
gestimmten Prozess am Ziel der 
Treibhausgasneutralität des Frei-
staats Bayern im Jahr 2040 orien-
tieren. Er hat sich daher zum Ziel 
gesetzt, die THG-Emissionen im ei-
genen Aufgabenbereich sowie an 
den weiterführenden Schulen bis 
2040 auf null zu senken. Längstens 
bis zu diesem Zeitpunkt wird der 
Landkreis verbleibende Restemis-
sionen auch durch die Aktion Zu-
kunft+ ausgleichen.  r 




